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1 Die folgenden Ausführungen wurden zuerſt in der Täglichen Rundſchau 
vom 27. September bis 22. November veröffentlicht. Ich drucke ſie jetzt zu⸗ 
ſammen in meinem Jahrbuch wieder ab, weil ich glaube, daß der Verſuch einer 
Vergleichung der Finanzgeſchichte von Frankreich, Sſterreich, England und 
Preußen von 1500 — 1900 einigen dauernden Wert haben dürfte. Was ich über 
das 19. Jahrhundert 1955 iſt im ganzen dem 1 bekannt, die Unter⸗ 
ſuchung über 1500 —1815 dagegen bringt auch dieſem manches Neue, fie hat mich 
jahrelang beſchäftigt und ich trug die Hauptreſultate am 5. Dezember 1907 in 
der Akademie vor, habe dieſen Vortrag aber nicht drucken laſſen, weil manche 
Zahlen noch der Nachprüfung bedurften. Jetzt im Jahrbuch den ganzen quellen 
mäßigen Apparat beizufügen, auf dem die „Betrachtungen“ ruhen, war ur⸗ 
ſprünglich meine Abſicht. Aber ich habe jetzt unmöglich Zeit, ihn druckfertig 
auszuarbeiten; er würde auch die Abhandlung auf mehr als den doppelten 
Umfang ſteigern. 
Jahrbuch XXXIII I, hrsg. v. Schmoller. 1 


Guſtav Schmoller. 


I. Die Schwierigkeiten aller Staatsfinanz. 


Wir ſtehen im Deutſchen Reiche vor einer wichtigen, tiefgreifen⸗ 
den Finanzreform. Noch überſehen wir nicht, ob ſie gelingen, ob 
ihr Mißlingen das Vaterland ſchwer kompromittieren wird. Da iſt 
es wohl am Platze, auch mal die Blicke rückwärts zu wenden und 
zu fragen, wie die europäiſche Staatenbildung von der Finanzent⸗ 
wicklung abhing; zu zeigen, in welcher Weiſe den Regierungen und 
Völkern das unendlich ſchwierige Problem der modernen Finanz— 
entwicklung gelang. Wir verſtehen dabei unter letzterer die Her- 
ſtellung eines großen ſtaatlichen Haushalts, der in der Hauptſache 
auf Geldwirtſchaft beruht, neben den alten Mitteln eines Domänen- 
beſitzes und neben perſönlichen Kriegs- und andern Naturaldienſten 
ein großes Geldſteuerſyſtem und Geldſchuldweſen ausgebildet hat. 
Es iſt ein Prozeß, der erſt in den letzten paar Jahrhunderten ſich 
langſam vollzog, der erſt in dem letzten ſeine rieſenhafte Ausbildung 
empfing. Denn wenn das habſüchtigſte Finanzgenie Frankreichs, 
Philipp der Schöne, es auch ſchon gegen 1300 auf 10,8 Mill. 
heutiger Mark reiner Staatseinkünfte und ähnlich die gut regierte 
Republik Venedig 1423 auf 11 Mill. brachte, ſo war doch der als reich 
geltende deutſche König Karl IV. in der zweiten Hälfte des 14. Jahr⸗ 
hunderts nicht über 3, Karl V. 1518 nicht über 32, Karl II. von 
England 1660 — 70 erſt auf 36, Kaiſerin Katharina von Rußland 1762 
auf 53, Friedrich II. von Preußen 1786 auf 60—69 Mill. ge 
kommen. Demgegenüber ſtand das reine Staatseinkommen Englands 
1790 auf 340, das Frankreichs im 18. Jahrhundert auf 320 bis 
480 Mill. Mk. Heute (1907) balancieren die ſtaatlichen Brutto⸗ 
budgets nach dem Gothaiſchen Hofkalender: Großbritannien mit 4234, 
Frankreich mit 2967, Deutſchland (Reich und Staaten zuſammen 
nach Zahn 1902) mit 6—7000 Mill. Mk. Reduziert man die 
letzteren Zahlen auch um ein gutes Drittel, um ungefähre mit den 
älteren vergleichbare Nettozahlen zu bekommen, ſo war es doch viel— 
leicht das ſchwierigſte wirtſchaftliche Kunſtſtück überhaupt, aus 
ſtaatlichen Haushalten mit etwa 1 Mill. Mk., wie ſie etwa von 
1250-1350 ſtanden, bis 1600 ſolche von 10—60 Mill., bis 1789 
ſolche von 100—400 Mill. und von 1789 bis heute ſolche von 
2—4000 Mill. Mk. verfügbarer Jahreseinnahme und ausgabe zu 
erhalten. Wir haben in dieſen paar Zahlen wenigſtens einen ganz 
ungefähren Maßſtab der ſich entwickelnden Staatsfinanzen, wenn 
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auch die Veränderung des Geldwerts dabei abſichtlich nicht berück⸗ 
ſichtigt iſt, wenn auch die Steigerung deshalb viel zu groß erſcheint, 
weil in älterer Zeit viel erheblichere ungebuchte Naturalabgaben und 
-dienfte neben den Geldeinnahmen ſtanden und weil erſt ſehr langſam 
die Staatseinnahmen an einer zentralen Stelle in einheitliche Zahlen 
zuſammengefaßt wurden; alle älteren Angaben enthalten vieles nicht, 
was ſpäter im Staatsbudget ſtand. Die Budgets waren früher 
alle Netto-, heute ſind es Bruttobudgets. 

Einzelne große und mächtige Staaten, vor allem kriegeriſche 
Eroberungsſtaaten, hat es natürlich lange vor den Staaten mit 
moderner Geldfinanz gegeben. Sie beruhten auf einem ſehr großen 
ſtaatlichen Grundbeſitz, ſowie auf einer Naturalabgabenverfaſſung, 
welche der Zentralgewalt große Geſchenke, Getreide-, und Viehzehnten 
und Ahnliches zuführte, endlich auf einer Naturaldienſtverfaſſung, 
welche in Form von Arbeitsfronen, Kriegsdienſten, Wagen, Pferde⸗ 
und Schiffsgeſtellung die Kräfte der Völker zu weitgehender Ver⸗ 
fügung der Zentralgewalt ſtellte. So Großes mit ſolcher Verfaſſung 
zeitweiſe geleiſtet wurde, ſo drückend, ja deſpotiſch, alle private 
Wohlſtandsentwicklung, alle individuelle Freiheit vernichtend war ſie. 
Sie konnte ſich nirgends auf die Dauer halten. Ihre notwendige 
Auflöſung bedeutete für viele Staaten die raſch eintretende Macht— 
loſigkeit, oft den Untergang. Zumal da andere Gründe die meiſten 
älteren großen nationalwirtſchaftlichen Reiche in eine Unzahl Stadt⸗ 
ſtaaten, Grundherrſchaften, Kleingebiete, Territorialſtaaten verwan⸗ 
delten, ſehen wir in dieſer Epoche, die für Weſteuropa hauptſächlich 
in die Zeit vom 11.—16. Jahrhundert fällt, gerade in der Zeit be- 
ginnender Geldwirtſchaft und ſich auflöſender Naturalwirtſchaft, die 
größte finanzielle Schwäche und Hülfloſigkeit. Die alten Arten der 
Machtkonzentration: feudaler Kriegsdienſt, Gemeindeſchiffsgeſtellung, 
Fronen aller Untertanen verſagen; der alte große ſtaatliche Grund⸗ 
beſitz wird verſchleudert; die neuen, geldwirtſchaftlichen Einrichtungen 
der künftigen Finanz ſind noch nicht vorhanden oder werden zunächſt 
ſo unvollkommen ausgebildet, auch vielfach ſo brutal angewendet, 
daß ſie wenig oder nichts leiſten, die Völker durch Fiskalität er⸗ 
drücken. 

In den Jahrhunderten der ſich ausbildenden, durch Geld-, 
Markt⸗ und Kreditverkehr ſich entwickelnden Volkswirtſchaft und der 
ſich vergrößernden Staaten (etwa von 1400 —1800) ſoll nun zweierlei 
geſchehen: Einmal ſoll die privatwirtſchaftliche Marktproduktion, ihr 


Abſatz, die beginnende Unternehmung, der private und Kompanie⸗ 
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handel, es ſoll der Abſatz der landwirtſchaftlichen Produkte der 
Bauern und Gutsbeſitzer nach den Städten ſich ausbilden; es ent— 
ſtehen die modernen privaten Geld- und Kreditformen, aber alles 
noch unvollkommen und taſtend, erſt von 1750 —1860 zu einiger 
Vollkommenheit durch die freiere Verfaſſung alles wirtſchaftlichen 
Lebens gelangend. Und daneben ſollen dieſe neuen wirtſchaftlichen 
Kräfte mit ihren Mitteln, Kapitalien und Formen nun die Grund— 
lage für den ſtaatlicher Haushalt in ſeiner neuen Geſtaltung bieten: 
ein unſagbar ſchwieriges Problem, doppelt ſchwierig, weil es ſich 
einerſeits um das harmoniſche Zuſammenwirken von Staats- und 
Privatwirſchaft handelt und anderſeits um die Abgrenzung der 
Mittel für beide Sphären, um den Kampf zwiſchen der zugreifenden 
Staatsfinanz und der ſich gegen übermäßige Zumutungen verteidigenden 
Privatwirtſchaft. 

Die ſtaatliche Domänenverwaltung führt faſt überall einen 
erſchöpfenden Kampf mit der Kirche, dem Adel, den ſonſtigen 
Pfandinhabern um die Erhaltung des Kammergutes, event. um 
ihre Ausdehnung auf Bergwerke, Salinen, Forſten. Die ſtaatlichen 
Gewalten ſind ſchon gegen 1500, viele in ſteigendem Maße bis 
1700 in Abhängigkeit von in- oder ausländiſchen Kapitaliſten⸗ 
kreiſen; faſt alle große Finanzleiſtung iſt dadurch bedingt, wird 
aber auch dadurch auf Abwege gedrängt, oft vollſtändig korrumpiert. 
Die etwas beſſere und) geordnetere Benutzung des Staatskredits 
erfolgt ſehr ſpät. Die Ausbildung des Geldſteuerweſens iſt aber 
zuletzt das Wichtigſte, jedenfalls das Schwierigſte. Aus Erſatz von 
Naturaldienſten, aus Geſchenken an den Fürſten, aus Gebühren 
für Benutzung von öffentlichen Einrichtungen, entwickelt ſich die Geld— 
ſteuer. Noch tief bis in die neuere Zeit erhält ſich die Vorſtellung, 
für den freien Mann, jedenfalls für den dem Staate als Ritter 
oder Geiſtlichen Dienenden ſei die Geldſteuer unberechtigt. Überall 
ſtellte ſich der Steuerheiſchung der fürſtlichen Gewalt das ſtändiſche 
Bewilligungsrecht entgegen; war dies einerſeits wohlberechtigt und 
hielt die ſchlimmſten fürſtlichen Mißbräuche in Anlage und Ver⸗ 
wendung der Steuern ab, ſo wurde es anderſeits infolge der ſtän— 
diſchen Klaſſenintereſſen und der damaligen politiſchen Kurzſichtigkeit 
der Stände das vollſtändige Hemmnis einer gerechten Steueranlage, 
einer auskömmlichen Finanzentwicklung. Und daher die meiſt ge- 
lingenden Tendenzen des aufgeklärten Deſpotismus, das ſtändiſche 
Bewilligungsrecht zu beſeitigen, womit aber anderſeits wieder der fis⸗ 
kaliſchen Überſpannung Tür und Tor geöffnet wurde. Die direkten 
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und indirekten Steuern des 16. Jahrhunderts ſind die erſten halb— 
wegs in ganzen Ländern gerecht und techniſch brauchbar umgelegten. 
Für die ganze Zeit von 1500 — 1900 werden wir ſagen können, es 
ſei faſt nur nach großen Ereigniſſen und Kataſtrophen und meiſt 
nur großen, beſonders energiſchen und weitblickenden Fürſten und 
Staatsmännern gelungen, tiefgreifende Steuerreformen durchzuſetzen. 
Stets ſtanden ſolchen großen Maßnahmen alle kleinen und klein— 
lichen Intereſſen entgegen. Erſt im 18. und 19. Jahrhundert iſt 
der Fortſchritt in den beſſer regierten Staaten ein ſo erheblicher, 
daß man behaupten kann, die Steuern ſeien ſo weit gut umgelegt 
worden, ſeien zugleich ſo verwendet worden, daß trotz ſteigender 
Steuerlaſt die private Volkswirtſchaft dadurch mehr gewonnen als 
verloren habe. Dazu trugen weſentlich die überall ſteigenden 
konſtitutionellen Verfaſſungen mit ihrer Finanzgeſetzgebung und 
Budgetverwilligung und die endlich erreichte Offentlichkeit des Staats⸗ 
haushalts bei. Jedenfalls aber werden dieſe wenigen Bemerkungen 
zeigen, um welche techniſchen, wirtſchaftlichen, politiſchen Schwierig— 
keiten es ſich handelte, als von 1400 bis heute einerſeits die private 
Wirtſchaft von den erdrückenden Feſſeln der alten Naturalverfaſſung 
befreit, anderſeits zu erheblichen Geldbeiträgen für den Staat 
herangezogen werden mußte; die Steuern laſſen ihr doch viel freieren 
Spielraum der eigenen Entwicklung, als jene ältere naturalwirtſchaft— 
liche Bindung. 

Sit jo der Übergang von der alten naturalen Finanzverfaſſung 
der Staaten zur modernen geldwirtſchaftlichen Verfaſſung das Pro— 
blem geweſen, das zu meiſtern es vom 13.—19. Jahrhundert galt, 
ſo ſind die Schwierigkeiten anderer Art nicht minder groß geweſen. 

Die Stadtſtaaten und Territorien von 1200—1600 waren 
60-60 000 Geviert-Km. groß, mit 0,1 Mill. bis 1 Mill. Seelen; 
daraus mußten die zuſammengefaßten Territorialſtaaten und die 
Nationalſtaaten mit 60000 bis 0,2 Mill. Geviert-Km. und 
mit 1 bis 20 Mill. Seelen von 1500 —1800 entſtehen; im 18. 
und 19. Jahrhundert bilden ſich aus ihnen Großſtaaten mit 
0,2—0,6 Mill. Geviert⸗Km. und mit 20 bis 70 Mill. Seelen, und 
einige derſelben erhoben ſich bereits zu Weltreichen mit 3—29 Mill. 
Geviert⸗Km. und mit 100 — 400 Mill. Seelen. Nur ein kindlicher 
Philiſterſtandpunkt kann darin ausſchließlich das Werk dynaſtiſchen 
Ehrgeizes ſehen; er gab oft den Anſtoß; die Urſachen lagen tiefer: 
kulturelle und wirtſchaftliche Notwendigkeiten führten zu dieſer 
Ausbildung größerer Gemeinweſen; die kräftigen Völker ſelbſt haben 
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ſie verlangt, trotz aller Kämpfe, Kriege, Kriſen und Koſten, die ſie 
verurſachte. Die ſteigenden Budgetzahlen, die wachſenden Steuern 
und die Staatsſchulden haben zu einem großen Teil hier ihre 
eigentliche Wurzel. Und die finanzielle Belaſtung wurde für den 
meiſt kleinen geographiſchen Kern der ſich ausdehnenden Staaten 
vor allem deswegen oft für Generationen ſo furchtbar ſchwer, weil 
er lange allein oder hauptſächlich Staat und Armee zu bezahlen 
hatte. Deutſch⸗Oſterreich hat jahrhundertelang jo die Laſten mit 
für Ungarn getragen; ebenſo Brandenburg mit den reichen Pro— 
vinzen Magdeburg und Kleve Mark für den ganzen altpreußiſchen 
Staat, Preußen für Deutſchland, Großbritannien für das britiſche 
Weltreich. Die mit Disraelis Weltreichsplänen einſetzende große 
letzte Teilung der Erde iſt in letzter Inſtanz verantwortlich zu machen 
für die ungeheueren Budgeterhöhungen, Finanzkriſen und Finanz— 
reformen der meiſten Staaten in den letzten 30 bis 40 Jahren. 
Und dazu kommt nun die Ausdehnung der Staatszwecke und Staats— 
aufgaben, welche zum Teil mit dieſer Vergrößerung der Staaten, 
zum Teil mit der höheren geiſtigen und techniſch-wirtſchaftlichen 
Kultur, mit der großen Vergeſellſchaftungstendenz der neueren Völker 
gegeben iſt. 

Daß zunächſt die Hofausgaben ſehr wuchſen, ja daß ſie als der 
Hauptzweck der neuen Finanzen von 1400 — 1800 erſchienen, iſt leicht 
erklärlich. Denn die Hofverwaltung war lange zugleich ſtaatliche 
Zentralverwaltung, der Schloßbau war zugleich Feſtungsbau, die 
Hofwache der Kern der ſtehenden Truppen. Eine große glänzende 
Hofverwaltung war der Mittelpunkt und die bewegende Kraft des 
territorialen wirtſchaftlichen Lebens, des techniſchen, künſtleriſchen, 
wiſſenſchaftlichen Lebens vom 16. bis 18. Jahrhundert! Aber freilich 
ſteigerte ſich nun der Luxus und die Verſchwendung des Hofes von 
den italieniſchen, burgundiſchen, franzöſiſchen Fürſtenhöfen aus ſo 
maßlos, daß in vielen Staaten die Koſten des Hofes die ſtaatliche 
Entwicklung hemmten. Und auch in den beſſer regierten gelang die 
Trennung der Hof- von der Staatsverwaltung ſo langſam, von 
1500-1800, daß darin (mit wenigen Ausnahmen) ein Haupthinder— 
nis geſunder Ausbildung der Finanzen lange lag. 

Unter den eigentlichen Staatsausgaben ſtehen die militäriſchen 
voran. Die vergrößerten Staaten brauchten ſtatt der Feudalheere 
erſt periodiſch, dann dauernd Soldtruppen, ſpäter Volksheere; beides 
koſtete enorme Summen, oft 30—70 v. H. der geſamten Staats— 
ausgaben; daneben die Kriegsflotten und endlich die wachſende Schar 
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der geldbeſoldeten Staatsbeamten. Alle Völker haben zeitweiſe über 
Heer, Flotte und Bureaukratie geſeufzt und gemurrt; alle — auch 
die mit freieſter Verfaſſung — haben ſie immer wieder vermehrt. 
Man hat über bodenloſe Juſtiz geklagt, bis man ſie verſtaatlicht und 
geldbezahlten, unabſetzbaren, beamteten Richtern in die Hände gab. 
Man hatte überall eine ſchlechte Polizei, bis ſie im ganzen ver— 
ſtaatlicht war. Man hatte keine oder ſchlechte Schulen, bis der 
Staat eintrat oder die Gemeinde dazu zwang. Hat der merkantiliſtiſche 
Deſpotismus im 17. und 18. Jahrhundert die Ausdehnung der 
Staatszwecke weit übertrieben und hat die Zeit von 1770—1870 
wieder verſucht, der Gemeinde, den Korporationen, der privaten 
Unternehmung, den freien Vereinen und Genoſſenſchaften ſoviel als 
möglich zurückzugeben und zu belaſſen, ſo hat das letzte Menſchenalter 
doch dem Staate und der Gemeinde wieder im Verkehrsweſen, 
Kreditweſen, Verſicherungsweſen, Schul- und Bildungsweſen ungeheuer 
wachſende Aufgaben aufgenötigt und damit die Budgets empor— 
getrieben. Überall iſt es da nicht leicht, die rechte Grenze zu finden. 

Und zuletzt vielleicht die allergrößte Schwierigkeit der ſich aus— 
dehnenden ſtaatlichen Geldfinanzen, an der bisher die meiſten Staaten 
in alter und neuerer Zeit ſcheiterten: Die Herſtellung ſolcher for— 
malen Einrichtungen und die Erziehung ſolch ehrlicher Miniſter und 
Beamten, einer jo ſparſamen Bezahlung derſelben, daß die Finanz: 
maſchine nicht zu teuer wurde, nicht zu ſchlecht arbeitete, daß die 
unvermeidlichen Mißbräuche jeder Rieſenverwaltung von den kleinen 
Nachläſſigkeiten bis zum wucheriſchen Millionendiebſtahl in mäßigen 
Grenzen blieben. Dieſe Mißbräuche haben im Altertum und in der 
Renaiſſancezeit, teilweiſe bis ins 18. und 19. Jahrhundert alle 
übrigen Fortſchritte der Finanz da und dort faſt wieder illuſoriſch 
gemacht oder wenigſtens ſehr kompromittiert; die Übergabe der ganzen 
Finanz, oder beſtimmter Steuern an wucheriſche Bankiers nnd Pächter— 
geſellſchaften hat ganze Staaten mehr oder weniger ruiniert. Außer— 
ordentliche Fortſchritte haben ja nun die beſſer regierten Staaten ſeit 
den letzten zwei Jahrhunderten im Etats- und Rechnungsweſen, in 
den amtlichen, ſchriftlichen Kontrollen aller Finanzvorgänge, in der 
Erziehung brauchbarer und ehrlicher Beamten, in der Anordnung der 
Karrieren, der Beſoldungen und Penſionen erreicht. Aber doch 
immer zugleich mit ſteigenden Koſten, vielfach mit ſteigender Schwer— 
fälligkeit, mit lähmender Arbeits- und Behördenteilung. Und nirgends 
ſind die Gefahren und Schattenſeiten dieſer Art außer Betracht zu 
laſſen, wenn es ſich um weitere Steuern, um weitere Ausdehnung der 
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ſtaatlichen Tätigkeit und Beamtenwirtſchaft handelt. Vor allem muß 
man ſich hüten, zu glauben, die parlamentariſche Kontrolle habe dieſe 
Gefahren beſeitigt. Sie hat gewiſſe Arten derſelben ſeltener gemacht, 
andere geſteigert. Es kommt auch hier auf das geiſtig-ſittliche Niveau 
der Menſchen und die Inſtitutionen an. 

Sind das die weſentlichen Urſachen, welche der Ausbildung 
einer großen und geordneten Staatsfinanz entgegenſtanden, ſo ſei 
zuletzt noch kurz daran erinnert, daß es bis ins 18. Jahrhundert 
eigentlich keine Wiſſenſchaft der Finanz gab, und daß ſie bis heute 
in ihrer Ausbildung hinter der der Volkswirtſchaftslehre zurückblieb. 
Die Routine, die Not des Augenblicks zimmerten die Finanzſyſteme, 
die Mehrzahl der Finanzminiſter und der hohen Finanzbeamten 
waren bis in die neure Zeit beim Eintritt in ihr Amt der höhern 
finanzwiſſenſchaftlichen und meiſt auch der volkswirtſchaftlichen Bil- 
dung bar. 

Und unter allen dieſen großen Schwierigkeiten ſollte ein ſtaat⸗ 
liches Finanzſyſtem eingerichtet werden, deſſen Anforderung pro Kopf 
der Bevölkerung in einigen Jahrhunderten, wie wir ſehen werden, von 
1 Mk. bis auf 50, ja bis 100 Mk. ſtieg, das von 1 bis 5 v. H. 
des nationalen Einkommens mehr und mehr 10, 20, ja in Not- 
zeiten 30 und mehr v. H. in Anſpruch nahm; ein kompliziertes Ge- 
bäude, deſſen innere Notwendigkeiten und Rieſenanſprüche auch der 
gebildete Laie heute noch ſchwer überſehen und verſtehen kann; ein 
Belaſtungsapparat, deſſen Zudringlichkeiten und Anſprüche jedermann 
genieren, einen erheblichen Teil des Volks immer ſchwer bedrücken 
mußte. Jede ſiegende populärdemokratiſche Regierung hat daher 
ſtets große Einſchränkung der Staatslaſten verſprochen und hat ſie 
dann bald ſelbſt um 50 bis 100 v. H. geſteigert. 

Wir führen in den folgenden Abſchnitten die Finanzgeſchichte 
Frankreichs, Oſterreich-Ungarns, Großbritanniens und Preußens in 
kurzen Umriſſen vor, um den Zuſammenhang zwiſchen Staatenbildung 
und Finanzentwicklung konkret darzulegen. Ein letzter Abſchnitt ſoll 
dann die Reſultate zuſammenfaſſen. 


II. Frankreich. 


Eine Reihe ſich folgender, politiſch ſelten befähigter franzöſiſcher 
Könige haben im 13. Jahrhundert von ihrem Hausbeſitz, dem Herzog— 
tum Francien aus, ſich von den Grafſchaften, Herzogtümern, Städten 
und geiſtlichen Territorien Frankreichs bereits jo viele, etwa / bis 
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½, direkt unterworfen, daß man von dem Ende des Feudalſtaates, 
den Anfängen des modernen Staates gegen 1300 ſprechen kann: 
Staatsrat, Parlament, Legiſten- und Beamtenverwaltung, Ordnung 
der Geldſteuern (der Vermögensſteuer), Belegung der Lehnspflichtigen 
(neben dem Kriegsdienſt) mit Geldabgaben tritt uns damals entgegen. 
Hauptſächlich Philipp der Schöne vollendet dieſe erſte Glanzzeit der 
franzöſiſchen Monarchie; die reinen königlichen Einnahmen wird man 
am Ende feiner Regierung auf etwa 11 Millionen heutiger deutſcher 
Mark (1314) berechnen können, während fie 1248 nur etwa 3 Millionen 
betragen hatten. Sein rückſichtslos zugreifendes Finanzgenie hat 
die Finanzbehörden und das Steuerweſen verbeſſert, aber auch durch 
Zwangsanlehen, durch Erhebung von 31 päpſtlichen Zehnten in 
29 Jahren (mit päpſtlicher Erlaubnis), durch den beginnenden Amter⸗ 
verkauf, durch hohe Verkehrsſteuern, noch mehr durch ſeine Münz⸗ 
fälſchungen, ſeine brutale Brandſchatzung der Juden, der Lombarden, 
des Templerordens, durch die Anfänge der Steuerverpachtung an 
Florentiner Bankiers jene wucheriſche Fiskalität begründet, die Frank⸗ 
reichs Finanzgeſchichte ſo lange entſtellt. Aus der Empörung des 
ganzen Landes über ſeine Finanzkünſte geht von 1314 —1360 die 
Erhebung des Adels und der Städte gegen das fürſtliche Regiment, 
die Errichtung der Chambre des comptes (Rechenkammer 1320), 
der ſteigende Einfluß der Provinzial- und Generalſtände, der Ver⸗ 
ſuch, Finanzen und Steuern auf gerechtere Grundlage zu ſtellen, 
1355—60 faſt eine Regierung durch die Generalſtände, endlich das 
Vordringen der engliſchen Krone in Frankreich hervor. Karl V. ſtellt 
1360 die monarchiſche Gewalt wieder her, bringt die königlichen 
Einkünfte auf 13,3 Millionen deutſcher Mark und hinterläßt einen 
großen königlichen Schatz. Aber von 1380—1439 dauern die inneren 
Unruhen, die engliſchen Kriege, der wirtſchaftliche Rückgang des 
Landes fort. Erſt Karl VII. (1439 1461) und Ludwig XI. (1461 
bis 1483) vollenden, was Karl V. begonnen hatte: die monarchiſche, 
von den Generalſtänden befreite Gewalt und monarchiſche Finanz. 
Im Jahre 1439 tagen die Generalſtände noch in Orleans; die 
kleine ſtehende Armee wird bewilligt und für ewige Zeit eine 
königliche Taille (Vermögensſteuer) von 1,2 Mill. Livres (= 7,6 Mill. 
Mk.), die bis 1483 auf 4,1 Mill. Livres anwächſt; alle feudalen 
Taillen werden für immer verboten. Dabei fehlt es in der Epoche 
von 1439— 1483 nicht an großen inneren und äußeren Fortſchritten. 
Die Engländer werden definitiv vertrieben, Ruhe und Ordnung wird 
hergeſtellt, die Städte werden gehoben, dem Adel wird die Jagd ge- 


10 Guſtav Schmoller. [10 


nommen, Steuerreformen werden wenigſtens verſucht. Und die zwei 
folgenden guten Regierungen (Karl VIII. 14831498, Ludwig XII. 
1498-1515) ſetzten die Taillen herab, erhöhten zwar die indirekten 
Steuern, aber in geſchickter Weiſe, ohne zu harten Druck. Die Ein⸗ 
heit der Monarchie war in der Hauptſache gegen 1500 vollendet. 
Ein großer wirtſchaftlicher Aufſchwung konnte im 16. Jahrhundert 
eintreten. Die reinen Staatseinkünfte waren unter Ludwig XII. 
15. Mill. Mark. Da fie ſchon 1360 —1380 auf 13,3 Mill. geſtanden 
hatten, können wir ſchließen, daß der Steuerdruck kein übermäßiger 
war, trotz der Klagen unter Ludwig XI. 

Mit dem 16. Jahrhundert beginnt die große glänzende Kultur— 
entwicklung Frankreichs. Stand neben ihm zwar, ſcheinbar über— 
ragend, das ſpaniſch-burgundiſch-öſterreichiſche Weltreich: es hatte 
keinen geographiſchen Zuſammenhang, keine adminiſtrative Einheit, 
wurde kein wirtſchaftliches Ganze; es ging raſch wieder auseinander. 
Frankreichs Provinzen blieben bis 1789 zwar auch relativ ſelbſtändige 
Teile; aber Königtum, Heer und Beamtentum ſteigerten die Ver— 
waltungseinheit von 1439—1715 faſt bis zum Übermaß; die inneren 
Provinzen wurden zu einer wirtſchaftlichen, der ganze Staat zu einer 
finanziellen Einheit. Die Technik, die Kunſt und die geldwirtſchaft— 
lichen Einrichtungen Italiens haben nirgendwo ſonſt ſo befruchtend 
gewirkt; ſie haben hier einen treibhausartigen Glanz erzeugt. Das 
reiche Land erlebte im 16. und Anfang des 17. Jahrhunderts einen 
wirtſchaftlichen Aufſchwung, wie nie vorher und nachher; Wiſſen⸗ 
ſchaft und Literatur ſtanden hier höher als anderswo; große Juriſten, 
große Geſetzgeber und Staatsmänner lenkten das Gemeinweſen. Die 
Finanzen des Landes hatten nicht bloß formale Fortſchritte der tief— 
greifendſten Art gemacht; auch die dem König zur Verfügung ſtehenden 
Mittel waren 1515-1715 von 15 auf 218 Mill. deutſcher Mark 
geſtiegen! Der König von England, die deutſchen Fürſten, die 
Schweizer waren die Penſionäre der franzöſiſchen Krone. Auch das 
18. Jahrhundert zeigt Frankreich noch ſcheinbar auf der Höhe ſeiner 
Weltſtellung; der Wohlſtand nahm 1715 —1789 wieder zu; die Ein- 
nahmen der Regierung ſtiegen weiter. Ich ſchließe eine ſummariſche 
Überſicht über die franzöſiſchen Finanzen von 1500—1789 gleich 
hier an: 
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Reine Staatseinnahmen bezw. Staatsausgaben Frankreichs 
1500-1789. 
Millionen Wahrſcheinliche Alſo pro Kopf 
heutige deutſche Bevölkerung Staatsausgaben 
Mark Mill. Seelen 


Ludwig XII. 1498—1515 15,41 15 | 1,00 
Franz J. 1547 0,39 M | 2,40 
Heinrich IV. 1609 77,87 20 | 3,89 
Ludwig XIV. 1699 137,65 19 7,24 

. — 1715 218,88 16 13,65 
Ludwig XVI. 1773 306,00 22 14,00 


1789 488,06 26 18,76 


Dieſe Zahlen können nur ein ganz grobes Bild von dem An— 
wachſen der franzöſiſchen Staatsfinanzen geben, ſowie zeugen von 
ihrer Größe gegenüber den andern Staaten, wenn wir z. B. hin— 
zufügen, daß neben den 40 Mill. von Franz J. Heinrich VIII. von 
England über 16, daß zur Zeit von Heinrich IV. Ferdinand II. von 
Oſterreich nur über 17 Mill. verfügte, daß im 18. Jahrhundert 
Joſef II. 137 Mill., Friedrich II. 69 Mill. neben den gleichzeitigen 
300 bis 500 Frankreichs auszugeben hatten; die engliſchen Zahlen 
erreichten damals allerdings ſchon die franzöſiſchen. Wir kommen 
darauf in den nächſten Abſchnitten. 

Alſo die Macht und Größe des franzöſiſchen Staates ſpricht 
ſicher aus dieſen Zahlen, ſie war zumal im 17. Jahrhundert un— 
zweifelhaft vorhanden. Aber das Wichtigere für uns iſt die Frage: 
wie ſind dieſe Budgets entſtanden, wie hängen ſie mit der äußeren 
und inneren Politik zuſammen, wie verhalten ſie ſich zu dem Wohl— 
ſtand des Landes, ſeiner ſonſtigen Verfaſſung und Kultur, ſeiner 
geſellſchaftlichen Gliederung? Wie hängt mit ihnen einerſeits der 
Aufſtieg des Staates, anderſeits die finanzielle Mißwirtſchaft und 
der politiſche Mißerfolg zuſammen? Wir verſuchen eine Antwort 
zu geben, zuerſt durch eine chronologiſche Skizze ſeiner Fürſten und 
Finanzminiſter, dann durch eine kurze materielle Erörterung ſeiner 
Finanzpolitik. 

Die fünf Könige, welche Frankreich von Franz J. bis Heinrich III., 
1513-1589, regierten, waren geiſtvolle Kunſtmäzene, kühne, kriegeriſche 
Politiker, aber auch Abenteurer, vor allem jedoch verſchwenderiſche 
Lebemänner, zuletzt ſolche ohne jeden Zügel, ohne jede Scham. Der 
ehrliche Surintendant Lamblancas, der die Finanzen unter zwei 
Königen vorher muſterhaft geführt, mußte ſeine Sparſamkeit 1527 
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auf dem Schafott büßen. Die vier Franz I. folgenden Fürſten 
brachten die Finanzen durch wahnſinnigen Bau-, Hof- und ſonſtigen 
Luxus an den Rand des Bankrotts; ſie verſtanden weder die großen 
politiſchen Kräfte in den Generalſtänden fürs Staatswohl zu nützen, 
noch einen vernünftigen Friedenszuſtand zwiſchen Katholiken und 
Proteſtanten herzuſtellen. Heinrich IV. und Sully (1589-1609) 
gelang es dann, dieſe wichtigſte politiſche Aufgabe der Zeit zu löſen; 
ſie ſtellten den äußeren Frieden her, tilgten bei gleichbleibender Höhe 
des Budgets ein Drittel der Staatsſchulden, beſeitigten das große 
Defizit, ermäßigten die furchtbar drückenden direkten Steuern, erhöhten 
geſchickt die indirekten. Wäre die Staatsleitung nur zwei Menſchen— 
alter in dieſen Bahnen geblieben, ſo wäre die Entwicklung Frankreichs 
eine geſunde geworden. Aber nach dieſem kurzen Lichtblick in der 
franzöſiſchen Finanzgeſchichte kommt mit dem Jahrhundert von 1609 
bis 1715 die Epoche glänzendſter Macht- und Kulturentfaltung, aber 
auch der ſchlimmſten finanziellen Mißwirtſchaft, nur vorübergehend be— 
kämpft und gemildert durch Colbert: 1609-1623 regieren Maria 
von Medici und ihre meiſt fremden Günſtlinge; dann ſchlägt bis 
1643 die harte Fauſt Richelieus den hohen frondierenden Adel nieder, 
hebt das Anſehn Frankreichs nach außen, die Macht der Krone nach 
innen, aber erdroſſelt dabei durch ſeine rohe Finanzpolitik faſt das 
Volk; 1643—61 folgen die Verwaltungen von Emery, Mazarin und 
Fouquet, die die Beſtehlung der Staatskaſſen durch die führenden 
Miniſter und Beamten zum Syſtem erheben; die Miniſter, die 
Steuerpächter (traitans, partisans), die ganze Hofgeſellſchaſt, die 
Generale, der hohe Adel beſtehen zu einem großen Teil aus geld— 
ſüchtigen Wucherern. Es iſt vielleicht das größte Verdienſt Colberts, 
daß er Ludwig XIV. ſo weit brachte, Fouquet zu verhaften, ihm 
den Prozeß zu machen. Colberts Verwaltung von 1661—83 hat dann 
ähnlich wie die Sullys von der bodenloſen Korruption der Finanz— 
verwaltung das Schlimmſte beſeitigt, die wirtſchaftlichen Zuſtände 
etwas gebeſſert. Aber nach ſeinem Tode 1683 wird es bis 1715 
ſogar noch viel ſchlimmer. Die Finanzen ſind 1715 in entſetzlicherem 
Zuſtand als je, ein Teil der Bevölkerung ſteht vor dem Hungertod, 
das Land, hauptſächlich Paris, vor der Revolution. — Die Regierung 
des Regenten und Ludwigs XV. verſucht es erſt mit einem Ehren: 
mann als Finanzminiſter, Herzog v. Noailles, dann mit einem 
Schwindler John Law, weiterhin 1726—42 mit einem klugen fatho- 
liſchen Prieſter, dem Kardinal Fleury, der die Finanzen und den 
Wohlſtand des Landes einigermaßen wiederherſtellt; ſeine Nachfolger 
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Machand und Silhouette ſind wohlmeinende, aber erfolgloſe Reformer; 
zuletzt ruiniert der brutale und gemeine Abbé Terray (1769—74) 
die Finanzen wieder ganz und hinterläßt ein ungeheueres Defizit. 
Immer war, als Ludwig XVI. 1773 zur Regierung kam, die Lage 
der Finanzen und des Landes unvergleichlich beſſer, als 1715. Hätte 
Ludwig XVI. nicht in 14 Jahren 16 mal ſeine leitenden Finanz: 
miniſter gewechſelt, hätte er einen großen reformatoriſchen Miniſter 
beizeiten gefunden und ihm vertraut, jo hätte das Defizit 1773 — 74, 
wie 1788—90 beſeitigt, die Revolution vermieden werden können. 

Fragen wir nach dieſer Überſicht der Regierungen und Finanz— 
miniſter, was das trotz aller ſeiner Fehler und Sünden großartige 
Finanzweſen Frankreichs materiell geleiſtet habe, ſo hat es nicht bloß 
mitgewirkt, es war die Vorausſetzung für alles Große, was damals 
geſchah. Es hat Frankreich von 1500 —1789 zur führenden Macht 
Europas gemacht, hat die Weltherrſchaft Spaniens brechen helfen, 
die Macht Oſterreichs eingeſchränkt, hat die große und glänzende 
Organiſation des Heeres, der Juſtiz, der Verwaltung, das Vorbild 
für ſo viele andere Staaten ermöglicht; dieſe Finanzen haben den 
erſten national-monarchiſchen Einheitsſtaat Europas geſchaffen. Ohne 
ſie wäre auch die bedeutſame franzöſiſche Kunſt, Literatur und Wiſſen⸗ 
ſchaft nicht recht denkbar, die, im 18 Jahrhundert ihren höfiſchen 
Charakter abſtreifend, ganz Europa beeinflußten. Aber all das ge- 
ſchah doch um den Preis eines höfiſchen korrumpierten Deſpotismus, 
der vor allem auf der großen Finanzeinnahme und ihrer gänzlich 
falſchen Beſchaffung beruhte, um den Preis einer überſpannten, 
falſchen auswärtigen Politik, einer falſchen kirchlichen und vielfach 
auch einer falſchen inneren und Kulturpolitik, um den Preis eines 
Ruins der Volkswirtſchaft und einer Schädigung der freien ſittlichen 
Kräfte der Nation. 

Es war gewiß eine hiſtoriſche Notwendigkeit, daß der franzöſiſche 
Deſpotismus und die franzöſiſche Kultur in Nachbildung der italieniſchen 
entſtand; aber er übernahm von dieſer auch die Laſter und Ent- 
artungen der ſinkenden Renaiſſancekultur von 1550—1700. Es war 
vielleicht nicht möglich, daß ohne ganz große Fehler dieſer erſte 
zentraliſierte nationale Einheitsſtaat mit ſo großen Finanzmitteln 
ſich bildete. Aber wären die Gegengewichte gegen die italieniſchen 
Mißbräuche größer geweſen, wären die regierenden Kreiſe nur zu 
einem Ausgleich mit den Generalſtänden in der Zeit von 1550 bis 
1770 gekommen, ſo wäre die ganze Entwicklung eine geſündere ge— 
worden. Nicht umſonſt haben Sully und Fenelon kurz vor ihrem 
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Tode den Mangel dieſes Ausgleichs als das Unglück Frankreichs 
bezeichnet. 

Die große Macht- und Heeresentwicklung, eine kühne auswärtige 
Politik war nicht an ſich falſch; aber ſie mußte erfolgen in 
Harmonie mit den wirtſchaftlichen Hülfsquellen des Landes, die, im 
16. Jahrhundert glänzend entwickelt, im 17. Jahrhundert durch den 
Finanzdruck ruiniert, im 18. nur notdüftig ſich erholten. Die Über- 
ſpannung der Finanzen führte zum chroniſchen Defizit und Staats— 
bankrott, und dadurch gingen, weil im entſcheidenden Augenblick das 
Geld fehlte, auch alle glänzenden auswärtigen Erfolge wieder ver— 
loren. Man verſchwendete in endloſen Ländereroberungskriegen 
Milliarden, um zuletzt ein paar Landſtreifen von Spanien, Italien, 
Deutſchland, den Niederlanden abzureißen; und man hatte deshalb 
nicht die Kraft, die großen franzöſiſchen Kolonien in Indien und 
Nordamerika zu behaupten. Dieſe Verbindung von Landeroberungs— 
krieg und Koloniegründung war der große Irrtum der franzöſiſchen 
auswärtigen Politik, dem auch Napoleon I., Englands Welthandel 
bekriegend und zugleich halb Europa unterwerfend, noch unterlag 

Die Ausbildung der franzöſiſchen Finanzverwaltung war nicht 
ohne große und glänzende Züge; nach der techniſchen Seite, nach 
der Behörden- und Kaſſenorganiſation wurde Vollendetes erreicht; einige 
Könige ſammelten einen bedeutenden Schatz. Die Vereinigung eines 
erheblichen Teils des Landes zu einem zollfreien inneren Gebiet war eine 
große Tat; die direkte Steuer (die Taille) war im Languedoc eine gut 
verteilte Realſteuer ohne Steuerfreiheit des Adels; im übrigen Frankreich 
freilich bodenlos ſchlecht umgelegt trotz vieler Reformanläufe, daher 
entſetzlich wirkend. In der Not von 1710 wurde eine allgemeine 
Einkommenſteuer (Dixieme) trotz der heftigſten Gewiſſensbedenken 
des Königs eingeführt, die Frankreich vor den fremden Heeren rettete, 
auch ſpäter, z. B. unter Fleury, noch mehrmals erhoben wurde; ſie 
hätte, beibehalten und ausgebildet, das Defizit von 1773—89 be⸗ 
ſeitigt. Die Laſt der Steuern wurde ſeit 1450 in wachſendem Maße 
empfunden. Schon Maximilian I. ſagte: Das franzöſiſche Volk ift 
ein Eſel, der jede Laſt trägt, ein Schaf mit goldenem Vließ, das ſich 
ohne Widerſtand ſcheren läßt. Unter Franz I. waren die Steuern 
von 5 auf 9 Mill., von 1561—96 war die Taille von 6 auf 21, 
unter Richelieu die geſamten Steuern von 43 auf 80 Mill. Livres 
gewachſen; es war unvermeidlich, daß derartiges im 17. Jahrhundert 
halb Frankreich der Revolution und dem Hungertode nahe brachte. 
Und doch ſind die Kopfbelaſtungen durch das Staatsbudget nach 
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unſerer obigen Tabelle ſcheinbar nicht übermäßig: 1515 1 M., 1609 
3,89 M., 1715 13,65 M. Aber neben den Geld- beſtanden ſehr 
ſchwere Naturallaſten; die Summe, die, in die königlichen Kaſſen 
fließend, in den Rechnungen erſchien, war die Hälfte bis ein Fünftel 
deſſen, was erhoben wurde; und die Steuerverteilung war in der 
Hauptſache die denkbar ungerechteſte. Nach Taine zahlte der Bauer 
von 100 Fr. Einkommen 53 an die königlichen Kaſſen, je 14 an den 
Grundherrn und die zehntberechtigte Geiſtlichkeit; ſie und der Adel 
zahlten durchſchnittlich nur 1 bis 2 v. H. Das Erdrückendſte für 
Volk und Finanzen aber war die Form der Erhebung durch die 
Steuerpächter, die bis in die Tage Colberts meiſt wucheriſche italieniſche 
Geldleute, ſpäter Pariſer Bankiers waren. Die Regierung war in 
ihren Händen, weil ſie auf Jahre hinaus Vorſchüſſe machten und 
die einzigen Retter in der chroniſchen Not des Defizits waren. Sie 
erhielten in der Regel 25 v. H. der Steuerſumme an ſich, und jähr— 
lich 15 v. H. für Vorausbezahlung. Dafür erhoben ſie das Doppelte 
und Mehrfache, exequierten mit unbarmherziger Härte und riskierten 
dann in den Zeiten ehrlicher Finanzminiſter, zu ungeheuern Straf— 
ſummen wegen ihrer Betrügereien verurteilt zu werden; unter Colbert 
z. B. zu 111 Mill. Livres. Die unanſtändigen Miniſter, wie Mazarin 
und Fouquet, waren nicht bloß an dieſen Pachtungen beteiligt, 
ſondern empfingen noch Jahresbezüge von oft über 100 000 Livres 
von den Geſellſchaften. Fouquet hat es ſo verſtanden, den ganzen 
Hof bis zur Kammerfrau der Königin, alle Großen, alle einflußreichen 
Würdenträger durch große Geſchenke und Penſionen von ſich ab— 
hängig zu machen. Mazarin hat ſo ein Vermögen von 60 Mill. 
Livres — 120 Mill. M. zuſammengeſtohlen. Daher genügt es nicht, 
wenn Ranke ihn mit den milden Worten charakteriſiert: Dieſer 
Italiener habe eine kaufmänniſche Ader gehabt und einen ſtarken 
Eigennutz, er habe die Päpſte nach ihrem hinterlaſſnen Vermögen 
geſchätzt. 

Darüber, ob die franzöſiſche Staatsſchuld, wie anderwärts, aus 
Zwangsſteuern der Reichen, denen man Rückzahlung und Zinſen ver— 
ſprach, hervorging, finde ich nichts überliefert. Aber Zwangsanlehn 
kommen jedenfalls ſeit Philipp dem Schönen vor; 1355-60 wird 
ihre Abſchaffung für ewig dekretiert; ſie kommen aber bis ins 
18. Jahrhundert vor. Die Staatsſchuld betrug 1547 1 Mill. Livres 
— 3,2 Mill. M., 1599 753 Mill. M. (1610 reduziert auf etwa 500); 
1661 fand Colbert etwa die doppelte Laſt vor, reduzierte ſie bis 
1683 auf etwa 670 Mill. Mk.; 1711 waren es 2428 Mill. Mk. 
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Partielle Staatsbankrotte, d. h. zeitweiſe Nichtzahlung der Zinſen, 
dauernde Herabſetzung derſelben, Kaſſierung von Domänen und Amter⸗ 
verkäufe gehörten ſeit 1580, noch mehr ſeit dem 18. Jahrhundert 
(1710, 1713, 1715, 1721, 1726, 1759, 1770) zu den ſtehenden Finanz⸗ 
einrichtungen des altfranzöſiſchen Staates. Regelmäßige Defizits 
von jährlich 24 Mill. Mk. (ſo z. B. 1597) hören, außer in wenigen 
begünſtigten Jahren, nicht auf, ſelbſt unter Colbert nicht. Necker 
gab das Defizit 1789 zu 44,8 Mill. Mk. an, es betrug 112 Mill. 
neben 440 Mill. Mk. ſchwebender Schuld. An ſeiner Staatsſchuld, 
ſeinen Staatsbankrotten und Defizits ging das Ancien régime recht 
eigentlich zugrunde. Und die franzöſiſche Revolution ſetzte durch 
ihre Aſſignaten und deren Kaſſierung den bisherigen Staatsbankrotten 
die Krone auf. Sie hat damit höhere Steuern erhoben, als je das 
alte Regime. 

Will man die franzöſiſche Finanzverwaltung von 1515 —1789 
billig beurteilen, ſo darf man die wahnſinnige zweckloſe Verſchwendung, 
die Liederlichkeit des Hofes und Ahnliches doch nicht in erſte Linie ſtellen. 
Ahnliches haben auch andere Staaten erlebt. Die Hauptſache ſcheint 
mir doch, daß eben die Aufbringung der großen ſtaatlichen Mittel 
ſo viel ſchneller gelang, als die Entwicklung der moraliſch-politiſchen 
Einſichten in die Natur der Staatsfinanzen. Die Regierenden ſahen 
zu lange die enormen ſtaatlichen Einnahmen als etwas an, das ſie 
wie Privatleute ihr Vermögen benutzen dürfen. Sie ſcheuten vor 
der überſpannteſten Fiskalität, vor dem ungerechteſten Steuerdruck 
nicht zurück, weil man die Folgen damals noch nicht überſah. Sie 
fielen Jahrhunderte lang in die Hände von den Traitans, von 
ſchlechten italieniſchen Bankiers, deren verbrecheriſcher Zynismus nur 
übertroffen wurde durch ihre egoiſtiſche, habſüchtige Gewandtheit in 
Geldſachen. Die ungeheuern Staatsmittel floſſen in ihre Taſche, 
ſtatt dem Staate zu dienen. Die großen Reformatoren Sully und 
Colbert waren ihnen gegenüber nicht ſtark genug. — 

Der Raum reicht nicht, die franzöſiſche Finanzgeſchichte von 
1789 bis heute ebenſo zu ſkizzieren. Wir können nur ein paar Worte 
darüber hinzufügen. 

Die Revolution und ihr deſpotiſcher Bändiger und Exekutor 
Napoleon J. haben die ſchlimmſten Mißſtände des alten Syſtems 
beſeitigt, aber daneben das meiſte Gute der alten Finanz beibehalten. 
Es entſtand ein neues Syſtem gerechterer direkter Steuern, das Syſtem 
der Ertragsſteuern, die indirekten blieben meiſt die alten. Die Bank 
von Frankreich, als Hauptſtütze der Finanzen, wurde geſchaffen; den 
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wirtſchaftlichen Kräften wurde im Innern freie Bahn gegeben. 
Napoleon ſtützte ſich auf die Bourgeoiſie, die ſich bei der Vermögens⸗ 
beraubung der Kirche und des Adels außerordentlich bereichert hatte. 
Die auswärtige Politik wurde im Sinne Ludwigs XIV. fortgeſetzt 
und endete mit vollſtändigem Fiasko und großen Schulden. Das 
Budget von 1810 hatte mit 628 Mill. M. balanciert, das von 1821 
mit 734: gegen 1789 (mit 488 Mill.) war eine Erhöhung um 50 
v. H., als Ergebnis der Revolution und des Kaiſerreichs, eingetreten. 
Die Reſtauration und die folgenden Regierungen brachten die öffent— 
liche parlamentariſche Budgetberatung mit ſteigendem Einfluß der 
Kammern auf die ganzen Finanzen. Die Reſtauration endete 1829 
mit einem Budget von 786 Mill. Mk., das Julikönigtum 1847 mit 
1303 Mill. Mk. Ein Rückfall in das merkantiliſtiſche Schutzſyſtem, 
ſchon von Napoleon eingeführt, trat in ſteigendem Maße 1815—48 
ein; eine große Steigerung der Finanzlaſt war die Folge des fauf- 
männiſch ſpekulierenden Königs Louis Philipp und der Bourgeois⸗ 
herrſchaft von 1830 —48. 

Die Republik von 1848 verſprach eine große Erleichterung der 
Finanzlaſt und vermehrte dann die Staatsſchuld in vier Jahren von 
3,9 auf 5,7 Milliarden Fres., der demokratiſche Diktator Napoleon III. 
auf 8,7. Unter feiner Leitung, die einen großen Aufſchwung der Volks— 
wirtſchaft durch liberale Handelspolitik, Verkehrsförderung und große 
Bauten, eine Steigerung der Macht durch die kurzen glücklichen Kriege 
von 1854 und 1859 herbeiführte, ſtieg das Budget auf über 2 Milliarden 
Franken = 1600 Mill. Mk. Aber die Steigerung war doch mäßig 
gegen die der dritten Republik, wobei freilich die Koſten der großen 
Kataſtrophe von 1870/71 nicht ihr, ſondern Napoleon zur Laſt fallen. 
Auf den Kopf der Bevölkerung berechnet ſich die Budgetlaſt: 1789 
18,7, 1869 46, 1892 73, 1906 77 Mk. Das Budget hatte ſchon 
1872 600 Mill. Franken mehr als 1869 betragen; 1879 bis 1883 
überſtieg es mit den außerordentlichen Krediten die dritte Milliarde, 
1906 erreichte es 3700 Mill. Franken = 2960 Mill. Mk. Schon 
1869—1891 waren die Jahreskredite für die öffentliche Schuld von 
498 auf 1300, die für Heer und Marine von 574 auf 929 Mill. 
Franken geſtiegen. Die franzöſiſche Staatsſchuld iſt von 1870 bis 

1893 von 8,7 auf 24, bis 1906 auf 30 Milliarden Franken 
(24 Milliarden Mk.) geſtiegen. 
Frankreich iſt der verſchuldetſte Staat unter den großen Mächten. 
Man wird dem Volke eine gewiſſe Bewunderung nicht verſagen, daß 
es ohne Murren die ſteigende Steuerlaſt trug (1906 63 2 gegen 
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34 in Deutſchland). Aber man wird auch nicht leugnen, daß fie 
bis an die Grenze des Erträglichen geht. 

Freilich iſt Frankreich im 19. Jahrhundert eines der reichſten 
Länder der Welt geworden; nirgends ſonſt kann der Staat ſo leicht 
und ſo billig Anleihen machen. Seine Landwirtſchaft iſt in guter 
ſozialer Verfaſſung, iſt in Hebung begriffen. Aber ſeine Induſtrie, 
ſeine Schiffahrt, ſein Handel haben ſeit 1870 viel weniger als die 
ſeiner Nachbarn ſich entwickelt. Frankreich iſt ein Land der Bauern, 
der Kleinbürger, der ſparſamen Rentner. Aber es wird auch heute 
noch von der Pariſer haute finance volkswirtſchaftlich und politiſch 
gelenkt, obwohl es ſich ſeit 1870 jo gern und jo oft ſeiner demo— 
kratiſchen Einrichtungen rühmt. Der Gott der Regierenden iſt auch 
heute noch der Reichtum. Enrichissez-vous iſt heute die Loſung 
der obern Klaſſen in den großen Städten, wie unter Napoleon III. 
und wie unter Mazarin. 

Die drei monarchiſchen Regierungen von 1814— 1848 und 1851 
bis 1870 werden heute bei jeder Budgetberatung für alles Übel 
verantwortlich gemacht, die Grundſätze von 1789 und die demokratiſche 
Republik in den Himmel erhoben. Gewiß haben jene drei Monarchien 
viel gefehlt und hat die Republik ſeit 1870 manchen Fortſchritt ge- 
bracht, der früher nicht möglich war. Es war nach den jahrhunderte— 
langen Sünden der Monarchie 1870 und bis heute nichts anderes 
möglich als die Republik. Aber die beiden Regierungen der Familie 
Napoleon haben doch mehr volkswirtſchaftlichen und finanziellen Fort- 
ſchritt geſchaffen, als die dritte Republik. Frankreichs Wohlſtand ſtieg 
1795—1870 relativ mehr, als ſeither. Napoleons III. Handels» 
politik hat Frankreich mehr gehoben, als die der Republik. Nur die 
Ausdehnung der Kolonialherrſchaft kann die Republik als ihre 
große volkswirtſchaftliche Tat in Anſpruch nehmen. 

Sie hat freilich auch zu der ungeheuerlichen Budgetſteigerung 
von 1870 bis heute beigetragen; eine Haupturſache der Steigerung 
von 1870—78 war natürlich die Sanierung der Kataſtrophe von 
1870, die Napoleon zu verantworten hat. Aber die Schulden, die 
Defizits, die Steuern, die Budgetzahlen ſind ſeit 1879 faſt noch mehr 
geſtiegen als 1870 —79. In erſter Linie durch die enorme Steigerung 
der kriegeriſchen Rüſtungen, die eine richtige auswärtige Politik in 
der Hauptſache hätte vermeiden können, wenn die Führer der Republik 
fo klug geweſen wären, wie Preußen 1814—60, d. h. eingeſehen hätten, 
daß jedes Volk nach großen Kataſtrophen einmal zwei Menſchenalter 
Frieden braucht. Außerdem aber trifft die Verantwortung für die 
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enorme Verſchuldung und Steuerlaſt recht eigentlich die republikaniſche 
Staatsmaſchine. Es fehlt Frankreich eine politiſche Ariſtokratie, wie 
ſie England beſitzt, Venedig beſaß, und wie ſie grade auch eine demo— 
kratiſche Republik braucht, um das Staatsſchiff in feſten, ſichern, 
gleichmäßigen Bahnen zu halten. Das Volk iſt noch in keiner Weiſe 
reif für die Republik und die Demokratie. Es fehlt die Stetigkeit 
der Leitung; die Miniſterien fallen wie die Kartenhäuſer, oft in 
einem Jahre 2 bis 4 mal um. Die Popularitätsſucht der Regierenden 
iſt viel zu groß; Miniſter und Parlament find von den Tages- 
ſtimmungen, vor allem der Pariſer Boulevards, abhängig. Die 
Finanzminiſter ſind Bankiers, große Fabrikanten, Geſchäftspolitiker 
mehr als Staatsmänner. Dabei ſind im Steuerweſen, in der Auf— 
ſtellung des Budgets, wie in vielen andern Gebieten in den letzten 
18 Jahren gewiß zahlreiche kleine Fortſchritte gemacht worden. Aber 
zu Großem fehlte immer die Kraft; das Parteigezänke, der perſön⸗ 
liche Ehrgeiz, der ruheloſe Kampf um die Miniſterſtühle ließen es 
nicht zu großen Reformen kommen. Die reichen Leute gehörig zu 
beſteuern, dazu fand man keine Majoritäten. Als Freyeinet die 
Staatsbahnen ausdehnen, durch große ſtaatliche Kanalbauten und 
Ahnliches der Volkswirtſchaft einen großen Aufſchwung geben wollte, 
da verſagten die Kammern, das Beamtentum, die haute finance, die 
öffentliche Meinung. Der große Plan endete mit jahrelangen Defizits 
von je einer halben Milliarde, ja mit Verträgen, die den großen 
Eiſenbahngeſellſchaften für abſehbare Zeit jährliche Zuſchüſſe von 100 
und mehr Millionen Franken brachten. Man mußte froh ſein, als 
die Zerſplittrung des Etats in zahlreiche Sonderbudgets, das rieſen— 
hafte Anwachſen der ſchwebenden Schuld und die andern finanziellen 
Mißſtände aus der Zeit von 1870—90 endlich in den 90er Jahren 
wieder gut gemacht wurden. 

Nochmal eine Kataſtrophe wie 1870 und nochmal 40 Jahre 
ſolch demokratiſcher Finanzwirtſchaft wie die letzten könnte Frank⸗ 
reich ſchwer aushalten. Hoffen wir, daß Frankreich ſich nicht noch— 
mal, diesmal durch ſeine Anglomanie, zu einem deutſchen Kriege 
verführen läßt. Hoffen wir, daß die weitſichtigeren und edleren Elemente 
der demokratiſchen Republik die geſellſchaftlichen und Verwaltungs— 
Inſtitutionen ſo weiterbilden, vor allem eine gerechte und große 
Finanzreform — trotz dem Einfluß der Geldariſtokratie — ſo durch— 
ſetzen werden, daß im 20. Jahrhundert das ſchöne, reiche, alte Kultur— 
land ohne ſoziale Revolution und ohne Kriegsabenteuer ſich ſeiner 
hohen Miſſion unter den europäiſchen Völkern ganz hingeben könne. 

2* 
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III. Sſterreich-Ungarn. 


Deutſchland war in dem Zeitalter von den ſächſiſchen bis zu 
den ſchwäbiſchen Kaiſern durch die Verbindung von Kaiſer und Kirche 
und durch ſeine wohlausgebildete Lehns-, Miniſterial- und ſonſtige 
Naturalverfaſſung ein großes, mächtiges Gemeinweſen. Aber es fand den 
Übergang zu einer geldwirtſchaftlichen zentraliſierten Monarchie nicht, 
wie Frankreich. Mögen der Kampf mit der Kirche, die verſuchte 
Herrſchaft über Italien, die geringeren Fortſchritte der Geldwirtſchaft 
im Innern Deutſchlands und manches andere daran ſchuld ſein; am 
ſichtbarſten iſt doch wohl die Unfähigkeit des immer ſchwächer wer⸗ 
denden Wahlkönigtums, die zahlreichen Anfänge eines Reichsgeld— 
ſteuerſyſtems, wie fie von 1100 — 1600 dauern, feſtzuhalten und 
weiterauszubilden. 

Schon die ſchwäbiſchen Kaiſer hatten weſentlich mit ihrem 
Hausgut, nicht mit Reichsgut und Reichsſteuern gewirtſchaftet. Das 
Reichsgut, wie das ſtaufiſche Hausgut wurde 1200 —1400 verpfändet 
und verkauft. Unter Karl IV. waren nur noch Trümmer vom 
Reichsgut vorhanden, und doch konnte er während ſeiner Regierung 
noch für etwa 20 Mill. heutiger Mark davon verpfänden. Wenn 
Heinrich VII. es auf 1,9 Mill. heutiger Mark, Karl IV. auf 3 Mill. 
jährlicher Ausgaben brachte, ſo ſtammten dieſe Beträge weſentlich 
aus ihren Territorien, ihrem Hausgut. Die Zukunft Deutſchlands 
beruhte, nachdem die Städte den Territorialfürſten unterlegen waren, 
auf dieſen, und unter ihnen ſtanden zunächſt die Habsburger voran, 
die zu den ſchwäbiſch- rheiniſchen Vorlanden und zu Oſterreich die 
Steiermark und Kärnten, bald auch Tirol erworben hatten und Ende 
des 15. Jahrhunderts Burgund mit den Niederlanden und die große 
ſpaniſche Erbſchaft hinzufügten. Ein Weltreich unter Karl V., aber 
ſo ſehr ohne innere Einheit, daß ſchon zu ſeinen Lebzeiten die deut— 
ſchen Erblande auf ſeinen Bruder Ferdinand übergingen. Indem 
die deutſchen Habsburger dann Böhmen, Schleſien, Mähren und 
Ungarn hinzuerwarben, entſtand zwar zunächſt auch nur eine 
Perſonalunion, ein zuſammengeſetzter Territorialſtaat, deſſen Herrſcher— 
haus und Reich aber durch den faſt dreihundertjährigen Beſitz der 
deutſchen Kaiſerkrone einen hellen Glanz, durch die Nachbarſchaft 
Italiens reiche Kultureinflüſſe, durch den bald einſetzenden Kampf 
gegen die Überflutung Europas durch die Türken eine große welt— 
hiſtoriſche, zentraliſierende Aufgabe erhielten. Die großen, Oſterreich 
geſtellten Probleme wären vielleicht durch die Kräfte der Länder und 
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durch den Einfluß auf Deutſchland zu löſen geweſen, wenn die 
Habsburger nicht zugleich weiteren, fernliegenden Zielen nachgeſtrebt 
hätten, die nur dynaſtiſch einerſeits, kirchenpolitiſch und durch die 
italieniſch-ſpaniſchen Einflüſſe anderſeits zu erklären ſind. Man 
wollte die ſpaniſch-habsburgiſchen Lande und Kolonien oder wenig— 
ſtens einen Teil derſelben beim Erlöſchen der dortigen verwandten 
Linie Anfang des 18. Jahrhunderts erwerben, was eine viel zu 
große Aufgabe war und Deutſch-Oſterreich von ſeinen nahen Auf— 
gaben ablenkte. Man ſtellte ſich ſchon im 16., noch mehr im 
17. Jahrhundert — ſtatt Proteſtanten und Katholiken zu verſöhnen 
und dadurch ſich die Herrſchaft in Deutſchland zu ſichern — auf 
den Boden einer bornierten italieniſch-ſpaniſch katholiſchen Reaktion, 
vollzog damit die geiſtige Trennung von Deutſchland, vernichtete 
zugleich das, was in den Ländern an guten ſtändiſchen Einrichtungen 
war; man vertrieb damit den proteſtantiſchen Adel und das prote— 
ſtantiſche Bürgertum, verlor immer wieder für lange die Geſichts— 
punkte der wahren öſterreichiſchen Länderintereſſen aus dem Auge. 

Und trotz alledem hat Oſterreich große Aufſchwungsperioden bis 
1800 erlebt; es wurde zu einer europäiſchen Macht erſten Ranges, 
die lange mehr galt, als ihren innern Kräften entſprach. Dieſe 
glänzenden Epochen waren 1. die im 16. Jahrhundert von Maxi— 
milian I. bis gegen 1600; 2. die der Niederwerfung der Türken 
und der großen Eroberungen und Neuerwerbungen 1680 — 1718, 
die Oſterreich ſeinen höchſten Territorialumfang verſchafften, und 
3. die unter Maria Thereſia und Joſef II., die dem Kaiſerſtaate 
zwar Verluſte und Niederlagen, aber große innere Fortſchritte brachten. 
Alle drei Perioden zeigen, welche innere und äußere Notwendigkeiten 
für die Ausbildung des Kaiſerſtaates tätig waren. Und ſie hätten 
noch mehr gewirkt, wenn nicht die Ausbildung der Finanzen lange 
eine ſo unvollkommne geblieben wäre; ihre Rückſtändigkeit hing 
allerdings mit der loſen Gliederung der Länder zuſammen. Wir 
geben zunächſt, wie im letzten Artikel über Frankreich, ſo hier über 
Oſterreich eine ſummariſche Finanzüberſicht von 1507—1800 in heu— 
tigem deutſchen Gelde, die auf venetianiſchen Angaben und haupt— 
ſächlich auf D'Elvert („Zur öſterreichiſchen Finanzgeſchichte“, 1881) 
beruht. Die ſpäteren Angaben über die öſterreichiſchen Finanzen des 
19. Jahrhunderts ſind hauptſächlich den Schriften von A. Beer 
entnommen. Die Einnahmen und Ausgaben balancierten unter den 
folgenden Kaiſern etwa ſo: 
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N i Kopf 
unter Mill. Mk. Nil. Selen über 
Kaiſer Maximilian I. 1507 6,5 4—5 1,0 Mk. 
Ferdinand J. 1566 8—9 etwa 7,0 1,2 » 
Ferdinand II. 1624 17,0 8,0 2,1 
Leopold J. 1700 39,2 16,0 2,45 
Karl VI. 1718-30 100,0 20,0 50 = 
Maria Thereſia 1740 50,0 16,0 31.» 
. „ 1756 119,7 16,0 15 » 
Joſef II. 1781 131,9 19,0 ſaſt 7,0 
. 1790 228,0 19,0 12,0 = 
Franz J. 179298 | 268.0 Ausgabe 125,81 104 » 


150,0 Einnahme \ 6,0 = 


Vor Maximilian I. iſt eigentlich nur Herzog Rudolf IV. im 
14. Jahrhundert als großer öſterreichiſcher, halb moderner Finanz— 
und Wirtſchaftspolitiker, als Erwerber Tirols, als Begründer der 
öſterreichiſchen Monarchie zu nennen. Maximilian I. bleibt der 
Ruhm, die burgundiſchen Verwaltungseinrichtungen auf die öſter— 
reichiſchen Erblande übertragen zu haben; ſein Sohn Ferdinand J. 
hat in den meiſten Ländern dieſes Werk der Verwaltungsorganiſatin 
vollendet, ſich mit den Ständen auseinandergeſetzt und einheitliche 
Landesſteuern ſowie mancherlei indirekte Steuern, auch Landesgrenz— 
zölle geſchaffen. Mit ſeinem Tode wurden die Lande geteilt bis 
1619; es begannen die Türkenkriege, die innere Stagnation. Eine 
Mehrzahl übergroßer, nach dem burgundiſch-ſpaniſchen Vorbilde ein⸗ 
gerichteter fürſtlicher Haushaltungen, eine raſch zunehmende Ver— 
pfändung der landesherrlichen Amter und Mauten, maßlos ange— 
ſchwollene Zahlungsrückſtände, daneben ſteigende Übernahme von 
Schulden durch die ſtändiſchen Landesverwaltungen charakteriſieren 
die Zeit von Ferdinand I. bis 1620. Maximilian II. hinterläßt 
1576 12 Mill. Gulden Schulden; 1617 beziffert Dohna die kaiſerlichen 
Schulden auf 25 Mill. Gulden = 85 Mill. Mk. In den Jahren 
1600 — 1628 war Oſterreich mehr oder weniger bankrott, jagt 
D'Elvert. Mit Ferdinand II. ſetzt die kirchliche Reaktion, die Ver⸗ 
treibung der Proteſtanten ein; Oſterreich erreicht dafür aber im 
Dreißigjährigen Kriege nichts als den status quo ante. Die Leere 
ſeiner Kaſſen, die ſteigende Verſchuldung, die Abhängigkeit von den 
ſelbſtändigen Generalen, wie Wallenſtein, bringen Oſterreich um 
jeden Erfolg. Auch in der langen Regierungszeit Leopolds I. (1657 
bis 1705) ſind die finanziellen Verhältniſſe lange ſehr ſchlechte: 
Große Veruntreuungen beim Militär, dem Hofe, der Oper ſind nicht 
auszurotten; der Hofkammerpräſident Zinſendorf wird zu 1,97 Mill. 
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Gulden Strafe verurteilt. Und doch iſt es die Zeit von 1680— 1718, 
in welcher der öſterreichiſche Staat zu einer Größe von über 
0,5 Mill. Geviert-Km. und 20 Mill. Seelen und zu einer reinen 
Staatseinnahme von gegen 100 Mill. Mk. ſteigt. Die Friedens- 
ſchlüſſe von 1699, 1714, 1718 haben reiche Früchte nach Oſt und 
Weit eingebracht. Die Türken waren aus Ungarn vertrieben; Un- 
garn war 1687 öſterreichiſches Erbreich geworden; der öſterreichiſche 
Doppeladler herrſchte über Siebenbürgen, die Moldau, die Walachei, 
Slawonien. Mochten alſo auch die Türkenkriege 1683—1740 
486 Mill. Gulden (etwa 1 Milliarde d. M.) gekoſtet haben, dafür 
waren anderſeits die reichen Provinzen Neapel, Sizilien, Mailand, 
die belgiſchen Niederlande erworben. Seinen großen Feldherren, 
hauptſächlich Prinz Eugen, dankt Oſterreich die außerordentliche und 
finanziell ſehr vorteilhafte Vergrößerung ſeiner Lande. Nur ſchade, 
daß das Kriegsglück nicht weiter anhielt, und daß der äußeren Ver- 
größerung nicht die innere Verbindung entſprach. Was vorher ſchon 
Oſterreichs Schwäche ausgemacht, die Zuſammenhangsloſigkeit ſeiner 
Lande, der Sprachen- und Raſſengegenſatz, der Kulturunterſchied 
ſeiner Völker, war noch weſentlich vermehrt, die Angriffsflächen 
waren geſteigert. Nur große innere Reformen, große Fortſchritte im 
Finanzweſen hätten das Reich zuſammenhalten können. Dieſe 
fehlten aber ganz; Neapel, Sizilien, Serbien, die Walachei gingen 
bald wieder verloren. Die Schulden waren von 22 Mill. Gulden 
(1700) auf etwa 60 (= etwa 150 Mill. Mk.) 1740 geſtiegen. Die 
Armee hatte man von 160000 auf 80000 Mann reduziert. Der 
ganze Staat war innerlich aufgelöſt, als Karl VI. in dem Wahne 
ſtarb, er habe durch die pragmatiſche Sanktion und deren Garantie 
durch die Mächte ſeiner Tochter Maria Thereſia das habsburgiſche 
Erbe geſichert. 

Es folgte von 1740 an der Kampf mit Preußen um Schleſien, 
der franzöſiſch-bayeriſche Angriff, das Ringen um die Kaiſerkrone, 
der Verſuch einer öſterreichiſch-franzöſiſch-ruſſiſchen Koalition gegen 
Preußen. Der Siebenjährige Krieg koſtete (nach Beer) Oſterreich 
260 Mill. Gulden (5—600 Mill. Mk.), wovon 167 durch Kredit 
aufgebracht wurden. Er war umſonſt. Oſterreich mußte nachgeben, 
weil ſeine Mittel erſchöpft waren, Friedrich noch die Gelder für mehr 
als einen Feldzug in ſeiner Kaſſe hatte. Und doch, was hatte die 
Kaiſerin erreicht: große ſoziale, agrariſche, gewerbliche Reformen, 
die größten Fortſchritte in den ländlichen Vermögensſteuern (gute 
Kataſter, teilweiſe Aufhebung der adligen Steuerfreiheit, größere 
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Gleichmäßigkeit in der Heranziehung der Länder), größere Erträg— 
lichkeit der indirekten Steuern, große militäriſche Reformen, große 
handelspolitiſche Fortſchritte. Schon 1756 waren die Staats— 
einnahmen gegenüber 1720—36 weſentlich erhöht, gegenüber 1740 
verdoppelt; 1781 ſtanden ſie gegen 1740 faſt um 87 Mill., 1791 
um 178 Mill. Mk. höher. Die Vergrößerung des Staats unter 
ihrem Vater hatte die Macht Oſterreichs mehr gemindert, die Ver- 
kleinerung unter Maria Thereſia hatte die Macht erhöht, weil trotz 
der Kriege die Finanzen ſo ſehr viel beſſere geworden waren. 

Die Finanzreformen unter Maria Thereſia gehören zu den groß— 
artigſten, die der öſterreichiſche Staat erlebt hat. Mochten die Staats— 
ſchulden 1767 auf 259 Mill., 1790 auf 370 Mill. Gulden ſtehen, 
die finanzielle Kraft des Staats war doch 1781 und 1790 viel größer 
als 1740, obwohl Joſef II., manches überſtürzend, mit der Defizit- 
wirtſchaft begonnen hatte. Wenn ſein Nachfolger, Leopold II., der 
vorher das Großherzogtum Florenz ſo glänzend reformiert und wirt— 
ſchaftlich emporgebracht hatte, länger als bloß noch zwei Jahre ge— 
lebt hätte, ſo hätte die ganze weitere Geſchichte Oſterreichs ſich wohl 
anders geſtaltet. 

Die Zeit 1793— 1848 iſt die politiſche und finanzielle Unglücks— 
zeit Oſterreichs, die Zeit der Papiergeldwirtſchaft, des Staats— 
bankrotts, die Vergeudung der Staatsmittel für Velleitäten, die 
vielleicht pſychologiſch und hiſtoriſch verſtändlich gemacht werden 
können, aber jedenfalls Oſterreich ruinierten. Schon der erſte Krieg 
gegen Frankreich 1793—98 war ein großer Mißgriff; er ſteigerte 
das Defizit auf jährlich 60—90 Mill. Gulden, die Staatsſchuld auf 
572 Mill. Gulden, den Papiergeldumlauf von 27 auf 92 Mill. 
Gulden. Bis 1810 waren 1436 Mill. Gulden Papier im Umlauf; 
der Staatsbankrott trat 1811 ein. Auch für Oſterreich können wir 
die weitere Finanzgeſchichte nur mit ein paar Strichen andeuten. 

Ein geordnetes zentraliſtiſches Beamtenregiment war für Oſter⸗ 
reich von 1814—48 nicht falſch. Aber es mußte raſch die Verwal— 
tungs⸗, Finanz, Zoll- und Steuereinheit der Monarchie herſtellen, 
und die wirtſchaftliche Hebung der Länder, wie fie 1740 —90 be- 
gonnen hatte, wie man ſie in Preußen von 1814—48 mit Energie 
verfolgte, betreiben. Statt deſſen nur Stagnation, Erhaltung des 
Beſtehenden, auch des Verrottetſten, Verkümmerung aller finanziellen 
Reformanläufe durch ſtumpfſinnige auswärtige oder innere Politik. 
Einer der beſten und kräftigſten Finanzminiſter, die Oſterreich je ge- 
habt, Graf Stadion, hatte noch 1816 die öſterreichiſche Staatsbank 
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gegründet, das Defizit bis auf 8 Mill. Gulden (1821) herabgemindert, 
den größten Teil des Papiergeldes eingelöſt, da machte die um 
falſcher konſervativer Prinzipien willen beſchloſſene militäriſche Inter⸗ 
vention in Neapel und Sardinien die Hoffnung auf geordnete 
Finanzen wieder zunichte. Stadion ſtarb im folgenden Jahr. Keiner 
ſeiner Nachfolger bis 1848 erreichte ihn. Im letzten Jahre der alten 
Politik, 1847, waren die Einnahmen nach Beer 150 Mill. Gulden, 
die Ausgaben 208 Mill., alſo das Defizit 58 Mill. Gulden. Die 
Einnahmen alſo etwa 300 Mill. Mk., die Ausgaben über 400. Die 
indirekten Steuern, hauptſächlich die Monopole, waren wohl im Er- 
trage geſtiegen, teilweiſe auch die direkten, aber der Staatsaufwand 
ebenſo, das Defizit war nicht gewichen. Wenn 1848 die Monarchie 
ſo zuſammenbrach, daß nur in Radetzkys Lager noch der Doppeladler 
herrſchte, wenn Ungarn durch die Ruſſen wieder erobert werden 
mußte, ſo war die Haupturſache die finanzielle Schwäche. 

Die zentraliſtiſch-bureaukratiſche Neuordnung des Staats von 
1849 an kam 30—50 Jahre zu ſpät. Sie brachte zwar die Zoll⸗ 
einheit für die öſterreichiſch-ungariſchen Länder, die Bauernbefreiung, 
manche Steuer- und Wirtſchaftsreform, aber fie vermochte die Papier⸗ 
geldwirtſchaft lange nicht zu beſeitigen, das Defizit nicht zu be— 
ſchwören; es betrug 1852 53 Mill. Gulden, 1855 165 Mill. Gulden; 
es machte die Teilnahme Oſterreichs am orientaliſchen Kriege un: 
möglich und führte zur Verhökerung großer öſterreichiſcher Staats 
bahnen an franzöſiſche Geſellſchaften und zum überſtürzten Domänen⸗ 
verkauf. Auch Brucks Finanztalent wurde über die Defizits nicht 
Herr (1856 95, 1858 75 Mill. Gulden). Der Wiederaufnahme der 
Barzahlung war man nahe, als der franzöſiſch-italieniſche Krieg 1859 
ausbrach und dieſe Hoffnung wieder zerſtörte, die Finanzen aufs 
neue zerrüttete. Nicht die Niederlage bei Solferino war dabei für 
den öſterreichiſchen Staat das Schlimmſte, ſondern eben die Finanz 
lage, welche zum überſtürzten Frieden und zur Abtretung der Lom— 
bardei nötigte. 

Nun ſollte eine konſtitutionelle Regierung raſch helfen, ſie war 
1860—65 nicht imſtande dazu. Die Finanzlage blieb ſchlecht, die 
Heeresausgaben unerſchwinglich; man mußte die Verfaſſung ſiſtieren, 
die Bergwerke von Wieliczka verpfänden; von 1865 - 67 hatte das 
Siſtierungsminiſterium die Schulden wieder um 245 Mill. Gulden 
vermehrt; den engliſchen, für Oſterreich ungünſtigen Handelsvertrag 
ſchloß man nur ab, weil man auf ein engliſches Anlehn rechnete. 
Die zwei harten Schläge für Oſterreich, die Niederlage von 1866 
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und der ungariſche Ausgleich von 1867 (d. h. die Aufhebung der 
Einheit der Monarchie) ſind nicht allein, aber weſentlich mit durch 
die verzweifelte finanzielle Lage des Staats herbeigeführt worden. 

Seither haben die beiden Reichshälften, von welchen Ungarn 
immer heftiger zur vollen Selbſtändigkeit drängt, ſich leidlich in die 
konſtitutionelle Regierungsweiſe und Budgetverwilligung eingelebt. 
Eine vorſichtige auswärtige Politik und der Dreibund haben weitere 
Kataſtrophen verhindert, ja eine Ausdehnung des Reichs auf der 
Balkanhalbinſel gebracht. Die moderne Technik, die Eiſenbahnen, 
die großen allgemeinen Aufſchwungsperioden haben einen Wohlſtand 
erzeugt, wie ihn die öſterreichiſchen Länder früher nie hatten. Unter 
dieſer Gunſt der Verhältniſſe gelangen auch wichtige Steuerreformen, 
die Beſeitigung der Papiergeldwirtſchaft und des Defizits, eine große 
Erhöhung der Staatseinnahme und Staatsausgabe. 

Oſterreichs⸗-Ungarns Geſamtbudget balancierte 1820 —30 mit 
332 Mill. Mk. (Malchus gibt 1822 260 Mill. Mk., offenbar als 
Nettobudget), 1852 mit 494 (Reden), 1862 mit 914 (Czörning), 
1884—85 mit 1698, 1906 mit 2643, ohne den gemeinſamen Etat, 
der keine eigenen Einnahmen hat. Natürlich ſind dieſe Zahlen weder 
unter ſich direkt vergleichbar, noch mit den oben angeführten vor 
1800. Das Nettobudget hat ſich in ein Bruttobudget verwandelt, 
das vollends ſeit der Epoche der Staatsbahnen große Betriebskoſten 
enthält. Aber ſie deuten doch an, wie die Finanzen angewachſen, 
die Steuerbelaſtung geſtiegen iſt. Kamen im 18. Jahrhundert 7 bis 
10 Mk. auf den Kopf (wohl gegen 10 bis 14, wenn fie als Brutto- 
budget berechnet wären), ſo ſtieg die Kopfzahl 1862 auf 26, 1882 
auf 40 und jetzt (1906) auf 58 Mk. (wovon 35 Mk. auf Steuern 
fallen). Mag der Reichtum 1750 bis 1900 geſtiegen ſein, wie 1:2 
oder 3, die Staatsanſprüche ſind noch ſtärker gewachſen, ſie ſind nur 
erträglicher, weil ſie gerechter als früher verteilt ſind. Sie wären 
noch erträglicher, wenn nicht die deutſch-ſlawiſchen Lande noch heute, 
wie ſeit Jahrhunderten, ſo unverhältnismäßig mehr wie Ungarn 
zahlen müßten. 

Immerhin iſt heute Oſterreich-Ungarn in ſehr viel beſſerer finan⸗ 
zieller Lage als 1793-1870. Es wird heute durch den Nationalitäten⸗ 
hader geſchwächt. Aber dieſer fehlt auch anderwärts nicht ganz. 
Er iſt das natürliche Ergebnis des ſich hebenden Bewußtſeins, der 
ſich ſteigernden Bildung der kleinen Stämme und Sprachgebiete, die 
für eigne Staaten viel zu ſchwach und viel zu wenig geographiſch 
konzentriert ſind und doch ihre Sprache und Literatur, ihre eignen 
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Intereſſen heben und ausbilden wollen. Sie müſſen ſich zuletzt in 
dem großen Staatsganzen vertragen, der Geſamtleitung unterordnen 
lernen. Die ſtaatliche Selbſtändigkeit würde ſie vernichten. Jeder 
kräftige und kühne künftige Beherrſcher Oſterreich-Ungarns wird dem 
Ziele der Verſöhnung näherkommen und zwar um ſo raſcher und 
leichter, je beſſere Finanzen er überkommt oder herzuſtellen weiß. 


IV. England. 

Vom Staate der erſten normanniſchen Könige in England ſagt 
Gneiſt: „Die Finanzhoheit iſt die Grundlage dauernder Amter und 
Amtseinrichtungen geworden. Das Schatzamt iſt die wichtigſte Reichs⸗ 
behörde, der wichtigſte Teil der Curia regis, die einzig feſt orga— 
niſierte Behörde.“ Auf der ſo feſt organiſierten Lehnsverfaſſung 
und der übrigen perſönlichen und Naturalleiſtungen der Untertanen 
beruhte die Kraft dieſes Staates, der vom 12. bis ins 15. Jahr- 
hundert ſich einen großen Teil Frankreichs unterwarf. Die Über⸗ 
ſpannung der königlichen Gewalt ließ ſeit dem 13. Jahrhundert das 
Unterhaus als geldbewilligende Vertretung der Städte und Grafſchaften 
entſtehen, mit dem dann die drei Eduarde (1272 —1377) eine große 
reichsſtändiſche Geſetzgebung ſchufen. Aber die frühe Ablöſung der 
alten Lehns- und ſonſtigen Naturalverfaſſung, die franzöſiſchen 
Kriege, die Verſchleuderung der Domänen, die Thronſtreitigkeiten, 
die rohe Entartung der Adelsfraktionen in den Kriegen der weißen 
und roten Roſe warfen die Macht und den Wohlſtand des Landes 
dann zurück, vernichteten ſeine Seemacht, brachten England in Ab— 
hängigkeit von den Hanſen und italieniſchen Kaufleuten, von deren 
Joch ſie dann das Haus Tudor befreite. 

Heinrich VII., der erſte Tudor (1485 —1509), ſtellte ein großes 
königliches Domanium wieder her, ſuchte die Lehnshoheit wieder 
fiskaliſch auszunutzen, verſtand als ein ſparſamer Haushalter in 
24 jähriger Regierungszeit das Parlament nur 4—5 mal um Bei: 
ſteuern zu bitten, ſteigerte die Regalien und Hoheitsrechte bis zum 
Außerſten und hinterließ einen Staatsſchatz von 36 Mill. heutiger 
Mark. Sein Sohn, Heinrich VIII. (1509-1547), ſetzte die 
monarchiſch fiskaliſchen Tendenzen ſeines Vaters fort; von ihnen 
beiden und ihren Nachfolgern bis einſchließlich der Königin Eliſabeth 
ſtammen die Anfänge der modernen Wirtſchaftspolitik und der 
modernen geldwirtſchaftlichen Finanz Englands. Wir faſſen, wie 
in den letzten Artikeln, die Entwicklung dieſer Finanz von 1500 
bis 1817 in der folgenden ſummariſchen Überſicht, die durchſchnitt— 
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lichen Jahresausgaben im heutigen deutſchen Gelde, zuſammen. In 
den Durchſchnitten von 1739 an ſtecken für die Kriegsepochen zu— 
gleich die großen Kriegsausgaben. Die Grundlage der Zahlen 
bilden die Werke von Dowell, Cunningham, Vocke uſw., die für das 
19. Jahrhundert ſind hauptſächlich Buxton (Finance and Polities 
2 vol. 1888) und den Schriften von R. Giffen entnommen. 

Das Jahresbudget betrug etwa unter: 


Mill. Mk. 1 alſo gs 

a A 8 2.5 3.2 
. 10 3,5 2.8 

P 40—60 4,0 10—15 
Königin Anna 170 5,5 30 
in den De 1739—1748 251 6,5 38 
1755 — 1763 467 7,0 66 
* . 1776-1786 496 8,0 62 
et P 1787—1793 338 9,0 37 
x England allein 9,1 156 
* = 1794—1817 1427 f n een 16, 0 89 


Von Heinrich VIII. bis zu Cromwell erklärt das Sinken des 
Geldwerts einen Teil des wachſenden Budgets, aber doch lange 
nicht die Hälfte. Die Hauptſteuer war die Polltaxe, eine Art Klaſſen⸗ 
ſteuer von urſprünglich (1377) 4 d. bis 6 Litrl. für das Familien⸗ 
haupt, 1641 von 6 Sh. bis 100 Kſtrl.; daneben beſtand die ſelten 
erhobene ſogenannte Subſidie (Fünfzehnter), eine Vermögensſteuer 
von Grund und Boden und beweglichem Beſitz. Die Staatsſchulden 
ſpielten bis 1640 noch keine große Rolle; die indirekten Steuern, 
die Akziſen, erſt ſeit den Stuarts. Dieſe wollten in der erſten 
Hälfte des ſiebzehnten Jahrhunderts eine Art aufgeklärten Deſpotis⸗ 
mus unter Zurückdrängung des Parlaments, wie auf dem Kontinent, 
durchführen. Sie fielen darüber; aber die erſte Revolution und 
Cromwell ſetzten Akziſen von ganz anderer Höhe durch, als vorher 
die Stuarts. Wie Cromwell die Navigationsakte erließ, um Holland 
ſeinen Handel teilweiſe zu nehmen, ſo begründete er die engliſche 
Herrſchaft in Weſtindien, vollendete mit eiſerner Gewalt die Unter- 
werfung Irlands. Als die Stuarts 1660 zurückkehrten, war der 
Grund zum Kolonialreich und zu einem ausgiebigen Syſtem von 
direkten und indirekten Steuern gelegt. Die Revolution von 1689 
vollendete die Parlamentsherrſchaft und die Parteiregierung. Die 
whigiſtiſche Partei (die ganz großen Adelsfamilien und die Stadt— 
intereſſen) verſtand es, das Syſtem der Kolonialherrſchaft, der 
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egoiſtiſch⸗nationalen Schiffahrtsgeſetze, des induſtriell-agrariſchen Schuß: 
zolles von 1660 —1750 zu vollenden. Die ungeheuern Finanzleiſtungen 
Englands von 1650—1815 beruhen auf dem raſch ſich hebenden Reich— 
tum des Landes; dieſer ſelbſt aber war die Folge der Handelspolitik, 
der See- und Kolonialherrſchaft. Beides wäre unmöglich geweſen, 
wenn nicht hinter den guten, wie hinter den ſchlechten Regierungen 
der Epoche, die ſtark entwickelten Nationalintereſſen, die Teilnahme 
des ganzen Volkes geſtanden hätten. Dieſe geiſtigen Potenzen wieder 
hätten ſich nicht entwickelt ohne Parlament und ohne freie Selbſt— 
verwaltung, ohne eine große Ariſtokratie, deren Häupter mehr und 
mehr den meiſt unfähigen, vielfach fremden Königen die Staats⸗ 
leitung abnahmen. 

Die zwei Inſtrumente der engliſchen Finanz von 1660 an waren 
die Steuern und die Schulden. Die direkten älteren und ſpäten 
Steuern haben nie wie auf dem Kontinent eine Befreiung des 
Adels gekannt; er zahlte in Staat und Gemeinde wie der letzte 
Bauer. Die alten Polltaxen und Subſidien hat das 17. Jahr⸗ 
hundert, hauptſächlich Cromwell und König Wilhelm, in der großen 
Kriegszeit gerechter fortgebildet zur Landtaxe, der Haus- und Fenfter- 
taxe, zur Taxe auf Gehalte und Ragialrenten, wozu noch Taxen 
auf Geburt, Eheſchließung, Todesfall und Junggeſellentum kamen. 
Sir Robert Walpole hat ſein Ziel (1733), die direkten Steuern ſo 
ziemlich ganz zu beſeitigen, ſo wenig erreicht wie Bismarck ſpäter. 
Und der große Pitt hat dann ſein Volk 1797 erſt zu einer Ver⸗ 
mögensſteuer, dann 1799 zu einer 10 prozentigen Einkommenſteuer 
fortgeriſſen. Das neuere Syſtem indirekter Steuern (Akziſen), haupt⸗ 
ſächlich auf Lebensmittel, verſuchte Karl I. zu begründen. Crom— 
well führte es durch, erzielte damit ſchon 10 Mill. Mk.; Wilhelm 
von Oranien ſteigerte es, im ſpaniſchen Erbfolgekrieg trugen die 
Akziſen bereits 32 Mill. Mk. und erreichten ihren faſt kaum noch 
erträglichen Höhepunkt im Kampf gegen Napoleon. Wohl war ſo 
die indirekte Steuer von 1700—1870 (noch 1830 gab fie 400 Mill. Mk.) 
im Klaſſenintereſſe der Beſitzenden übermäßig, vexatoriſch bis zur 
Unerträglichkeit ausgebildet. Aber alle großen engliſchen Staats— 
männer haben daneben doch auch für die direkten Steuern ge— 
kämpft. Von einem ſo elenden, ungerechten Steuerſyſtem, wie in 
Frankreich, war nie die Rede, nie von einer prinzipiellen Steuer⸗ 
freiheit des Adels und der Reichen, die ſchon in den Polltaxen ganz 
anders herangezogen waren als in der preußiſchen Klaſſenſteuer 
1821—51, welche einſt Kaiſer Wilhelm als Prinz eben deshalb jo 
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angegriffen hat. Es geht doch auch durch dieſes ältere englifche 
Steuerweſen ein Zug großer männlicher Gerechtigkeit und hingebenden 
Patriotismus der obern ſozialen Schichten. 

Aber alle großen Erfolge in der Politik, in den Kriegen, im 
Kolonialerwerb, in der Vernichtung fremder Handelsmarinen hat 
England doch nur erreicht durch ſein ſtaatliches Kreditweſen, das es 
in umfangreicherer Weiſe ausgebildet hat als alle andern Nationen; 
man hat in England ſeit 1689 die Staatsſchulden nie durch Staats- 
bankrotte herabgeſetzt, wie in ſo vielen andern Staaten. 

Nachdem die Stuarts das von den Tudors wiederhergeſtellte 
Domanium wieder veräußert hatten, begann ein mäßiges Anwachſen 
der Staatsſchulden von 1660-1689, ein gewaltiges dann aber in der 
langen ſchweren Kriegszeit von 1689 — 1697 und von 1701-1714. 
Die beiden großen Kriege, hauptſächlich der ſpaniſche Erbfolgekrieg, 
entſchieden aber das Schickſal der europäiſchen Staaten; Frankreich 
wurde von ſeiner Höhe geſtürzt, Spanien wichtiger Anßenländer 
beraubt, England war 1714 unendlich reicher und mächtiger als 
1689. Aber die Kriegskoſten hatten auch für England 652 und 
1014 Mill. Mk., die Schuldenvermehrung 290 und 430 Mill. Mk. 
betragen. Ich füge gleich, nach Dowell, bei a. was die folgenden 
großen Kriege koſteten, und b. wie ſie die Staatsſchulden vermehrten: 


2. b. 
Krieg gegen Oſterreich und Spanien 1739-48 874 Mill. und 584 Mill Mt. 
Siebenjähriger Krieg 1756—63. . . . . . .» 1652 1192 
Amerikaniſcher Unabhängigkeitskrieg 1776—83 1952 2346 
Franzöſiſch⸗kontinentale Kriege 1793—1815 . 16 630 » 10058 = 


(darunter 1106 Mill. Mk. Subſidien an die Verbündeten). 


Die 100 Tage der Napoleoniſchen Rückkehr allein hatten Eng— 
land 100 Mill. Lſtrl. — 2000 Mill. Mk. gekoſtet. Es handelt ſich 
um die größten finanziellen Leiſtungen, die je einem Volke gelangen. 
Von 1688 — 1817 (in 130 Jahren) gab England jährlich durch⸗ 
ſchnittlich 177 Mill. Mk. für Kriege aus, zuſammen 22,7 Milliarden 
Mark; Kant nennt nicht umſonſt England den gewaltſamſten, krieg— 
erregendſten Staat. Seine Staatsſchuld betrug 1817 17,2 Milliarden 
Mark; ihre Verzinſung koſtete 653 Mill., während ſie unter König 
Wilhelm erſt 26,2, unter Georg III. 1760 166,2 Mill. erfordert 
hatte. Aber dafür hatte das Königreich Napoleon und Frankreich 
niedergeworfen, den andern Staaten ihre Marine vernichtet, ihre 
Kolonien zum großen Teil genommen. Das engliſche Volk hatte 
die Rieſenſummen aufgebracht, weil es reich genug war und in der 
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auf Koſten der ganzen übrigen Staatenwelt erreichten Welthandels— 
herrſchaft eine gute Kapitalanlage ſah. Die reichen Whigfamilien 
waren immer für Krieg und Schuldenmachen geweſen; ſie ließen ſich 
z. B. 1797-1800 für 100 Mill. Lſtrl. Kapital verſchreiben und 
zahlten dafür nur 50 ein. Die regierende Klaſſe war patriotiſch, 
aber der Patriotismus machte ſich auch gut bezahlt bei ihnen. 

Unter den Fürſten und Staatsmännern, die das engliſche 
Finanz⸗ und Kreditgebäude aufgeführt hatten, waren nicht alle 
große Finanzleute; und ſelbſt die größten, wie Pitt, irrten und 
griffen im einzelnen fehl; Pitt ſchuf viele falſche indirekte Steuer— 
arten. Eine falſche Kolonial- und Steuerpolitik hatte 1760 bis 
zum Frieden von Verſailles (1783) zum Verluſt der Vereinigten 
Staaten und von wichtigen Poſitionen im Mittelmeer geführt. Man 
mußte einen demütigenden Frieden machen, weil man vor einem 
Defizit von 10 Mill. Litrl. ſtand, der Kredit erſchöpft war; die 
Zprozentige Rente ſtand auf 56. Und dabei waren die Staatsausgaben 
von Georg I. bis damals von 7 Mill. Lſtrl. auf 17—30 geſtiegen. 
Aber die Führenden dieſer Baumeiſter waren doch ganz große, ja 
geniale, politiſche und finanzielle Kräfte, wie Eliſabeth, Cromwell, 
Wilhelm von Oranien, Pitt. Und Sir Robert Walpole, der viele 
Sünden auf ſeinem Gewiſſen hat, die Beſtechung des Parlaments 
zum Grundſatz erhob, alle direkten Steuern beſeitigen wollte, das 
Hochſchutzzollſyſtem maßlos ſteigerte, durch zahlreiche Exportprämien 
die Geſchäftswelt korrumpierte, war doch auch in ſeiner Art ein 
großes Finanztalent; er ermäßigte die Staatsſchuld, konſolidierte 
die Zollgeſetze, ſchuf ein Menſchenalter bedeutſamer wirtſchaftlicher 
Blüte. Ganz ſchlecht wurden die Finanzen erſt 1750 — 83 ge 
führt: Die Finanzlaſt verdoppelte ſich faſt, die Schuldenlaſt wuchs 
maßlos. 

Wenn es nicht dem Genie des jüngern Pitt gelungen wäre, 
einem widerſpenſtigen Parlament ſeine großen Reformen (Konſoli⸗ 
dation aller Zollgeſetze, Vereinfachung des Tarifs, Beſeitigung des 
Schmuggels, Reform der indiſchen Verwaltung, franzöſiſchen Handels— 
vertrag uſw.) aufzunötigen, das Defizit zu beſeitigen, jo hätte Eng— 
land 1793 (mit damals 15 Mill. Seelen, 4800 Mill. Mk. Schulden, 
380 Mill. Mk. [19 Mil. Lſtrl.] Staatseinnahmen) nicht den unge— 
heuern Krieg gegen Napoleon ſo führen können, aus dem es nach 
20 Jahren zwar ſchwer geprüft und finanziell furchtbar belaſtet, aber 
doch als Sieger hervorging. Man weiß nicht, ob man Pitt mehr 
über feine Friedensfinanz von 1783 — 1793 oder mehr über feine 
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Kriegsfinanz von 1793—1805 bewundern joll. Seine dem Vater: 
lande geopferte Geſundheit erhielt den Todesſtoß durch die Nachricht 
vom Siege Napoleons bei Auſterlitz. Er ſtarb arm. — 

Die Finanzen Englands blieben von 1805 —1842 im ganzen 
ſchlecht verwaltet. Aber aus dem Geiſt und den Finanzmaximen 
Pitts gingen die Canning, Huskiſſon, Peel und Gladſtone hervor, 
denen England ſeine heutige gute Finanzlage hauptſächlich dankt. 

Die engliſche Finanzgeſchichte des 19. Jahrhunderts zerfällt in 
drei klar geſchiedne Epochen: 1. die von 1815-1842, die Zeit der 
Erholung vom großen Krieg unter einer ſchlechten Regierung der 
Torys bis 1830, einer ſchwächlichen, mittelmäßigen der Whigs bis 
1842, einer Zeit der ſparſamen Verwaltung und Ausgabenbeſchränkung; 
2. die von 1842 — 1878, die Zeit der großen Finanz- und Wirt⸗ 
ſchaftsreform, des Sieges der liberalen Ideale, des ſichern Glaubens 
an den Frieden und die gefeſtigte Welthandelsherrſchaft Englands, 
eine Epoche langſam ſteigender Ausgaben, aber ſtärkeren Wachstums 
des Wohlſtands; 3. die von 1878 bis zur Gegenwart, charakteriſiert 
durch langſameres Wachſen des Reichtums, aber großer Kolonial- 
erwerbung und teurer Kriege und Kriegsrüſtung, die freilich auch 
ſchon vor 1878 eingeſetzt hatten; die ganze Finanz iſt beherrſcht 
von dieſer weltpolitiſchen Lage; die Staatsausgaben wachſen enorm, 
die Schuldentilgung überwiegt bis 1891, wird aber von 1900 an 
von den neuen Schulden überholt; der Glaube an das 1842—80 
ausgebildete Wirtſchaftsſyſtem iſt erſchüttert, aber das damals be— 
gründete Finanzſyſtem reicht noch aus, infolge des ungeheueren 
Reichtums des Landes und Englands Nichtbeteiligung an den euro— 
päiſchen Kriegen. 

ad 1. Die engliſchen Staatseinnahmen waren 1791—1815 von 
20 auf 78 Mill., die Ausgaben von 18 auf 113 Mill. Lſtrl. (von 360 
auf 2260 Mill. Mk.) geſtiegen; jo war die Aufgabe von 1815 an, 
ſie wieder auf ihr normales Maß zu reduzieren. Man kam 1835 auf 
48 Mill. Lſtrl. ( 960 Mill. Mk.) zurück, bewegte ſich bis 1842 im 
ganzen zwiſchen 51 und 54 Mill. (1020 —1080 Mill. Mk.), litt 
aber ſeit 1837 an jährlich 7—8 Mill. Lſtrl. Defizit (140 —160 Mill. 
Mk.). Statt die Einkommenſteuer nach dem Friedensſchluß 1815 
zu belaſſen, um ſo beſſer das veraltete, ungeheuerliche Zoll- und 
Akziſeſyſtem zu reformieren und zu beſchneiden, hatte man dieſe 1816 
beſeitigt; die liberale Zollreform Huskiſſons hatte 1824 — 27 einiges 
gebeſſert, entfernt nicht genug. Die Torys hatten im ganzen kurz— 
ſichtig regiert; die Whigs hatten in den 30 er Jahren die Parla— 
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mentsreform, die Armeereform, und das neue Stadtgeſetz (1835) ge- 
ſchaffen; finanziell waren ſie kurzſichtig, ängſtlich; hatten 1840 alle 
Zölle und Akziſen um 5 v. H. erhöht, fait ohne Erhöhung der Ein- 
nahmen; es war eine ganz törichte Maßregel, etwa nur zu ver— 
gleichen mit der deutſchen Eiſenbahntariferhöhung von 1873 im 
Moment des Ausbruchs der großen wirtſchaftlichen Kriſis. Die 
Finanzenquete von 1840 hatte gezeigt, wohin die Reform gehen 
mußte. Melbourne hatte nicht den Mut, auf dieſe Planke zu treten, 
wie dann der große Peel, der, von liberalen Gedanken erfüllt, ſeit 
Jahren die konſervative Partei für große Zwecke erzogen und ein— 
geſchult hatte. 

ad 2. Seine Finanz- und Wirtſchaftsreform 1842 —46 iſt doch die 
größte, die England im 19. Jahrhundert erlebt, wenn er damit auch 
die toryſtiſche Partei für längere Zeit in zwei Hälften ſpaltete. In 
einem Parlament von Protektioniſtiſchen ſetzte er die Anfänge der 
liberalen Tarifreform durch, beſeitigte oder ermäßigte die ſchlimmſten 
Ausfuhr⸗, Rohſtoff⸗, Halbſtoffzölle und Akziſen; er führte die Ein- 
kommenſteuer in einem Parlament, das den Reichtum vertrat, wieder 
ein, zunächſt nur auf drei Jahre; ſie erhielt ſich aber dann für 
immer, wurde der Kern des engliſchen Budgets, das bequeme Hülfs— 
mittel gegen jedes Defizit; fie gab 1861 10,9 Mill. Lſtrl., 1901 
26,9 Mill. Lſtrl. = 538 Mill. Mk.). Peel ſtellte wieder regel⸗ 
mäßige Überſchüſſe des Budgets her, reduzierte die Zinſen der 
Staatsſchuld, tilgte 14 Mil. Lſtrl. (280 Mill. Mk.) der Staats⸗ 
ſchulden. Ein Mann des praktiſchen Lebens, ſehr vorſichtig in 
ſeinen Entſchlüſſen, war er felſenfeſt in der Durchführung deſſen, 
das er für Recht erkannt, auch gegenüber ſeiner eignen Partei. Er 
hatte die Einſicht, daß man der beſte Finanzminiſter iſt, wenn man 
dem wirtſchaftlichen Leben einen großen Impuls verleiht; er bewies 
den Konſumenten, daß durch Beſeitigung der maßlos entarteten in- 
direkten Steuern ſie mehr gewinnen, als ſie an Einkommenſteuer 
zu zahlen hätten, er hob 8,15 Mill. Lſtrl. jährliche Steuern auf, ſchuf 
dagegen 5,66 Mill. Mk. neue; die engliſchen Fonds ſtanden endlich 
wieder auf Pari, als ihn 1846 eine Koalition ſeiner lieberalen und 
konſervativen Feinde ſtürzte. Sein Kabinett fiel, wie er ſagt, in 
tbe face of the day and with their front of the enemy. „Ehren: 
werte Gegner verdammen mich, weil ich alte Parteibande jprengte, 
aber noch in ſpäten Zeiten wird in der Hütte der Armen mein Name 
mit Dankbarkeit genannt werden, weil ich ihnen billiges Brot ver⸗ 


ſchaffte.“ 
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Das Whigiſtiſche Kabinett Ruſſel (1846—52) lebte bis zu 
Peels plötzlichem Tode von ſeinen Gnaden und von ſeinen Ideen; 
die Zoll⸗, Schiffahrts⸗ und Kolonialreform von 1849 ſetzte nur die 
von 1842—46 fort. Kein engliſches Kabinett hat die Finanzen jo 
wenig beherrſcht, wie dieſes. In den folgenden ſieben Jahren 
wechſelte die Regierung ſechsmal. Nur die 1853 einſetzende Schatz 
kanzlerſchaft Gladſtones, als Glied eines Peelitiſchen Miniſteriums, 
hatte Bedeutung. Im ganzen aber leitete die große fünfſtündige 
Budgetrede Gladſtones doch nur eine Fortſetzung der Peelſchen 
Reform ein. Die Ausdehnung der Erbſchaftsſteuer auf Grund und 
Boden (1853) iſt allerdings die würdige Ergänzung der Einfommen- 
ſteuer; ihre Erträge wuchſen von 1861 mit 3,4 Mill. Litrl. bis 
1901 auf 13,0 Mil. Lſtrl. = 260 Mill. Mk.); beide direkte 
Steuern zuſammen ſichern England den Ruhm, daß ſeine reichen 
Leute, ſeine regierende Ariſtokratie, bereit ſind, voll mitzutragen an 
den Staatslaſten. Gladſtones wichtigſte finanzielle Tätigkeit fällt 
aber erſt in das Palmerſtonſche Miniſterium 1859 —65, dem er als 
Schatzkanzler den Charakter gab. Seine Budgetrede von 1860 iſt 
ſein Höhepunkt; die Vollendung der Zolltarifreform, die liberalen 
Handelsverträge, die Schaffung von Budgetüberſchüſſen bis 1863, 
allerlei andere Reformen und Nachläſſe, hauptſächlich in den ver: 
alteten, ſtörenden, indirekten Steuern ſind ſeine Ziele. Er war ein 
großer Meiſter bezaubernder Beredſamkeit, ein Künſtler der Finanz— 
zahlen; ein Mann des Details wie der großen Gedanken; man 
ſagte von ihm, er habe die Beredſamkeit und das Feuer von Canning 
mit der Finanzkenntnis und Durchſichtigkeit von Huskiſſon vereinigt. 
Er hatte Verſtändnis für die radikalen Volksbewegungen und In— 
tereſſen, er ſchwärmte lange für Aufhebung der Einkommenſteuer, 
aber war kein politiſcher Kopf erſten Ranges, ſchwamm in den 
modiſchen optimiſtiſchen Friedensgedanken des Mancheſtertums. Er 
hat als Premierminiſter 1868 —74 und 1880—83 viel Gutes an 
neuen Geſetzen geſchaffen, aber die Leitung des engliſchen Staats- 
weſens ſtand nicht durchaus auf derſelben Höhe. Er wollte nur 
ſparen, aber er hat doch eigentlich mitgeholfen, das Budget empor: 
zuſchrauben, es ſtieg 1853—75 von 55 auf 78 Mill., bis 1885 auf 
91 Mill. Lſtrl. Er mußte große Defizits erleben; ſein Schatzkanzler 
Lowe erlebte 1871 das größte Fiasko, das einem vorgeſchlagenen 
engliſchen Budget im 19. Jahrhundert begegnete. Die dazwiſchen 
liegenden konſervativen Miniſterien von Derby und Disraeli ſtanden 
in ihrer Finanzwirtſchaft freilich viel tiefer. Der letztere war und 
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blieb ein ſchlechter Finanzmann, obwohl er ein ganz großer 
Politiker war. 

ad 3. War die Zeit von 1861—81 noch eine ſolche mäßiger Zunahme 
der Staatsausgaben geweſen, ſo ſchwoll das Budget von da an 
immer weiter, zumal vom Ende der 1880 er Jahre bis über die Jahr— 
hundertwende hin. Ich füge eine ſummariſche Überſicht in deutſchem 
Gelde an, die aus den Unterſuchungen von R. Giffen zuſammen⸗ 
geſtellt iſt und bis 1901, teilweiſe bis 1902 geht. Dieſe Zahlen ſind 
jedenfalls unter ſich vergleichbar, während ſie mit der Buxtonſchen 
der Vergleichbarkeit wegen rektifizierten Statiſtik, die ich bisher für 
1815—85 verwendete, nicht ganz übereinſtimmen. 


Staatliche Be⸗ Ausgabe Zoll- und [Einkommen⸗ 

N Schulden Akziſe⸗ erb⸗ 

Einn. Ausg. völterungſ pro Kopf 0 Pi ſchaftsſtener 
Mill. Mk. Mill. Mk. Mill. Mt Mk.] Mill. Mt.] Mill. Mk. 


1861 | 1406 1456] 28,9 51 16 492 854 316 
1881 | 1638 | 1618 | 34,9 47 15 41€ 890 304 
1891 | 1790 | 1754 | 37,7 47 13 720 886 384 
1901 | 2608 2672 | 41,5 89 14 114 1188 694 


1902 | 2850 | 3326 | 41,5 93 = 

Für die legten dreizehn Jahre gibt Zahn folgende Budgetzahlen 
an: 1893: 2564 Mill. Mk., 1895: 2506, 1897: 2528, 1899: 3258, 
1901: 5038, 1903: 4350, 1905: 4236, 1906: 3972 Mill. Mk. 
Der ſüdafrikaniſche Burenkrieg mit 221 Mill. Lſtrl. — 4250 Mill. Mk. 
Koſten ſpiegelt ſich in dem Steigen und Fallen dieſer Zahlen. Alle 
Sachverſtändigen aber betonen, daß das engliſche Budget vielleicht 
noch mal wieder unter 200 Mill. Litrl. - 4000 Mill. Mk. ſinken 
werde, aber ſchwerlich ſehr viel. 

Die große Steigerung des Budgets ſchließt wohl auch Mehr— 
ausgaben für Schule, Geſundheit, Juſtiz, Unterſtützung der Ge- 
meinden uſw. in ſich; aber der Zivildienſt iſt im ganzen nicht viel 
teurer geworden. Neue Steuern ſind kaum eingeführt worden, obwohl 
man im einzelnen manches änderte. Man vermehrte zeitweiſe die 
ſchwebende und die fundierte Schuld, ſetzte die beſtehenden Steuern 
herauf. Der ſteigende Wohlſtand gab größere Erträge, diejenigen 
der Zölle ſtiegen in der Periode der Tabelle um 15 v. H., die der 
Akziſen (hauptſächlich Spirituoſenſteuer) um 70 v. H., die der Ein- 
kommenſteuer um 150 v. H., die Erbſchaftsſteuer um 286 v. H., die 
der Poſt um 400 v. H. Von den Geſamteinnahmen machten die 
zwei großen direkten Steuern 1861 20 v. H., 1901 31 v. H., Zölle 
und Akziſen 1861 61 v. H., 1901 45 v. H. 

3 * 
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Die Haupturſache der großen Budgetſteigerung liegt in den ver- 
änderten auswärtigen Beziehungen, liegt in der Ausdehnung des 
britiſchen Weltreiches, das 1880 23,0, 1906 29,14 Mill. Geviert- 
kilometer, 1880 eine Bevölkerung von 306, 1906 eine ſolche von 
403 Millionen umfaßte, ſowie in der Tatſache, daß Großbritannien 
ſein Heer und ſeine Flotte 1815 bis 1870 unſagbar vernachläſſigte, 
die Verwaltung dieſer zwei Departements ſeit 150 Jahren trotz ewig 
erneuerter Unterſuchung niemals gründlich zu beſſern verſtand. Buxton 
ſagt, die Verwaltungen ſeien ſtets teuer, voller Mißbräuche und 
wenig effektvoll geweſen. Schon Palmerſton hatte in einer Denk— 
ſchrift 1846 auf die abſolute militäriſche Schwäche des Landes hin- 
gewieſen, hatte bis zu ſeinem Tode (1865) immer wieder Vermehrung 
und Verbeſſerung des Schutzes gefordert, er hatte den Bau von Hafen— 
forts von 1860 an durchgeſetzt; ſie haben bis 1885 150 Mill. Mk. 
gekoſtet, hatten aber noch keine Kanonen. Napoleon III. hat man 
von 1851 an in England gefürchtet, wie heute Deutſchland. Zu— 
gleich begannen die Kriege und Spannungen, die viel Geld koſten: 
Der Krimkrieg „a gigantic blunder“ hatte 1400 Mill. Mk. gekoſtet; 
der Krieg mit China 1860 120; die abeſſiniſche Expedition 1868 
koſtete kein Blut, aber 516 Mill. Mk.; ſie war eigentlich die Folge 
davon, daß die Königin und das Auswärtige Amt einen Brief 
des abeſſiniſchen Königs zu beantworten vergeſſen hatten. Mit 
Disraelis Miniſterien und ſeiner zugreifenden auswärtigen Politik 
ſteigerten ſich die Rüſtungs- und Kriegskoſten ganz anders. Aber 
er iſt doch nicht eigentlich allein verantwortlich für die Expanſions— 
beſtrebungen zu machen; dieſe Politik war unvermeidlich durch den 
Beſitz Indiens und Südafrikas, fie war durch die natürliche Aus: 
dehnung des Welthandels über die Grenzen der Kulturſtaaten hinaus 
gegeben. Man liebt es in England ſo darzuſtellen, daß die zu— 
nehmenden Feſtlandsrüſtungen und Kriege den Anſtoß gaben; ſie 
haben mitgewirkt; die engliſche Politik fühlte ſich 1860 - 70 in 
Europa überholt, an die Seite gedrängt. Aber die letzte Urſache 
der geſteigerten Finanz war die Beſetzung Agyptens 1882, der teuere 
Sudankrieg, die Annexion von Transvaal, waren die ſüdafrikaniſchen 
Kriege, die Ausdehnung Indiens, welche die Afghaniſtankriege (1878 
allein 470 Mill. Mk.) zur Folge hatten. Die zugreifende imperialiſtiſche 
engliſche Politik gab den Anſtoß zur Teilung Afrikas, zu den Kolonial- 
erwerbungen der andern europäiſchen Staaten. 

Die Radikalen klagen die liberalen und konſervativen Regierungen 
eines unnötigen, unweiſen Militarismus an; ſie betonen, das jetzige 
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Finanzſyſtem ſei erdrückend für die Induſtrie und die Entwicklung 
des Wohlſtandes; es habe eine zu ſchmale Baſis in der Getränke— 
und Tabaksſteuer, in der Einkommens- und Erbſchaftsſteuer; die 
ſtaatliche Schuldenlaſt werde immer gefährlicher, wenn der Reichtum 
nicht mehr wie 1815— 70 wachſe. Die Verteidiger des Beſtehenden 
weiſen auf die Gefahr der kriegeriſchen Störung der Aus- und Ein- 
fuhr hin und darauf, daß heute (1906) jeder Engländer 66 Mk. 
Steuern doch viel leichter trage, als 1787/93 37 Mk., daß in den 
napoleoniſchen Kriegen die Steuerlaſt unendlich viel höher war als 
heute. Die Konzentration der indirekten Steuern auf wenige Artikel 
hat ihre Nachteile, aber den Vorteil, das übrige wirtſchaftliche Leben 
nicht zu behelligen; die Spirituoſen ergaben 1905 in Großbritannien 
769 Mill. Mk., 18,5 Mk. auf den Kopf; man wird dabei allerdings 
an das engliſche Witzwort erinnert: The habitual drunkard is the 
sheet anchor of the british constitution. Aber der Anklage ſtehen 
die Erträge der Einkommen- und Erbſchaftsſteuern gegenüber; die 
Sätze der Einkommenſteuer haben ſeit langen Jahren zwiſchen 1 und 10, 
ja noch mehr P. für 1 Lſtrl. Einkommen geſchwankt; 1 P. gibt 
heute 2,4 Mill. Lſtrl. jährlichen Ertrag (= 48 Mill. Mk.). Alle 
Wechſel der Konjunktur, der Kriege, des Budgets werden erträglich, 
wenn man das eine Jahr 48 Mill. Mk., das andere die zehn- und 
mehrfache Zahl Einkommenſteuer erheben kann. 

So ſteht auch heute noch die engliſche Finanz in unerreichter 
Größe und Ergiebigkeit vor uns. Was könnte das Deutſche Reich 
jubeln, wenn es einen beweglichen Einnahmefaktor hätte, der beliebig 
zwiſchen 48 und 480 Millionen ſchwanken könnte. Natürlich kann 
ein viel reicheres Land als Deutſchland eine ſolche wechſelnde Be— 
laſtung leichter aushalten. Aber die Zahlen wie die Einkünfte aus 
den Erbſchaftsſteuern weiſen auch auf einen politiſch-patriotiſchen 
Sinn, auf ein Gerechtigkeitsgefühl der Reichen in England hin, das 
wir leider noch nicht in gleichem Maße haben. Vielleicht nicht haben 
können. Aber dann müſſen dieſe Gefühle erzogen werden. 


V. Altpreußen. 

Die territorialen Fürſtentümer, durch deren Vereinigung die 
brandenburgiſchen Kurfürſten aus dem Hauſe Hohenzollern 1600 bis 
1700 ihre Lande zu dem neben Oſterreich wichtigſten Gliede des 
Deutſchen Reiches zu machen verſtanden, gehören außer Kleve-Mark 
dem Nordoſten Deutſchlands an. Auch die Erwerbung Vorpommerns 
1714—20 und Schleſiens nebſt Oſtfrieslands 1740 —63 änderte den 
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geographiſch-politiſchen Charakter des neuen Staates nicht. Erſt die 
Erwerbungen von 1803, von 1814 und von 1866 verwandelten das 
öſtliche Übergewicht in ein Gleichgewicht zwiſchen dem agrariſchen 
feudalen Oſten und dem mehr gewerblichen und kleinbäuerlichen 
Weſten. 

In den öſtlichen Territorien, die zunächſt zu Brandenburg kamen, 
in Preußen, Pommern, Magdeburg, Halberſtadt und Schleſien, exiſtierte 
eine ſtändiſche Verfaſſung, die teilweiſe faſt einer Adelsrepublik mehr 
als einer Monarchie glich; in Schleſien freilich haben ſchon die 
Habsburger 1500 — 1740 zentraliſtiſch-monarchiſche Inſtitutionen be— 
gründet, aber den überwiegenden Einfluß eines ganz großen Adels 
doch nicht beſeitigt, ebenſowenig vom Domanium viel gerettet. In 
Kleve Mark waren unter dem Schutze Hollands auch faſt ariſtokratiſch— 
republikaniſche Einrichtungen entſtanden. In Brandenburg ſelbſt 
hatten die Hohenzollern von 1440 —1537 die Zügel des fürſtlichen 
Regiments feſt angezogen, die von 1537—1640 fie aber ſehr am 
Boden ſchleifen laſſen; immer kam es hier nicht zu einem eigentlichen 
Kondominat der Stände wie anderwärts. 

In den öſtlichen Territorien Deutſchlands handelte es ſich 1400 
bis 1640 bei der Ausbildung ihrer Finanzen darum, 1. was in dieſen 
noch überwiegend naturalwirtſchaftlichen Gebieten aus der früheren 
Zeit an fürſtlichem Domänenbeſitz und den dazu gehörigen privat— 
rechtlichen Bodenzinſen und an Lehnsrechten noch zu retten war, 
2. was an neuen Steuern einzuführen gelang, wie viel davon ganz 
unter den Einfluß und die Gewalt der Stände kam, zu einer anti— 
fürſtlichen, ſtändiſchen Steuer- und Kreditorganiſation ſich auswuchs, 
3. wie weit ein fürſtliches oder ſtändiſches Schuldenweſen und Kredit— 
werk ſich ausbildete, wie weit es zum Heile des Ganzen diente oder 
durch fürſtliche Schwäche und Mißbräuche in die Hände der Stände 
gelangte und dann auch häufig dem Staate mehr ſchadete als nützte. 

Die Kämpfe zwiſchen Fürſt und Adel um die Lehnsrechte und 
das Domanium erfüllen gerade die nordoſteuropäiſchen Staaten von 
1300 bis 1700 beſonders heftig; je nach der Entſcheidung erwirbt 
der Adel oder der Fürſt die überwiegende Macht. Der große Lehns— 
beſitz gab einſt dem Fürſten faſt koſtenloſe Reiterdienſte, weitgehende 
Nutzungs- und Heimfall- uſw. Rechte. Die ausſchließlich zugunſten 
des Adels ſich durchſetzende Anderung des Lehnsrechtes nahm dem 
Fürſten in dem Maße Rechte, Macht und Einkünfte, als dieſe 
Anderung ihm die Möglichkeit nahm, erledigte Lehen einzuziehen, 
ſeine Getreuen zu belohnen, als die Bezahlung der Lehnsdienſte und 
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ihre ſteigende Unbrauchbarkeit ihn nötigte, bei jedem kleinen Kriegs— 
zuge viel Geld auszugeben, hochbezahlte Söldner zu gewinnen. Die 
Verpfändung ſehr vieler Domänen und fiskaliſcher Rechte, und zwar 
wieder überwiegend an den Adel, ging nebenher; energiſche Fürſten 
widerſetzten ſich, ſparſame, wie die Hohenzollern, löſten wieder einiges 
ein, tyranniſche wie die Schwedenkönige, ſetzten ſich zu Haus und 
in Livland wieder mit Gewalt in Beſitz des Domaniums. In den 
brandenburgiſch-preußiſchen Landen war die Entwicklung ganz ver— 
ſchieden; zunächſt ſchmolz grade 1300 bis 1640 in denſelben der 
Domänenbeſitz weſentlich zuſammen, wenn er auch immer noch den 
Hauptbeſtandteil der finanziellen Einnahmen bildete. 

Die Verpfändung der Domänen, Vorſchüſſe der Städte, der 
Amtleute, des Adels ſind die Formen, in welchen die ſteigende Ver— 
ſchuldung der Territorialfürſten ſeit dem 13. Jahrhundert beginnt. 
Im 15. und 16. Jahrhundert ſehen wir in Brandenburg die Stände 
und ihre Kreditkaſſen Beträge von 0,2 bis 2,5 Mill. Reichstaler 
(a 4,5—5 heutige Mk.) auf einmal in wachſender Zahl vom Kur- 
fürſten übernehmen. Für Anfang des 17. Jahrhunderts berechnet 
Bracht, daß das ſtädtiſche Haus der Kurmark durchſchnittlich 300 Reichs— 
taler wert war, daß dieſem Wert aber auch 300 Reichstaler ſtändiſcher 
Schulden gegenüberſtanden. Neben dieſen von den Ständen über— 
nommenen Schulden hatte der Kurfürſt 1617 2,4 Mill. Reichstaler 
perſönliche Schulden in zehn Jahren gemacht. Die Erwerbung von 
Preußen und Kleve-Mark koſtete ſo große Summen; und die eignen 
Mittel ſtiegen nicht entſprechend. 

Wohl hatten in Preußen, Pommern, Brandenburg die fürſtlichen 
Gewalten energiſch um landesherrliche direkte Steuern gekämpft, auch 
mancherlei erreicht; immer nicht ſo viel wie z. B. die Regierungen 
in Schleſien, Böhmen, Kurſachſen, Magdeburg; die Steuerfreiheit 
von Adel und Kirche ſetzte ſich im 15. und 16. Jahrhundert faſt 
überall im Nordoſten durch und ſchmälerte die Erträge; die Kataſter 
waren noch zu unvollkommen. Auch landesherrliche Bier-, Wein- 
ujw. Steuern wurden unter ſchweren Kämpfen 1450 — 1600 durch⸗ 
geſetzt; kamen aber überwiegend dann in ſtändiſche Verwaltung, um 
die übernommnen Schulden zu verzinſen. Die Verbeſſerung des Zoll— 
weſens fehlte in Brandenburg von 1450—1620 auch nicht, aber die 
Erträge waren nicht groß genug. Ich glaube annehmen zu können, 
die Steuern ſeien unter Albrecht Achill in Brandenburg 8, 1600 Ya 
der finanziellen Einkünfte geweſen. 
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Nach den hiſtoriſchen Finanznotizen, die wir haben, läßt ſich 
vielleicht ſagen: das kurfürſtliche Einkommen in Brandenburg habe 
auf dem Höhepunkt der askaniſchen Herrſchaft im 13. Jahrhundert 
800 000 heutige Mark betragen; der Kurfürſt von Brandenburg galt 
damals als einer der reichſten deutſchen Fürſten; nach der Schleuder— 
wirtſchaft der Bayern und Luxemburger gegen 1400 nur noch 52000; 
unter dem zweiten Hohenzollern (14401476) 225000; unter dem 
ſparſamen Albrecht Achill, dem ſein Hofmeiſter Ludwig v. Eyb riet, 
ſtets nur ein Drittel der Einkünfte zu brauchen, ein Drittel zurück— 
zulegen, ein Drittel zur Schuldendeckung zu verwenden, 350 000; 
es ſei dann mit den Mitteln der verbeſſerten Verwaltung des 
16. Jahrhunderts (trotz aller Mängel und Schulden) unter Joachim J. 
gegen 1520—30 auf 450 000, unter Johann Sigismund gegen 1610 
bis 1620 ohne die Zuflüſſe von Preußen und am Rhein auf 
675000 Mk. gekommen. Den Großen Kurfürſten ſchätzt Breyſig 
mit den Einkünften aus den alten und neuen Landen in ſeiner erſten 
Zeit auf 2,4 Millionen heutiger Mark. 

Wir ſtehen damit vor der Zeit der großen brandenburgiſchen 
Staatsbildung 1640—1806. Aus einer Anzahl ſich faſt feindlich 
gegenüberſtehender, in der Mehrzahl armer, feudalſtändiſch regierter 
Territorien entſtand der zentraliſierteſte, abſolute Militär- und 
Beamtenſtaat Deutſchlands, ja Europas, angefeindet und bedrängt 
von allen ſeinen deutſchen und außerdeutſchen Nachbarn. Wie war 
das möglich? Die Mehrzahl der Territorien war in ſich doch 
homogen, proteſtantiſch, bewohnt von einem harten, niederdeutſchen, 
kriegeriſchen Menſchenſchlag; die Vereinigung der mittleren Terri— 
torien gab doch eine bedeutſame kompakte Machtgrundlage; die ver: 
rottete ſtändiſche Verfaſſung der beteiligten Territorien ſtand meiſt 
noch ſchlechteren Zuſtänden in den Nachbarterritorien und ⸗ſtaaten 
gegenüber. Eine Reihe ſeltner Fürſten folgten ſich; ſie verſtanden 
ihre Zeit, ihre Bedürfniſſe, fie wußten eine Heeresverfaſſung im An 
ſchluß an die franzöſiſchen, ſchwediſchen, niederländiſchen und öjter- 
reichiſchen Vorbilder auszubilden, die bald als die erſte europäiſche 
galt, ein ſelten tüchtiges, integeres Beamtentum zu erziehen und eine 
Amtsorganiſation herzuſtellen, die fähig war, die Klaſſenherrſchaft 
des Feudaladels zu brechen und doch eine Verſöhnung der Staats- 
idee und der Feudalintereſſen anzubahnen, ſo daß der ſchwere Kampf 
der Monarchie und des Beamtentums mit dem feudalen Adel in der 
Hauptſache 1740 beendigt war. Der von da an geſchonte und in 
ſeinen Privilegien geſchützte Adel ſchickte ſich an, der Monarchie 
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ganz und voll zu dienen. All das war aber nur möglich, vollends 
die Erkämpfung der Großmachtſtellung war nur denkbar, indem nun 
dieſer zentraliſtiſche Militär- und Beamtenſtaat zugleich eine muſter⸗ 
haft ſparſame, geordnete Finanz erhielt, die gewiß auf die Bevölke— 
rung zeitweiſe ſchwer drückte, aber doch große wirtſchaftliche Fort— 
ſchritte der Lande im ganzen nicht bloß nicht hemmte, ſondern ſie 
beförderte. 

Wir ſchicken, wie in den vorherigen Abſchnitten, eine ſummariſche 
Finanzüberſicht über die Zeit von 1620 — 1820 nach den bekannten 
Arbeiten von Riedel, mir, Breyſig, Koſer uſw. erſt voraus. Man 
wird in Millionen heutiger Mark die reine Staatseinnahme und 
ausgabe im ganzen und pro Kopf jo berechnen können: 

Millionen Millionen pro Kopf 


unter heutiger Mark Bevölkerung Mark 

Georg Wilhelm . .... - 1620 —24 1,3 0,8 1,6 
* 2 Wilhelm 1640 —44 2,4 1,0 2,4 
s 1688 11,5 1,5 771 

König baue Wilhelm J.. 1713 14,4 1,6 9,0 
5 1740 22,0 2,2 10,0 
König Friedrich Lr 1750—56 36,0 3,5 10,0 
K R 1756-638 74,4 3,5 faſt 24,0 

. n 1786 69,0 5,8 12,0 
* Friedrich Wilhelm III. 1804 98,0 10,7 8,7 
5 . 1806—20 150,9 1808-14 4,6 37,7 

1820—30 168,3 12,0 14,0 


In — 200 Jahren überwiegen im ganzen doch die Friedens— 
epochen; aber es fehlten nicht ſchwere und längere Kriegszeiten; zuerſt 
drückte der Dreißigjährige Krieg, deſſen Wunden jahrelang fort— 
bluteten, dann kamen die Kriege 1656—60, 1672 —79; die Teil- 
nahme an den großen Kriegen 1689 - 1714 berührten den preußiſchen 
Staat nicht direkt. Die Feldzüge unter Friedrich Wilhelm J. hatten 
keine Bedeutung; die Zeit von 1713-40 war eine Friedens- und 
Reformzeit. Unter Friedrich dem Großen waren die beiden Schleſiſchen 
Kriege kurz, nur der dritte lang und ſchwer; unter Friedrich Wil- 
helm II. und III. waren die Kriege bis 1806 auch kurz und nicht 
ſo erſchöpfend, wie die Zeit dann von 1806—15. Das Weſentliche 
für die ganze Epoche iſt aber doch, daß die großen finanziellen und 
ſonſtigen organiſatoriſchen Reformen ſtattfinden mußten zwiſchen den 
allergrößten Anſtrengungen nach außen; zumal für die Zeit des 
Großen Kurfürſten gilt dies. 

Unter den finanziellen Maßnahmen der Zeit von 16401806 
ſtehen voran: die Beſeitigung der ſtaatlichen und ſtändiſchen Ver— 
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ſchuldung, die Bildung des Staatsſchatzes, die Wiederherſtellung eines 
großen Domaniums. 

Das brandenburgiſche ſtändiſche Kreditwerk war ſeit 1623 
zahlungsunfähig; es war nicht imſtande, ſich ſelbſt zu helfen; 1660 
bis 1690 wurden ſeine Schulden von kurfürſtlichen Kommiſſaren 
„behandelt“, d. h. etwa 4 Mill. Rtlr. = etwa 16 Mill. Mk.) 
teilweiſe abbezahlt, teilweiſe abgehandelt; es beſtand dann unter 
ſtrenger kurfürſtlicher Kontrolle in beſchränkter Weiſe fort, ſein Kredit 
wurde unter Umſtänden vom Staate benutzt; 1752 hatte es wieder 
5 Mill. Rtlr. (à 3 Mk.) Schulden. Die ſtändiſchen Kaſſen und 
Kreditwerke der andern Territorien wurden unter Friedrich Wilhelm J. 
beſeitigt. Die meiſten großen Städte waren 1640 — 1740 überſchuldet, 
viele ganz bankrott; ſtaatliche Unterſuchungen, von den Gläubigern 
gewünſcht, bewirkten unter Neuordnung der ſtädtiſchen Verfaſſung 
und Verwaltung und unter Abzahlung der Schulden mit Staatshülfe 
bis gegen 1750 faſt volle Schuldenfreiheit der Kommunen. Die 
Domänenſchulden waren 1640 —60 nochmals um 5— 6 Mill. Rthlr. 
(à 4 Mk.) gewachſen; daneben ſtanden die alten Schulden, z. B. 
die ſogenannte Höfyſerſche an Holland, von 0,1 Mill. auf 6—7 Mill. 
Gulden (à 4 Mk.) nach und nach angewachſen; dazu Schulden an 
den Kaiſer, rückſtändige Reichsſteuern, 1674 —84 0,6 —0,7 Mill. Rtlr. 
neuer Kriegsſchulden. Ein großer Teil wurde durch diplomatiſche 
Verträge beſeitigt, manches abbezahlt. Unter dem Großen Kur— 
fürſten, wie unter ſeinem Sohne kamen erhebliche Subſidien zu Hülfe 
(3. B. 1674-88 2,8 Mill., 1686—1713 14 Mill. Rtlr. (a 3,4 Mk.). 

Im ganzen war es von 1660 bis gegen Ende des 18. Jahrhunderts 
das Prinzip der preußiſchen Finanz, die Schulden möglichſt raſch 
abzuzahlen, ſelbſt im Kriege möglichſt keine Schulden zu machen. 
Man hatte in Oſterreich und Frankreich, in vielen deutſchen Staaten 
faſt nur die Schattenſeiten, die Lähmung des Staates durch die 
Überſchuldung, die drückende Abhängigkeit von einheimiſchen und 
fremden wucheriſchen Kapitaliſtengruppen geſehen. Mag dabei alt— 
väterliche, ſpießbürgerliche Tradition mitgewirkt haben; Friedrich 
Wilhelm ſagte, ich bin es ſatt, daß die Schulden löffelweiſe mit 
mir aus der Schüſſel freſſen. Aber der Erfolg war gut, da man 
Erſatz dafür durch Erſparniſſe und gefüllte Kaſſen zu ſchaffen wußte. 
Es war ein Glück für die kritiſche Zeit von 1786—1815, daß man 
vorher nur geringe Schulden gehabt hatte, und daß man von den 
neuen Erhöhungen, die 1786— 97 entſtanden waren, einen erheb— 
lichen Teil bis 1806 wieder abbezahlt hatte (1796— 1806 66 Mill. Mk.); 
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am 1. Januar 1807 betrug die Staatsſchuld erſt 160 Mill. Mk., 
1820 etwa 696 Mill. Mk. (nach Richter); 1833—48 waren davon 
ſchon wieder 172,5 Mill. getilgt. Die Rente vom eignen Staats— 
vermögen war 1806 26,1 Mill. Mk., 1820 18, 1833 15, 1848 
18,6 Mill. Mk. Für die Zinſen der Staatsſchuld hatte man 1820 
29,1 Mill. Mk., 1848 13 Mill. Mk. ausgegeben. Die vorſichtige, 
ſparſame Schuldenpolitik des 18. Jahrhunderts hatte bis 1848 im 
Prinzip vorgewaltet und wirkte auch von da an bis auf einen ge— 
wiſſen Grad noch fort bis 1869. 

In der äußerſten Notzeit hat Friedrich der Große zu einer 
bedeutſamen Münzverſchlechterung gegriffen, die ihm 87 Mill. Mk. 
einbrachte; er hat ſie dann aber nach Ende des Siebenjährigen Kriegs 
raſch wieder beſeitigt. Wichtiger war, daß er in dieſem Krieg 
81 Mill. Mk. Subſidien empfing und durch die Beſetzung und Aus— 
nutzung von Kurſachſen, Mecklenburg, Vorpommern 158,85 Mill. Mk. 
an Lieferungen, Kaſſenbeſtänden, Schatzungen beziehn konnte. Noch 
wichtiger aber war die Bildung des Staatsſchatzes, wie ihn alle 
großen und ſparſamen Fürſten mit guter Finanz von 1400 bis 1800 
anſammelten. Sein Begründer in Preußen iſt Friedrich Wilhelm J., 
welcher 1740 30 Mill. Mk. in demſelben hinterließ, bei einer reinen 
Staatseinnahme von 22 Mill.; 1756 lagen 42 Mill. darin (bei 
36 Mill. Einnahmen), 1763 nach dem furchtbaren Kriege noch 
48 —49 Mill. Mk., alſo mehr als die Mittel für einen weitern, auf 
33 Mill. Mk. vom König geſchätzten Feldzug, während die andern 
friegführenden Staaten mehr oder weniger in ihren Mitteln erſchöpft 
und damit handlungsunfähig waren; 1786 hinterließ Friedrich II. 
153 Mill. Mk. bei einer Einnahme von 69. In dem preußiſchen, 
von der übrigen Welt meiſt noch weit überſchätzten Staatsſchatz lag 
eine Haupturſache der Macht und der Stoßkraft des Staats. Er | 
war jo groß, daß er die Anlehn erſetzte. Daß Friedrich Wilhelm II. 
den Schatz ſchnell erſchöpfte, hat feine ganze Politik ungünſtig be- 
einflußt. Daß 1806 erſt wieder 39 bis 51 Mill. Mk. darin lagen, 
war für das Schickſal von 1806 1809 ein ſchlimmer Übelſtand. 

War ſo in Preußen für die Zwecke außerordentlicher Ausgabe— 
ſteigerung in Kriegszeiten bis 1786 geſorgt, ſo war die Beſchaffung 
verhältnismäßig großer regelmäßiger Finanzeinnahmen doch die 
Grundlage des Syſtems. Dieſe allein oder ganz überwiegend aus 
Steuern zu beſchaffen, dazu war aber das Land zu arm, in ſeiner 
Finanz-, Geld- und ſonſtigen Entwicklung zu weit hinter Weſteuropa 
zurück. Was retten konnte, war nur die Wiederherſtellung eines 
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großen Domaniums und einer muſterhaften Verwaltung desſelben. 
Ein ſchwerer, faſt erſchöpfender Kampf mit den feudalen Gewalten 
als Pfandinhabern, welche die vielfach zu Unrecht innegehabten 
Domänenſtücke nicht herausgeben wollten, erfüllte das Jahrhundert 
von 1640—1740. Das Reſultat war immerhin nicht unbeträchtlich. 
Zwar in Schleſien blieb der Domänen- und Bergwerkbeſitz meiſt in 
den Händen der Standesherren; in Oſtpreußen und Litauen war 
der wiederhergeſtellte königliche Beſitz um ſo größer; auch in Pom— 
mern und Brandenburg ſowie in Magdeburg-Halberſtadt war und 
blieb er weſentlich; freilich waren der Hauptbeſtand desſelben überall 
die königlichen Dörfer und die Forſten; aber auch die Domänen— 
vorwerke nahmen in dem genannten Jahrhundert ſehr zu, zuletzt auch 
durch die Koloniſation und durch ſehr großen Zukauf. Der preußiſche 
Domänenbeſitz iſt ja heute noch bedeutend, obwohl 1806—65 für 
277,38 Mill. Mk. von ihm verkauft bezw. abgelöſt worden iſt. Für Oſt⸗ 
preußen und Litauen habe ich berechnet, daß 1740 der Adel über 48 000, 
der Staat über 123000 Hufen verfügte. Die beſſere Benutzung des 
großen Domaniums erfolgte von den Tagen des Miniſters Knyp— 
haufen (1683) bis gegen 1740; von 1770 bis 1806 ſtiegen die Er: 
träge nochmal erheblich. Die geordnete Verpachtung der ganzen 
Domänenämter an bürgerliche Pächter kam dem Staate ebenſo zu— 
gut, wie er neben dem Adel eine neue Klaſſe hervorragend tüchtiger 
Landwirte ſchuf. Die ſtaatlichen Domäneneinkünfte ſtiegen von 
1688-1740 von 2,4 auf 9,9 Mill. Mk., fie betrugen nun (1740) 
faſt die Hälfte der Staatseinkünfte. Die Einnahme der ganzen 
Generaldomänenkaſſe war 1713 8,6 Mill. Mk., 1740 12,3, 1786 
17,1 Mill. Mk. Darunter waren auch die ſehr geſtiegenen Bergwerks— 
und Salzeinkünfte und Ahnliches. Ohne dieſe Einkünfte aus eigenem 
Beſitz und Erwerb wäre die Erkämpfung der Großmachtſtellung im 
18. Jahrhundert unmöglich geweſen. 

Der hundertjährige Kampf zwiſchen Königtum und Adel um 
das Domanium endete mit dem (1740) ſtillſchweigend eingegangenen 
Kompromiß, daß der Adel, der bis in dieſen Tagen dem Königtum 
widerſtrebt hatte, alle ſeine Söhne in den mäßig bezahlten Dffiziers- 
oder Zivildienſt jende, das Königtum aber von 1740 alle Domänen- 
prozeſſe, ſowie den Ankauf adliger Güter einſtelle. — Viel heftiger 
war der Kampf um die Steuern geweſen; er endigte mit der Still— 
legung der ſtändiſchen Verfaſſungen, der Aufhebung des ſtändiſchen 
Bewilligungsrechts, aber der Erhaltung eines erheblichen Teils der 
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adligen Steuerfreiheiten, im übrigen mit der Ausbildung eines neuen 
Steuerſyſtems. 

Die Steuern der Territorialzeit waren nicht ergiebig geweſen; 
ſie waren in Brandenburg und anderwärts vielfach dem ſtändiſchen 
Kreditweſen anheimgefallen. Mit dem 17. Jahrhundert und der be— 
ginnenden Kriegszeit nahmen die einheimiſchen und fremden Heere 
überall, was ſie an Lebensmitteln, Quartier und ſonſt brauchten, 
einfach mit Gewalt unter dem Namen der Kontribution. Aus der 
Umlegung dieſer Kontribution durch ſtaatliche, ſtändiſche und ſtädtiſche 
Behörden entſtand das neue Steuerweſen; in Brandenburg-Preußen 
waren es die Kommiſſariatsbehörden, die zugleich die Truppen im 
Namen des Kurfürſten kontrollierten, die mehr und mehr dieſe ganze 
Aufgabe an ſich zogen. Sie waren zugleich die Träger der ver— 
ſuchten Steuerreformen. 

Da alle Umlegung der Kontribution ſich an die alten Schoß⸗-, 
Hufen⸗, Stadtkataſter, an die alten Quotiſationszahlen anſchloſſen, 
nach denen herkömmlich Stadt und Land, die einzelnen Städte und 
Dörfer beitrugen, ſo handelte es ſich in erſter Linie um die Reform 
der alten Kataſter aus der Zeit vor 1620, und da dieſe häufig an 
ſtändiſchen und lokalen Widerſprüchen ſcheiterte, ſo kam es zu dem 
Verſuch, der nur für die Städte gelang, die nötigen Summen nach 
ganz andern Maßſtäben umzulegen: es entſtand die Akziſe von 
1641—1750. Gleichzeitig hatte der Große Kurfürſt aber verſtanden, 
hauptſächlich von 1649 — 1680, größere Bewilligungen der Stände 
auf den Landtagen durchzuſetzen, die zuerſt auf einige Jahre, dann 
dauernd, feſte jährliche Summen zum Heeresunterhalt ſicherten. 
Dieſe Bewilligungen, mit denen der Große Kurfürſt ſich die Exiſtenz 
der ſtehenden Armee, den miles perpetuus, nach langen ernſten 
Kämpfen erkaufte, waren aber nicht ohne große Zugeſtändniſſe an 
die adligen Vorrechte zu haben; doch wurden dieſe meiſt ſo gefaßt, 
daß ſie verſchiedener Interpretation zugänglich waren. In den meiſten 
Territorien hörten mit der Gewöhnung an feſte Jahresſummen der 
Kontribution die Landtage (von 1680—1720) auf, ſich zu verſammeln. 
Dafür ſuchte die Regierung eben auch von da an die Steuerſummen 
und teilweiſe auch die Kataſter unberührt zu laſſen. Immer gelang 
auch an Kataſterreviſion mancherlei. 

Die wichtigſten Reformen der ländlichen Steuerkataſter waren: 
die magdeburgiſche 1682— 1730, der neue pommerſche und neumärkiſche 
Kataſter 1718 —20; die Einführung des Generalhufenſchoſſes in Oſt— 
preußen 1714—20; die ſchleſiſche Klaſſifikation von 1741—42, die 
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weſtpreußiſche von 1772: alles große bedeutende Arbeiten, teilweiſe 
den Adel neben den Bauern, wenn auch mit niedrigeren Sätzen heran— 
ziehend. In Kleve-Mark ſtieg die jährliche Kontribution 1660—88 
von 0,1 auf 0,248 Mil. Rtlr., in der Kurmark 1657 —84 von 
0,114 auf 0,488 Mill. Rtlr., worin die Akziſen freilich noch ein— 
begriffen waren. 

Die Akziſe war ein Holland nachgeahmtes Syſtem zahlreicher 
niedriger direkter und noch mehr indirekter Steuern, wodurch die 
Städte hauptſächlich von 1667-1680 freiwillig ihren Beitrag zur 
Kontribution aufzubringen begannen; fie wurde 1688—1750 im 
ganzen Staate für die Städte eingeführt, als Torakziſe behandelt, 
zuerſt von ſtädtiſchen, dann von reinen Staatsbeamten verwaltet; 
ſie gab bald ſteigende Überſchüſſe, ſo daß aus ihr den Städten Bei— 
träge für ihre Verwaltung gezahlt, die Einquartierung vergütet, 
große Überſchüſſe für die Heeresverwaltung gezogen werden konnten. 
Im Jahre 1806 floſſen von den geſamten Steuern nicht ganz 40 v. H. 
aus der ländlichen Kontribution, über 60 v. H. aus der ſtädtiſchen 
Akziſe und dem Zoll. 

Im Jahre 1688 betrugen die ganzen Steuereinnahmen 1,34 Mill 
Rtlr. - 4,7 Mill. Mk., 1713 waren es 7,10 Mill. Mk., 1740 
10,8 Mill. Mk., 1786 33,0 Mill. Mk., 1806 45,9—60 Mill. Mk., 
ſoweit die komplizierten damaligen Kaſſenabrechnungen ein Bild ge— 
ſtatten. Immer ſehen wir, daß 1713 und 1786 die Steuern die 
Domäneneinkünfte weſentlich überholt hatten, während 1740 ſich die 
beiden Einnahmearten faſt gleichſtanden. 

Wichtige Fortſchritte, die zum Geſamtbilde gehören, ſind bei 
dieſer Skizze nicht dargelegt: ſo die Durchführung der Trennung 
der Hof- und Staatswirtſchaft, die ſteigende Kaſſenzentraliſation, die 
ſtrenge Bindung der Verwaltung an Voranſchläge ſeit Ende des 
17. Jahrhunderts, der Sieg eines geordneten Rechnungsweſens, die 
peinliche Sparſamkeit und Ordnung im ganzen öffentlichen Haus— 
halte, das geſchickt ausgedachte Ineinandergreifen von Heeres- und 
Finanzverwaltung, von Wirtſchaftspolitik und Steuerweſen. Auch 
auf die Reformverſuche Friedrichs II. von 1766 an, auf die ſogenannte 
franzöſiſche Regie, das Tabaks- und Kaffeemonopol und Ähnliches 
konnte nicht eingegangen werden; die Grundlinien des altpreußiſchen 
Finanzſyſtems wurden dadurch ſo wenig geändert, als durch die 
ungeſchickten Reformanläufe von 1786 an. Auch kann es nicht 
Sache dieſes Überblides ſein, zu zeigen, wie das 1680—1756 fo gut 
ausgebildete Finanzſyſtem in der Hand des größten preußiſchen 
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Königs in ſeinem Alter und unter ſeinen ſchwachen Nachfolgern in 
gewiſſen Beziehungen (17671806) verſteinerte und wachſende 
Schattenſeiten zeigte. 

Die Gefahren, welche dieſes hochgeſpannte Syſtem in ſich berge, 
kannte niemand mehr, als Friedrich II. Furchtbar ſchwer drückte 
in ſeinen letzten Jahren auf ihn die Sorge, ſein wenig fähiger Nach— 
folger werde es durch Verſchwendung über den Haufen werfen. Von 
den entſetzlichen damaligen Mißbräuchen der franzöſiſchen Finanz er— 
wartete er eine baldige große Kataſtrophe; aber er meinte, das reiche 
mächtige Land werde ſie eher ertragen können, als Preußen ſelbſt 
kleine Mißſtände und Finanzſchwierigkeiten. 

Was das Urteil über die preußiſchen Finanzen von 1640 bis 
1806 im ganzen betrifft, ſo ſtehen ihre Geldmittel ja weit hinter 
denen Frankreichs und Englands zurück; auch ihre Technik erreicht 
die der übrigen Großſtaaten nicht überall. Aber ihre Leiſtungsfähig— 
keit iſt unvergleichlich größer; ſie erlaubte der kleinſten Großmacht 
im 18. Jahrhundert die gefürchtetſte, überall ſiegreiche Militärmacht 
Europas zu werden; ihr Perſonal war das beſte und integerſte. 

Große Finanzminiſter hat dieſe Finanz außer Knyphauſen und 
vielleicht den beiden Grumbkows eigentlich nicht gehabt; ſelbſt die 
beſten Miniſter in der Mitte und zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts, 
z. B. Schlaberndorf, Heinitz, Struenſee, ſind doch mehr nur geſchickte 
Gehülfen geweſen. Aber dafür find die beiden Könige von 1713—86 
zugleich ihre eigenen, und zwar ausgezeichnete Finanzminiſter geweſen. 
Was mit den altpreußiſchen Finanzen in Krieg und Frieden 1640 
bis 1806 geleiſtet wurde, wird immer ebenbürtig neben den Leiſtungen 
Sullys, Cromwells, Colberts, Pitts ſtehn. Und ihr Vorzug war es, 
daß 1660 —1800 die gleichen Grundtendenzen dauernd und ohne 
Unterbrechung herrſchten. 


VI. Das Preußen des 19. Jahrhunderts. 

Man hat das Kopfeinkommen im preußiſchen Staate gegen 
1806-1840 auf 120 bis 150 Mk. geſchätzt; wenn dagegen die 
Staatsausgaben pro Kopf, wir wir ſahen, 1808—1815 37,7 Mk. 
betrugen, ſo war das in dem armen Lande, aus dem Napoleon 
1½ Milliarden Frances herausgepreßt hatte, eine ungeheuere Laſt, 
die nur möglich wurde durch die freie Teilnahme und Opferbereitheit 
des ganzen Volks. Aber natürlich war die Beſchaffung der Kriegs⸗ 
mittel für die Regierung doch ebenſo ſchwierig geweſen, wie nachher 
die Neuordnung der Finanzen im Frieden. Der neue Staat mit 
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jeinen zehn Millionen Einwohnern war glücklicherweiſe die großen 
polniſchen Landesteile überwiegend los, hatte deutſche, reichere im 
Weſten und in Sachſen erhalten; alle aber waren erſchöpft, und der 
neue Staat beſtand aus 117 Teilen, die bisher verſchiedenen Terri— 
torien angehört, verſchiedene Verwaltungs- und Finanzeinrichtungen 
gehabt hatten; das altpreußiſche Finanzſyſtem war nur für 3,5 Mill. 
Menſchen ein althergebrachtes, für 6,6 etwas Neues, Fremdes, für 
ſie Unmögliches. 

Die Männer, die den Staat unter Friedrich Wilhelm III. von 
1808 an neu zu ordnen hatten, waren überwiegend großzügige, 
liberale, idealiſtiſche Reformer, wenn auch die klugen Praktiker nicht 
fehlten; die an der Spitze Stehenden, vor allem Hardenberg, waren 
aber keine Finanzmänner; ſein Neffe Graf Bülow (Finanzminiſter 
1813-1817) reichte jo wenig aus wie Klewitz, der 1817-1825 die 
Finanzen leitete. Schön und Niebuhr wagte man nicht zu berufen, 
Hardenberg vertrug ſich mit ihnen nicht. Im Staatsrat ſchien 
18171818 zuerſt keine Einigung über das Finanzſyſtem möglich; 
die maßgebende Kraft wurde neben J. G. Hoffmann, Rother, Frieſe 
und Kundt hauptſächlich der feine, kluge und doch feſte Maaßen, 
ſchon ſeit Anfang 1816 als Direktor der Gewerbeabteilung, ſeit 1818 
als Generalſteuerdirektor unter Klewitz und Motz, 1830—1834 als 
Miniſter der Finanzen. Motz, der (1825—1830) ſich hauptſächlich 
um die Domänen, den Zollverein, die allgemeine Einrichtung des 
Finanzminiſteriums verdient machte, und er ſind bis 1866 eigentlich 
die einzigen großen preußiſchen Finanzminiſter geweſen; alle ihre 
Nachfolger waren gewöhnliche Verwaltungsbeamte, Miniſter, die im 
hergebrachten Geleiſe gingen. 

„Die Steuerverfaſſung“, ſagt J. G. Hoffmann, „iſt mehrenteils 
eine Schöpfung der Not des Augenblicks“. An anderer Stelle meint 
er, wer die Steuern entrichtet, kann das Geſetz beſtimmen, nicht wer 
fie trägt. Das klingt ſehr realiſtiſch, ja peſſimiſtiſch. Und doch ent- 
ſtand das neue Finanzſyſtem 1815—1833 unter großen Geſichts— 
punkten: die alte Akziſe mit ihren zahlloſen Steuerartikeln, ihrer 
Abſperrung der Städte untereinander mußte fallen; der ganze Staat 
wurde ein freier innerer Markt mit ſehr mäßigen Eingangs-, faſt 
keinen Ausgangszöllen. Alle Steuern waren erdacht unter dem Ge— 
ſichtspunkt, den Abſatz, den Verkehr, die Produktion zu erleichtern. 
Von den alten indirekten Steuern wurde in 132 größeren Städten 
die Mahl- und Schlachtſteuer — als Reſt der alten Akziſe — feſt— 
gehalten; der ganze übrige Staat zahlte dafür die Klaſſenſteuer. Nur 
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Produktion mäßige indirekte Steuern; daneben blieb eine hohe Salz- 
ſteuer in Monopolform. Das Verſprechen der Reform und Aus⸗ 
gleichung der Grundſteuer von 1810 wagte man nicht einzulöſen. 
Hier liegt der ſchwächlichſte Punkt des neuen Syſtems; die alten 
ungerechten Kataſter des 17. und 18. Jahrhunderts, die vielfache 
Steuerfreiheit des Adels blieben im größern Teil des Staats bis 
1861; auch wagte man nicht, an die Grundſteuer ein Syſtem von 
Ertragsſteuern, wie Frankreich und die deutſchen Mittelſtaaten es 
taten, zu knüpfen; nur die Gewerbeſteuer wurde als unbedeutender 
Zuſchlag zur Klaſſenſteuer eingeführt. Vor der Einkommenſteuer, 
wie ſie Stein wünſchte, hatten die maßgebenden Finanzleute eine faſt 
kindliche Scheu; vielleicht war der Oſten Preußens dazu auch nicht 
reif. Die Klaſſenſteuer war eine modifizierte Kopfſteuer; ſie nach 
dem Vermögen abzuſtufen, ſchien J. G. Hoffmann das denkbar 
Falſcheſte. Sie ſtellte eine ſehr hohe Belaſtung der untern Klaſſen 
dar, vertrug deswegen im Gegenſatz zur Einkommenſteuer Zuſchläge 
in Notzeiten faſt gar nicht. Auch nachdem 1851 ihre oberſten 
Stufen in eine Einkommenſteuer verwandelt worden waren, wurde 
das nicht viel anders; denn man gab die Loſung, es müſſe bei ihr 
jedes läſtige Eindringen in die Vermögens- und Einkommensverhält— 
niſſe vermieden werden. Die Abneigung der Reichen, Steuern zu 
zahlen und ihren Reichtum zu verraten und die Überſpannung des 
mancheſterlichen Individualismus reichten ſich bei dieſer Gejeges- 
beſtimmung die Hand. 

Das Zollgeſetz von 1818 war eine große Tat, eine Meiſter— 
leiſtung erſten Ranges; aus ihr ging der Zollverein und das ſpätere 
Deutſche Reich hervor: die Zolleinheit gebar die politiſche. Im 
übrigen iſt das Finanzſyſtem, wie es im ganzen Preußen bis 1890 
oder 1879 beherrſchte, in der Tat ein Kind der Not, in vielfacher Be- 
ziehung recht unvollkommen und doch ein ſehr großer Fortſchritt gegen 
die Finanzen vor 1806. Die Notwendigkeit einer großen Reform 
hatte man doch 1816—1840 voll empfunden. Soweit man dabei 
Fehler beging, waren es die der Zeit, der damals herrſchenden 
Theorien, waren Rückſichten maßgebend, die in der Geſchichte des 
Staats wurzelten. Und bei allen dieſen Fehlern waltete die größte 
Sparſamkeit, viel ehrliche Sachkenntnis; die wichtigſten formalen 
Fortſchritte im Rechnungs-, Kaſſenweſen uſw. wurden gemacht. Das 
neue Finanzſyſtem reichte aus, ſo lange der Staat keine politiſche 
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1820 von urſprünglich 165 Mill. Mk. Reineinnahme (ohne Zivil- 
liſte, Gerichtsſporteln, Erhebungskoſten uſw.) auf 150 zuſammen— 
geſtrichen (66—69 Mill. für das Heer). Dazu lieferte die Grund» 
fteuer 30,3 Mill., die Klaſſen-, Mahl- und Schlachtſteuer 26,4 Mill., 
die Gewerbeſteuer 4,8 Mill., Zölle und indirekte Steuern 49,2 Mill., 
das Salzmonopol 11,4 Mill. Mk., den Reſt die Domänen, die 
Stempelſteuer ufw. Die Einnahmen ſtiegen dann in den meiſten 
Zweigen 1826—1850: die Domänen von 16,8 auf 35,1 Mill. Mk., 
die Poſtrevenüen von 2,4 auf 20,1 Mill. Mk., die Lotterie von 
1 Mill. auf 1,8 Mill., das Salzmonopol von 11,4 auf 25,2 Mill., 
die Klaſſen- und Gewerbeſteuer von 27,7 auf 30 Mill., die Zölle 
und indirekten Steuern von 55,8 auf 107,4 Mill. Mk. 

Die meiſten! Ausgaben zeigen keine ſehr große Veränderung 
1820—1850: die Koften für das Heer ſtiegen von 68,4 Mill. Mk. 
auf 75,6, die für die Schuld ſanken von 31,2 auf 22,5 Mill. Mk. 
Die Anfang der zwanziger Jahre noch vorhandenen Defizits ver— 
wandelten ſich bald in Überſchüſſe; große Schuldbeträge wurden nun 
getilgt, erhebliche produktive Anlagen (Chauſſeebauten uſw.) gemacht. 
Der ſo naheliegenden Frage des ſtaatlichen Eiſenbahnbaus trat man 
nicht näher, vielleicht weil die Spitzen der damaligen Bureaukratie 
zu mancheſterlich waren, hauptſächlich aber, weil man das Verſprechen 
nicht einlöſen wollte, Generalſtände für neue Staatsanleihen zu be— 
rufen. Bis 1840 war man überhaupt großen Anderungen abgeneigt, 
weil man die Ruhe des alten Königs nicht ſtören wollte, von 
1840—48, weil der neue König in den großen Fragen zu keinen 
Entſchlüſſen kommen konnte und die Verfaſſungsfrage zunächſt alle 
Aufmerkſamkeit beherrſchte. 

Als 1848 —50 die Verfaſſung zuſtande gekommen war, mußte 
das auch auf die Finanzen die größte Wirkung ausüben. Nicht 
bloß, daß man endlich das Halbdunkel, in dem ſie immer noch ſich 
befanden, lüften mußte; die innere und auswärtige Lage war nun 
wiederholt ſchwierig und bedroht; nicht unbedeutende Kriegsbereit— 
ſchaften und Anleihen waren nötig; man hatte von 1848 bis Mitte 
der 50 er Jahre Defizits zu überwinden. Die Mobilmachung von 
1859 und die Armeereform brachten den Militäretat, der 1850 noch 
75 Mill. betrug, 1864 auf faſt 114 Mill. Mk. Neue Steuern 
wurden beſchloſſen, 1851 die Einkommenſteuer, 1853 die Eiſenbahn⸗ 
ſteuer, 1857 die Beſteuerung der Aktiengeſellſchaften, 1860 —64 die 
Regulierung der Grundſteuer und die Einführung der Gebäudeſteuer; 
doch war das Ganze Flickwerk. v. Bodelſchwingh II, der von 
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1851 bis zur neuen Ara und von 1862—66 die Finanzen leitete, 
war ein enger Finanzbureaukrat alten Stils; v. Patow, Miniſter 
von 1858 —62, war aus der liberalen Schule Maaßens und Kühnes, 
aber auch kein Finanzmann großen Stils: er mußte entweder das 
ganze Ertragsſteuerſyſtem oder die Einkommenſteuer ausbilden; ſein 
ungeſchicktes Verhalten in der Militärreform trug weſentlich mit 
Schuld am Verfaſſungskonflikt. Die ganze Jämmerlichkeit des 
Finanzminiſteriums zeigte ſich April 1866, als Bodelſchwingh ſich 
unfähig erklärte, den Sold für die ausrückende Armee zu liefern; 
ſein energiſcher Nachfolger v. d. Heydt ſchaffte dann in wenigen 
Tagen ohne Anleihen die Mittel zum Kriege, wohl hauptſächlich 
durch Realiſierung von Eiſenbahnaktien und Prioritäten, die infolge 
des Eiſenbahnſteuergeſetzes im Staatsbeſitz waren. Sein Verdienſt 
als Handelsminiſter 1852 —62 war auch finanziell von großer Be— 
deutung geweſen; ihm dankt Preußen die vortreffliche Reorganiſation 
der Poſt und den erſten großen Bau von preußiſchen Staatsbahnen. 
Von 1866—69 blieb er preußiſcher Finanzminiſter; den neuen Auf- 
gaben der kombinierten preußiſchen und Bundesfinanz war er aber 
nicht gewachſen. 

Der Status der preußiſchen Finanzen von 1820—65 läßt ſich 
kurz ſo überblicken: 


Etatsmäßigerſ Etatsmäßiger Größe der Kopfbetrag des 

Nettoetat Bruttoetat [Bevölkerung | Nettoetats Bruttoetats 
Mill. Mk. Mill. Mk. Mill. Mark Mark 
1820 —22 150 243 114 12,8 20,8 
1849 189 282 16,3 11,6 17,3 
1865 273 450 19,1 14,3 23,5 


Mit diefen Zahlen find die jpäteren von 1867 und 1871 an 
gar nicht mehr zu vergleichen. Auch ift von da an eine Darlegung 
der preußiſchen Finanzentwicklung ohne Eingehen auf die Reichs— 
finanzen ſehr ſchwierig. Und dieſe einzubeziehen, geht über den 
Rahmen der hier beabſichtigten Skizze hinaus. Über die Reichs⸗ 
finanzen wird anderweit jetzt genug geſchrieben und geredet. Und 
doch möchte ich nicht verzichten, meine hiſtoriſche Überficht über die 
preußiſchen Finanzen von 1640 —1866 noch mit einem Blick auf die 
Zeit von 1866—1900 wenigſtens zu ſchließen. 

Bei den amtlichen Zahlen über dieſe Zeit muß man ſich nur 


erinnern, daß einerſeits der Staat um drei große Provinzen ſich 
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vergrößert, anderſeits ſehr umfangreiche preußiſche Einnahmen und 
Laſten auf Bund und Reich übertragen hatte; ebenſo, daß die außer— 
ordentliche Steigerung der preußiſchen ſtaatlichen Eigenwirtſchaft, 
hauptſächlich durch die Staatsbahnen, die Staatsrechnungen im Roh— 
ertrag ganz anders als früher anſchwellen ließ. Alle dieſe Anderungen 
zu eliminieren und vergleichbare Staatsnettoeinnahmen und ausgaben 
herzuſtellen, wie es Gerſtfeldt tat, hat wohl ſeinen Reiz, aber es 
bleibt viel Willkür dabei. Ich folge ihm daher nicht, führe nur 
an, daß er die preußiſche Geſamtnettoausgabe berechnet auf: 1821 
157,7, 1841 175,3, 1851 234,0, 1861 318,0, 1873 664,2, 1883 
815,1 Mill. Mk. Seinen Nettozahlen gegenüber ſchicke ich gleich 
hier voraus, daß der amtliche Bruttoetat Preußens balancierte mit: 
1865 450, 1870 516, 1880-81 805, 1889 - 90 1747, 1899-1900 
2472, 1907—08 3200 Mill. Mk.; von der letzten großen Zahl kam 
etwa die Hälfte auf die Betriebsausgaben, ſo daß der Nettoetat nur 
1524 Mill. Mk. war; alſo etwa das Zehnfache von 1820. 

Drei Epochen laſſen ſich in dem Menſchenalter preußiſcher 
Finanzgeſchichte von 1867—1900 klar ſcheiden: 1. die Zeit von 
1867 —78; fie beginnt mit v. d. Heydts Fiasko, an deſſen Stelle 
O. Camphauſen mit einem glänzenden Anfang tritt, der aber bald 
in Dunkel ſich verwandelte; 2. die Zeit von 1878 —90, die Verſuche 
des Fürſten Bismarck- ſelbſt, die Reichsfinanzen und damit auch die 
Preußens zu heilen, die preußiſchen Finanzminiſter zu ſeinen unter— 
geordneten Dienern zu machen; 3. die Epoche Miquels, der wieder 
die alte, überragende Stellung des preußiſchen Finanzminiſters im 
Staatsminiſterium und in der ganzen Staatsverwaltung herſtellt, 
die preußiſchen Finanzen wieder auf ſolide Grundlagen ſtellt, aber 
das Verhältnis der Reichsfinanzen zu denen der Bundesſtaaten als 
ungelöſte Aufgabe zurückläßt. Alle drei Epochen beginnen mit De— 
fizits und Schwierigkeit, beſeitigen dieſe bis auf einen gewiſſen Grad, 
erzielen dann Überſchüſſe, die aber bald wieder verſagen. 

ad 1. v. d. Heydt und O. Camphauſen wurzeln in rheiniſchen 
Kaufmannskreiſen, im vormärzlichen Liberalismus. Der erſte ein 
geſchickter, derb zugreifender Organiſator, aber unfähig, ein Parla— 
ment zu behandeln; der letztere ſeinem großen Bruder, dem Minifter- 
präſidenten von 1848, erheblich nachſtehend, durch die preußiſche 
Bureaukratie gegangen, optimiſtiſcher Liberaler, als Seehandlungs— 
präſident wieder zum Bankier geworden, popularitätsſüchtig, ohne 
große eigene Gedanken. Die guten Seiten Heydts haben wir vorhin 
ſchon erwähnt, dem Defizit der ſchlechten Jahre 1867 —69 war er 
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nicht gewachſen; man warf ihm nun vor, er habe die preußiſchen 
Finanzen 1867 —69 in zwei ſelbſtändige Teile zerſchneiden laſſen, er 
habe das Defizit lange verhüllt, es ſei viel größer, als er es 1869 
mit 15 Mill. Mk. zugebe. Er trat ab, als ſeine Reichsſteuerprojekte 
fielen. Camphauſen entzückte den verſtimmten Landtag durch ſeine 
optimiſtiſche Schilderung der Finanzlage; das Defizit beſchwor er 
durch Aufhebung der regelmäßigen Schuldentilgung (dieſe ſei auf 
die Überſchußjahre zu verlegen) und durch die Konſolidierung der 
Staatsſchuld. Der ſiegreiche Krieg, der ungeheuere volkswirtſchaft— 
liche Aufſchwung, die 4000 Mill. Mk. franzöſiſche Kontribution, die 
Übernahme der Bank und des Staatsſchatzes auf das Reich, erzeugten, 
ohne Camphauſens Verdienſt, einen Geldüberfluß ohnegleichen im 
preußiſchen Finanzminiſterium: man konnte die Mahl- und Schlacht— 
ſteuer, den Zeitungsſtempel, die Elbzölle aufheben, Kunſt, Schule, 
Wiſſenſchaft, Provinzen dotieren, wie nie bisher in Preußen. Aber 
die mageren Jahre kamen nach; an ſie hatte Camphauſen nicht ge— 
dacht. Er kam mit Bismarck über die zu ergreifenden Maßregeln 
in Konflikt. Dieſer atteſtierte ihm zuletzt, daß er zwar ſein Reſſort 
in Ordnung gehalten, im übrigen aber im Golde gewühlt und an 
kein Finanzſyſtem für die Zukunft gedacht habe. Auch Zedlitz— 
Neukirch wirft ihm die Nichtvermehrung der indirekten Steuern als 
Unterlaſſungsſünde vor. Gegenüber dem Gründungsſchwindel, den 
er durch billige Überlaſſung von Staatsgeldern an die Seehandlung 
beförderte, hatte er nur die Entſchuldigung gehabt, daß die Pflicht 
des Finanzminiſters ſei, keine Zinſen zu verlieren. Es war ein 
großes Unglück für Preußen und Deutſchland, daß Bismarck ſo 
1867—78 keinen ſchöpferiſchen Finanzminiſter fand, mit alten Herren 
aus einer vergangnen Zeit arbeiten mußte. 

ad. 2. Die finanzielle Lage Preußens wie der Bundesſtaaten 
und des Reiches war Ende der 1870 er Jahre folgende: man hatte 
infolge der Überſchüſſe und der glänzenden Jahre endlich lang ver— 
nachläſſigte Kulturaufgaben, Beſoldungserhöhungen, Eiſenbahnbauten 
in großem, faſt verſchwenderiſchem Stil ausgeführt; der Sieg der 
Freihändler und die Zollermäßigungen hatten die Zolleinnahmen 
verntindert, andere Steuernachläſſe waren gefolgt; vorgeſchlagene 
finanzielle Erſatzzölle und -ſteuern wurden abgelehnt. Die Erwerbung 
der Staats- und Privatbahnen durch das Reich hatte der mittel— 
ſtaatliche Partikularismus gehindert. Die Überſchüſſe hörten auf, 
die Defizite wuchſen wie die Matrikularbeiträge, welche, nach der 
Kopfzahl umgelegt, die ärmeren Bundesglieder am härteſten drückten. 
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Die Ausgaben ließen ſich nicht wieder reduzieren. Die Finanzen 
der Gemeinden, Kreiſe und Provinzen hatten ſich ebenfalls ſehr ent— 
wickelt; ihnen ſteuerliche Quellen zu eröffnen, war ein unabweisbares 
Bedürfnis. 

Fürſt Bismarck nahm nun die Finanzfrage für das Reich und 
Preußen in die Hand. Seine Grundgedanken waren: eine ſchutz— 
zöllneriſche Zollreform, die zwei- bis vierfache Zolleinnahmen geben 
ſollte und dann auch gab; große Ausbildung der indirekten Reichs— 
ſteuern, ſo daß das Reich den Staaten nicht mehr durch Matrikular— 
beiträge läſtig fallen müßte, ſondern ihnen Überſchüſſe zuführen könne; 


in Preußen Überweiſung der Grund- und Gebäudeſteuer an die. 


Selbſtverwaltungskörper, Aufhebung des größeren Teils der Klaſſen— 
ſteuer, Reduktion der Einkommenſteuer auf eine Anſtandsſteuer der 
Reichen, endlich nach Scheitern des Reichseiſenbahnplans Verſtaatlichung 
der preußiſchen Eiſenbahnen, um daraus eine große fiskaliſche Ein— 
kommensquelle für den Staat zu ſchaffen; dieſe ſchien ihm doppelt 
nötig, wenn er den Plan eines Tabakmonopols nicht durchführen 
konnte, wie ſich bald herausſtellte. Durch die Aufhebung oder Er— 
leichterung der Klaſſenſteuer hoffte er die Maſſe der kleinen und 
mittleren Leute für ſeine Pläne zu gewinnen; durch die großen Über— 
weiſungen an die Selbſtverwaltungskörper dachte er dann dieſe vor 
ſeinen Wagen zu ſpannen. Durch ſeine Einkommenſteuerpläne 
ſchmeichelte er den Velleitäten der Beſitzenden, durch ſeine Schutzzoll— 
pläne denen der Agrarier und Großinduſtriellen. Die Durchführung 
der Pläne hing davon ab, 1. welche geſchickten Köpfe und Hände er 
zur Ausführung gewann und 2. ob und inwieweit dieſe neuen Pläne 
und ihre Lockmittel mit den hergebrachten preußiſchen Staats- und 
Beamtentraditionen und Parteitendenzen, mit der damaligen öffent— 
lichen Meinung irgendwie zu vereinigen wären. 

Über die Fähigkeiten der preußiſchen Finanzminiſter in der Zeit 
von 1878-1890 läßt ſich kurz folgendes ſagen: Die zwei erſten 
ſtellten je einen kurzen Verſuch mit untauglichen Mitteln dar. 
Hobrecht (1878—80) kam als nationalliberaler Politiker über einen 
Verſuch, das Budgetrecht des Abgeordnetenhauſes zu ſtärken, nicht 
hinaus. Bitter (1880 —83) war als Finanzminiſter eine Null; an 
den finanziellen Erfolgen und Mißerfolgen während ſeiner Amtsperiode 
iſt er gleich unſchuldig. Herr v. Scholz (1883-90), früher Rat 
im Kultusminiſterium für Etatsſachen, konnte ein gewandter Gehülfe 
des Kanzlers werden, da er ſich mit der älteren preußiſchen Finanz— 
tradition ebenſo, wie ſein Meiſter, im Gegenſatz wußte; ſeine Ver- 
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dienſte um Flüſſigmachung großer Mittel für Volksſchule und Unter⸗ 
richtsweſen überhaupt ſind unzweifelhaft; im übrigen fehlte ihm die 
Selbſtändigkeit, um die Bismarckſchen Pläne auf das durchführbare 
Maß herabzuſtimmen. 

Die Bismarckſchen Finanzpläne tragen den Stempel des großen 
gewaltigen Genius natürlich auch an der Stirne. Manches und 
Wichtiges von ihnen iſt gelungen und bleibt für immer ein großer 
Fortſchritt: ſo die preußiſche Eiſenbahnverſtaatlichung, zu der der 
Fürſt in Maybach die rechte Hand fand. Auch die Zollreform in 
ſchutzzöllneriſcher Richtung mit dem Erfolg einer großen Einnahme— 
ſteigerung war notwendig und heilſam, hätte nur vorſichtiger und mit 
größerer Schonung unſeres auswärtigen Abſatzes, unſerer Handels— 
vertragsbeziehungen durchgeführt werden müſſen. Des Fürſten Ab- 
ſicht, die indirekten Steuern, zumal die des Reichs zu ſteigern, war 
ganz berechtigt, ebenſo ſein Kampf für die Erleichterung der unteren 
Stufen der Klaſſenſteuer. Er hätte in beidem mehr erreicht, wenn 
er ſich nicht ſo einſeitig auf ausländiſche Erfahrungen geſtützt hätte, 
wenn er in ſeiner Neigung, die Einkommenſteuer faſt ganz zu be- 
ſeitigen, nicht immer wieder den Anſchein erweckt hätte, gar kein 
Gefühl für Steuergerechtigkeit und für die Tugend zu haben, ohne 
die keine große Ariſtokratie ſich behaupten kann, im Steuerzahlen 
voranſtehen zu wollen. Wenn Bismarck unſere Einkommenſteuer zerſtört 
hätte, ſo wäre das geradezu ein nationales Unglück geweſen; es iſt 
ein Verdienſt, daß die Majorität des Abgeordnetenhauſes ihm da 
Widerſtand leiſtete. Seine Monopolpläne waren verfrüht, nicht den 
deutſchen Gefühlen, nicht der Bundesverfaſſung angepaßt. Seine 
Erwartungen, die Wählerſchaften durch grobe finanzielle Lockmittel 
zu gewinnen, verſagten ganz. Die finanzielle Hülfe, die er und Scholz 
den Selbſtverwaltungskörpern brachten, war an ſich berechtigt, geſchah 
aber in übertriebenem Umfang, in falſcher Form. Die Folge war 
doch zuletzt, daß Preußen Schulden machte, um übergroße Summen 
an die Kreiſe zu zahlen, die dafür teuere Kreispaläſte bauten. 

Fürſt Bismarck war nicht genug finanzieller Fachmann. Seine 
finanziellen Reden ſind eine merkwürdige Miſchung von großer 
praktiſcher, aber vielfach auch ganz einſeitiger Lebenserfahrung, von 
ſeltenem Geiſte und kühnſter Konzeption, in die ſich aber mitunter 
Dilettantismus und mancherlei Partei- und Klaſſenvorurteile miſchten. 

Die preußiſchen und die Reichsfinanzen find von 1878-1890 
enorm angewachſen; das Geſpenſt der Matrikularbeiträge war faſt 
beſeitigt; die Überweifungen aus Reichsmitteln an die Staaten hatten 
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diefen große Hülfe gebracht; großen Kulturaufgaben hatte man genügen 
können. Aber noch viel mehr Ausgaben hatte man beſchloſſen als 
die Einnahmen geſtatteten. Man hatte zwar 1889 —90 noch Über- 
ſchüſſe. Aber dann kamen jahrelange preußiſche Defizite. Die 
preußiſchen Finanzen waren in ſchlechtem Zuſtande, als Bismarck 
abtrat. Ich möchte ſagen, die drei Finanzehen des Fürſten mit 
Hobrecht, Bitter und Scholz waren doch Fehlgriffe geweſen. Hätte 
er, nach ſeiner Perſönlichkeit und nach Lage der innern Politik, 1878 
vermocht, ſich mit Bennigſen und Miquel zu einer Finanzreform 
zu vereinigen, ſo lägen auf der preußiſchen Finanzgeſchichte von 
1878-90 nicht jo dunkle Schatten neben den glänzenden Lichtern. 
Von einer Schuld Bismarcks möchte ich aber viel weniger ſprechen, 
als von der Unfähigkeit des damaligen Finanzminiſteriums, von der 
Unentwickeltheit der damaligen Parlamente, Parteien und öffentlichen 
Meinung, von der ungeheuern Schwierigkeit der Probleme: rieſenhaft 
ſteigende ſtaatliche Aufgaben, Zwieſpältigkeit der Reichs- und Staats- 
finanzen, Ungeklärtheit der alten und neuen Theorien über Staats- 
aufgaben und ſtaatliche Mittel! Auf ſolchem Boden ſollte raſch ein 
großer Neubau der Reichs-, Staats- und Kommunal-Finanzen er- 
richtet werden. Wie ſollte das auf einmal gelingen! Der preußiſche 
Etat balancierte 1870 mit 516, 1878 —79 mit 713 Mill. Mk.; in 
der eben geſchilderten Ara war er um eine Milliarde gewachſen, 
balancierte 1889 —90 mit 1747 Mill. Schon daraus ſehen wir, um 
welche bedeutungsvolle Zeit es ſich unter Bismarck und Scholz 
handelte Unter Miquel wuchs der Etat dann bis 1899 —1900 auf 
2472 Mill. Mk. an, alſo wieder um 700 Mill. Mk. in zehn Jahren. 

ad. 3. Die Lage der Dinge war in dieſem Jahrzehnt eine ganz 
andere als vorher: die neuen Reichskanzler traten für die Finanz— 
fragen zurück; Miquel verſtand es, dem Finanzminiſterium Preußens 
wieder die zentrale Stellung in der preußiſchen Verwaltung zurück— 
zugeben, die es einſt gehabt hatte, und daneben das Reichsſchatzamt 
zu beherrſchen. Er beſaß zunächſt das volle Vertrauen des Kaiſers, 
der großen Reformgedanken zugänglich war. Miquel war ein un— 
übertrefflicher parlamentariſcher Redner und Taktiker; von großem 
idealiſtiſchen Schwunge, von reicher volkswirtſchaftlicher Bildung, 
von unendlicher Fähigkeit, bis in ſein Alter zu lernen; er hatte eine 
lange und ausgezeichnete Schule in der Selbſtverwaltung und im 
öffentlichen Leben hinter ſich; ſeit Motzs und Maaßens Tagen hatte 
kein ſolches Talent, kein ſolcher Fachmann am Kaſtanienwäldchen 
geherrſcht. Mit Energie griff er ein: das Gleichgewicht der preußiſchen 
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Finanzen ſollte zunächſt durch altpreußiſche Sparſamkeit und groß- 
artige neue Reformen wieder hergeſtellt werden; das Reich trat dabei 
in zweite Linie; die Reichsfinanzreform ſchien ihm nur möglich auf 
dem Boden eines ſanierten preußiſchen Finanzſyſtems. Sich gewiſſen 
Tendenzen des Abgeordnetenhauſes nähernd, die großen direkten 
Steuerreformen der deutſchen Mittelſtaaten ſtudierend und als partielle 
Vorbilder annehmend, führte er mit ſeltener Geſchicklichkeit in wenigen 
Jahren die großartige Einkommenſteuerreform durch (die Erträgniſſe 
von 80 auf 160 Mill. 1890 — 1900 ſteigernd), fügte eine Vermögens⸗ 
ſteuer als Ergänzungsſteuer bei, wußte durch das Kommunal- 
ſteuergeſetz die kommunalen Körperſchaften, denen die Grund-, Ge⸗ 
bäude- und Gewerbeſteuer des Staates überlaſſen wurde, zugleich 
wieder auf den rechten Weg eigener Beſteuerung zu weiſen. Die 
Verbeſſerung der Erbſchaftsſteuer mißlang auch ihm; aber dafür ge- 
lang ihm eine Reviſion der Stempelſteuer, der Gebührenordnung, 
eine Wiederherſtellung regelmäßiger Schuldentilgung, eine große 
Steigerung der Eiſenbahnüberſchüſſe. Durch vorſichtige Veranſchlagung 
der Einnahme, reiche Dotierung des Extraordinariums ſuchte er auch 
für ungünſtige Jahre die Wahrſcheinlichkeit eines Defizits zu be— 
ſeitigen. Er war in manchen Punkten vielleicht überſparſam, ſchränkte 
die Bautätigkeit in den mageren Jahren unter Schädigung des Er- 
werbslebens zu ſehr ein, würdigte die volkswirtſchaftlichen Vorteile 
des Mittellandkanals nicht genügend, aus Furcht vor Rückgang der 
Eiſenbahnüberſchüſſe. Aber er hat daneben für Handel, Gewerbe, 
Landwirtſchaft und Unterricht doch Großes geleiſtet. Er hat die 
Defizite von 1891—94 beſeitigt, wieder eine normale preußiſche 
Überſchußwirtſchaft geſchaffen. Ein ſo guter Kenner der preußiſchen 
Finanzen, wie Zedlitz Neukirch, meinte 1900 ſogar: „In keiner Zeit 
ſeit Friedrich dem Großen ſeien die preußiſchen Finanzen ſo ſicher 
fundiert geweſen, wie nach dem Jahrzehnt Miquelſcher Ver— 
waltung.“ 

Dieſer Ausſpruch iſt wohl etwas übertrieben. Die guten Finanz- 
reſultate, mit denen Miquel abſchloß, hängen teilweiſe mit den 
glänzenden Hauſſejahren von 1896 - 1900 zuſammen; eine Schwäche 
ſeiner Finanzpolitik iſt, daß die Verſuche einer Reichsfinanzreform 
1893-94 ſcheiterten; die Prophezeiung, daß die preußiſchen Finanzen 
durch Miquels Reformen gegen jeden Rückſchlag gefeit ſeien, hat ſich 
nicht als zutreffend gezeigt. Aber ſeine Verdienſte bleiben doch außer: 
ordentliche. Er hat nach einer langen Epoche des Stillſtandes und 
der Fehlgriffe wieder Fortſchritt, Geiſt, große zeitgemäße Ideen ins 


* 


58 Guſtav Schmoller. [58 


Finanzminiſterium gebracht. Er hat die Vorbedingung geſchaffen, 
unter der allein heute eine große Reichsfinanzreform möglich iſt. 

Wir ſchließen mit Miquel unſere hiſtoriſche Skizze. Die 
preußiſchen Finanzen von 1900 —1908 zu beſprechen, haben wir uns 
nicht vorgeſetzt. Sein Nachfolger wandelte im ganzen dieſelben 
Bahnen, wie Miquel; er hat damit während der wieder einſetzenden 
Hauſſeperiode 1901 — 1906 gute Reſultate erzielt; ſeither aber be— 
gannen auch für ihn wieder Schwierigkeiten und Defizite, für die 
neue Steuern nötig ſind; in die Reichsfinanzreform hat er, ſoweit 
ich ſehen kann, nicht führend eingegriffen. Er iſt ein glänzender 
ſchlagfertiger Redner wie Miquel, ein unermüdlicher Verteidiger der 
Staatsintereſſen; aber er hat die Stellung Migquels ſich doch nicht 
zu erhalten gewußt; er iſt ein ausgezeichneter Beamter aus der 
Schule der Bismarckſchen Herrſchaft, mit jenem Anflug feudal— 
ariſtokratiſchen Geiſtes, wie ſie dieſer eigen iſt. Miquel, der alte 
Marxianer, beſaß neben ſeiner univerſalen Bildung und ſeiner großen 
politiſchen Stellung aus der Zeit von 1859 — 1890 eine ſouveräne 
Freiheit des Geiſtes und des Urteils, wie ſie unendlich ſelten iſt. 
Doch genug. Wir wollten ja von der Zeit nach 1900 nicht reden. 

Wir wollen nur in einem letzten Abſchnitt einige allgemeine 
Reſultate aus den hiſtoriſchen Überſichten zu ziehen verſuchen, die 
wir gaben. Wir denken, daß ſie auch für die Gegenwart nicht ohne 
einen gewiſſen Wert ſein werden. 


VII. Schlußworte. 


Wir haben in einer Reihe von Abſchnitten die Finanzgeſchichte der 
wichtigſten europäiſchen Staaten an uns vorübergehen laſſen. Wir 
ſahen: den Zuſammenbruch der mittelalterlichen Naturalverfaſſung der: 
ſelben, die taſtenden Verſuche der meiſt ſtark verkleinerten Staaten 
vom 14. bis 17. Jahrhundert, von den Reſten der alten Natural- 
verwaltung zu retten, was möglich ſei, daneben eine Geldfinanz ein- 
zurichten; dann im Zuſammenhang mit der europäiſchen Staaten- 
bildung des 16. bis Anfang des 19. Jahrhunderts die volle Aus— 
bildung der modernen Staatsfinanz mit einem Geldſteuerſyſtem und 
einem bedeutſamen Schuldenweſen; in der langen Epoche der Handels— 
und Kolonialkriege, des aufgeklärten Deſpotismus, der ſich bildenden 
ſtehenden Heere und des Berufsbeamtentums große Fortſchritte in 
der Organiſation, in den Mitteln der Finanz, aber daneben faſt noch 
mehr Mißbräuche und Schwierigkeiten, Staatsbankrotte, da und dort 
faſt eine Erdroſſelung des privatwirtſchaftlichen Lebens durch fisfali- 
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ſchen Druck, durch wucheriſche Steuerpacht, mehrmals faſt den Ruin 
der ſtaatlichen Exiſtenz durch Defizits und Mißwirtſchaft; außer in 
England noch nirgends eine Kontrolle durch die Offentlichkeit; von 
1814 dann in der langen Friedenszeit bis 1860/0 die Beſeitigung 
der meiſten und ſchlimmſten frühern Mißbräuche, große organiſatoriſche 
und materielle Finanzreformen, Sieg der konſtitutionellen Budget— 
kontrolle und der Offentlichkeit, Verſuche, wiſſenſchaftliche Prinzipien 
dem Steuerweſen zugrunde zu legen; aber bei der außerordentlichen 
Schwierigkeit, eine ſtaatliche Rieſenwirtſchaft gut durchzuführen, die 
großen Intereſſengegenſätze von Staats- und Einzelwirtſchaft jeder— 
zeit harmoniſch auszugleichen, doch ein verſchiedenes Gelingen des Pro— 
blems; immerhin in der langen Friedenszeit von 1815 bis 1860/0 
unter relativ nur langſam wachſenden Ausgaben ein Auskommen 
mit den 1770— 1830 ausgebildeten Ideen, Finanzinſtitutionen, 
Steuern; und nun von 1860 bis heute neue und ſteigende Schwierig— 
keiten, infolge der unendlich geſteigerten neuen Staatsaufgaben, der 
neuen Kolonialerwerbungen und internationalen Intereſſenkonflikte, 
der vielfachen Vergrößerung der Staaten und Reiche, der enorm an— 
wachſenden Militär- und Marinekoſten, ſowie der unvermeidlichen 
Verflechtung der zu löſenden großen Finanzaufgaben mit den inneren 
Verfaſſungs-, Partei- und ſonſtigen Kämpfen. 

Hätten wir unſere Vergleichung noch auf weitere Staaten aus— 
dehnen können, ſo würde noch deutlicher in die Augen ſpringen, wie 
enge alle ältere und neuere Staatenbildung mit der Finanzentwicklung 
verknüpft iſt, wie die großen Epochen des Staatslebens zugleich die 
der Finanzentwicklung ſind, wie viele Staaten durch ſchlechte Finanz 
herunter-, durch gute emporgekommen find, wie auch keine große 
volkswirtſchaftliche Entwicklung denkbar iſt ohne gute Finanz, wie 
vor allem neue reale Veränderungen im Staats- und Geſellſchafts— 
leben, neue Gedanken und Ideen über das Verhältnis von Staat 
und Geſellſchaft, Staat und Volkswirtſchaft, Staat und Individuen, 
zu neuen Ordnungen der Finanz führen. 

Hatten die formalen und materiellen Fortſchritte in der Finanz— 
verwaltung 1815—61 zu einem gewiſſen ſcheinbaren Ruhepunkt ge— 
führt, von da an kam alles wieder in Fluß und Frage. Die Aus— 
gaben wuchſen in ganz anderer Proportion, und die Frage, wie weit 
ſie und die Staatsaufgaben wachſen dürften, war jetzt für den tiefer 
Blickenden nicht mehr mit der mancheſterlichen Abweiſung neuer Auf- 
gaben des Staats als Sozialismus abgetan. Überall verſagten die 
alten Ertragsſteuerſyſteme. Alle Steuerprobleme waren komplizierter 
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geworden; die Forderungen ſozialer Gerechtigkeit machten ſich geltend, 
wie nie um 1750—1850. Die Möglichkeit einer großen einträg— 
lichen ſtaatlichen Eigenwirtſchaft, die man von 1776-1870 jo gern 
ohne weiters als ſchädlich abgewieſen hatte, zeigte ſich nun doch als 
diskutabel. Damit traten auch Staatsmonopole nach und nach 
wieder als mögliche Form der Staatsfinanz in den Vordergrund. 
Die großen Schwankungen der Hauſſe- und Baiſſejahre erzeugten ſeit 
Mitte des 19. Jahrhunderts, wie vorher nicht leicht und jedenfalls 
nicht ſo ſtark, den jähen Wechſel der periodiſchen Überſchuß- und 
Defizitjahre. Die Etats wurden immer größere, immer ſchwieriger 
zu überblicken und zu verſtehen. Die Schuldenwirtſchaft hat in den 
meiſten Staaten eine finanziell, ſozial und ſonſt gefährliche Höhe er— 
reicht, ſo daß die praktiſche Erleichterung der Finanz durch Aufhebung 
der Schuldentilgung ſo wenig dauernden Beifall finden konnte, wie 
die phantaſtiſchen Theorien von Dietzel und Lorenz v. Stein, daß 
alle Verſchuldung ja die Schaffung ideeller Werte und Kapitale be— 
deute. Wohl ſtieg da und dort der Volkswohlſtand noch mehr, als 
die Ausgaben von Staat und Selbſtverwaltungskörpern; aber es 
war doch immer die Frage, ob ein Anwachſen des Budgets aufs 
4—10fache dadurch entſchuldigt werde. Und wenn man auch viel— 
leicht mit Recht ſagen kann: unſere Geſellſchafts- und Staats— 
einrichtungen rechtfertigen es, einen doppelten und mehrfachen Prozent— 
anteil des Nationaleinkommens gegen früher in die Hände von Staat 
und Gemeinde zu legen; es iſt natürlich, daß ſo große Veränderungen 
große Widerſtände auslöſen, nicht ohne große Intereſſenkämpfe ſich 
vollziehen. Vielleicht ſind die Reformen in Deutſchland am ſchwierigſten, 
ſchon weil unſere Großſtaatsbildung und unſere Wohlhabenheit eine 
der jüngſten iſt, weil das finanzielle Verhältnis von Reich und 
Staaten 1867 und 1870 ſo unvollkommen gelöſt wurde. 

Nur darf man heute nicht vergeſſen, daß auch die Mittel, um 
zu großen Reformen zu kommen, in der Gegenwart viel größere ſind, 
als je in frühern Zeiten: die wiſſenſchaftliche Einſicht iſt unendlich 
viel bedeutender als früher; die öffentliche Meinung und die Parla— 
mente, die Preſſe und die Literatur ſtellen eine geſellſchaftliche Maſchine 
der Verarbeitung und Durchſetzung neuer Gedanken dar, wie ſie 
früher nie vorhanden war. 

Große Finanzreformen ſind in früheren Zeiten faſt nur nach er— 
ſchütternden ſtaatlichen Kataſtrophen, während Kriegen gelungen, die 
die Exiſtenz des Staates in Frage ſtellten. Die Reformen von 
Sully, Colbert, Fleury, von Cromwell, Napoleon I., von Harden⸗ 
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berg, Pitt, die franzöſiſche Steuererhöhung von 1871—75 waren 
Folgen von großen Kriegen, von Revolutionen, von finanzieller Miß— 
wirtſchaft ohnegleichen; auch Peels Reformen waren die Folge der 
finanziellen Impotenz von 1815 —42. Solche Zeiten mit ihren 
Gefahren bringen am leichteſten die wirklich Fähigen an die Spitze, 
erzeugen einen Patriotismus von höchſter Stärke, machen die Nationen 
zahlungswillig. Aber in neuerer Zeit ſind doch auch in ruhigeren 
Epochen bedeutende Reformen gelungen; ich erinnere nur an die von 
Gladſtone und Miquel; beide waren freilich Virtuoſen im Spiel 
auf dem Inſtrument der Parlamente und der öffentlichen Meinung; 
Gladſtone wußte ſich immer den Anſchein zu geben, als liege ihm 
nichts ſo ſehr am Herzen als die Erleichterung der Steuerlaſt. 
Miquel verſüßte feine Steuerprojekte mit lockenden Zuckerpillen (Ber: 
zicht des Staats auf die alten Ertragsſteuern, Verſprechen, die Ein— 
kommenſteuerreform nur zu gerechterer Verteilung benutzen zu 
wollen). 

Am eheſten gelangen die großen Finanz- und Steuerreformen, 
wenn der Finanzminiſter und der leitende Staatsmann ein und die— 
ſelbe Perſon waren: Cromwell, Colbert, die altpreußiſchen Könige, 
Pitt, Peel, Gladſtone ſind Beiſpiele hierfür. Colberts beſte Leiſtungen 
fielen in die Jahre, da ihm Louvois beim König noch nicht den 
Rang abgelaufen hatte; Peel ſorgte dafür, daß bis auf die Kammer: 
frauen der Königin ſeine whigiſtiſchen Gegner beſeitigt wurden. 
Stein und Hardenberg reſervierten ſich in ihrer erſten Zeit neben 
der allgemeinen Staatsleitung das Finanzminiſterium. Ich glaube, 
daß Miquel ſeine letzten Karten für eine Reichsfinanzreform erſt als 
Reichskanzler ausſpielen wollte. Aber je größer und komplizierter 
die Staatsgeſchäfte werden, deſto ſeltener und ſchwieriger iſt doch 
heute die Perſonalunion zwiſchen Miniſterpräſidenten und Finanz⸗ 
miniſter. Glücklich, wenn ſie wenigſtens ganz einig ſind und ohne 
Reibung zuſammen wirken. Bismarck hat 1862—83 dieſes Ziel 
nicht erreichen können. Heute hat der deutſche Reichsſchatzſekretär 
ſich nicht nur mit dem Reichskanzler, ſondern mit ſo und ſo viel 
Landesregierungen und einzelſtaatlichen Finanzminiſtern zu verſtän⸗ 
digen. Ich hörte einen angeſehenen eingeweihten Mann, den man 
als Nachfolger von Herrn v. Stengel bezeichnete, ſagen, er würde 
doch nie das Reichsſchatzamt annehmen, wenn ihm nicht zugleich das 
preußische Finanzminiſterium angeboten würde; die zu überwindenden 
inneren Reibungen ſeien zu groß. 

Trotz alldem, dieſe Schwierigkeiten laſſen ſich überwinden, wenn 
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eine aufwärtsgehende volkswirtſchaftliche Entwicklung die Finanz: 
reform erleichtert, und wenn die Regierung das volle Vertrauen des 
Volks oder ſeiner Majorität genießt. 

Und bei dem erſteren Punkt kommt es nicht ſowohl darauf an, 
ob im Augenblick Hauſſe oder Baiſſe vorhanden, ſondern ob die 
Geſamtbedingungen eines ſteigenden Wohlſtands für Jahrzehnte vor— 
handen ſind. Als Peel 1842 die Einkommenſteuer durchſetzte, 
waren augenblicklich gedrückte Zeiten für England, aber das Volk 
glaubte an den zukünftigen Aufſchwung; auch Gladſtones Reform 
von 1853 fiel noch in die Nachwirkung gedrückter Konjunkturen. 
Für unſere heutige Reichsfinanzreform dürfen wir annehmen, daß 
das deutſche Volk in ſeiner großen Mehrheit an ſeine wirtſchaftliche 
Zukunft glaubt. Aber vertraut es auch ſo ſeiner Staatsleitung, daß 
es ſeine Abgeordneten in ihrer Majorität zwingt, den jetzigen Reform— 
projekten zuzuſtimmen? Iſt die Reichsleitung ſo mit den Einzelſtaaten 
und mit den berechtigten politiſchen Zeitbedürfniſſen in Einklang, 
daß der Erfolg ſicher ſcheint? Iſt man in Preußen geneigt, ſind 
unſere Konſervativen weitſichtig genug, daß man gewiſſe beſcheidene 
Konzeſſionen dem Liberalismus machen wird? Meine Hoffnungen 
in dieſen Beziehungen auf den Reichskanzler waren hisher günſtige. 
Aber ſie ſanken auf den Nullpunkt, als es infolge der jetzigen Kriſis 
den Anſchein nahm, als werde er zurücktreten. Sein Abgang würde, 
nach meiner Empfindung, das Begräbnis der Reichsfinanz mindeſtens 
für dieſes Jahr bedeutet haben. Da er nun bleibt, ſo rechne ich auf 
ein Gelingen. 

Jeder Regierung, auch der beſten und anerkannten, ſteht die 
natürliche Abneigung der Steuerzahler entgegen. Ein wahres eng— 
liſches Wort ſagt: it is not given to man, to tax and to be loved. 
Alle Steuererhebung iſt und bleibt unpopulär. Wer dafür kämpft, 
muß das wiſſen, muß eventuell, wenn er ſein Ziel erreicht, neuen 
Männern Platz machen. Aber nicht eigentlich um die Staatsbürger 
als ſolche handelt es ſich heute, wenn die Oppoſition gegen neue 
Steuern erſtarkt, ſondern um die organiſierten Intereſſengruppen 
und die politiſchen Parteien. 

Daß die erſtern, wenn ſie ſpeziell bluten ſollen, ihre Intereſſen 
verteidigen, die Folgen der neuen, ſie treffenden Steuern unterſuchen 
und beleuchten, kann niemand ihnen verargen, am wenigſten eine 
Regierung, die ſeit Bismarcks Tagen ſolche Intereſſenorganiſationen 
förderte und oftmals ihre Elaborate für die erleuchtetſte volkswirt⸗ 
ſchaftliche Erkenntnis anſah. Die heutige deutſche Reichsregierung 
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hat dieſen Fehler im ganzen vermieden; ſie wird alſo damit fertig 
werden, aus den Gegenſchriften gegen die neuen Steuern alles lernen, 
was ihnen zu entnehmen iſt, aber ſie nur für das anſehen, was ſie 
ſind, egoiſtiſche Advokatenſchriften. 

Die eigentlich entſcheidende Rolle ſpielen ja nun die e 
politiſchen Parteien, die freilich in jedem Lande wieder eine ver⸗ 
ſchiedene Bedeutung haben. Als Vorzug einer parlamentariſchen 
Regierung rühmt man oft, daß das im Amt befindliche Miniſterium 
ſeiner Sache viel ſicherer ſei; das iſt bis auf einen gewiſſen Grad 
der Fall. Aber Pitt hat erſt langſam ſich eine Majorität errungen, 
Peel hat halb mit Parteifreunden, halb mit Parteigegnern 1842 
geſiegt; Gladſtone iſt als Premierminiſter einmal mit dem Budget 
ſo hereingefallen, daß er es raſch zurückzog. In manchen Ländern, 
wie Frankreich, hat man ſogenannte parlamentariſche Miniſterien, 
die viel ſchwächer ſind, als unſere deutſche und preußiſche Regierung. 
Den Zolltarif von 1903 und die Reichsfinanzreform von 1906 hat 
eine geſchickte parlamentariſche Taktik der Regierungen doch unter 
Dach und Fach gebracht, freilich mit viel zu großen Opfern an 
Klaſſenwünſche und Parteivelleitäten. Ohne Opfer für die Regierung 
an die Blockparteien und der Blockparteien untereinander wird es 
auch jetzt ja nicht gehen. Aber wenn es die rechten, vernünftigen 
Kompromiſſe ſind, ſo tut das nichts. Die geſchickte Taktik des 
Reichskanzlers, die energiſche Kaltſtellung der innerhalb der Regie— 
rungen Widerwilligen, die feſte Betonung, daß wir in unſerer ge— 
fährdeten Lage nicht länger im Reiche mit Defiziten wirtſchaften 
dürfen, ohne die Exiſtenz und die Zukunft Deutſchlands zu gefährden, 
die raſtloſe Aufklärung der öffentlichen Meinung, — das kann uns 
durch alle Klippen des Reichstags und des Parteiweſens hindurchführen. 

Der Reichstag wird endlich einſehen, daß er nicht mehr Aus⸗ 
gaben ohne neue Einnahmen bewilligen darf, daß das Unweſen der 
Matrikularbeiträge ein Ende durch vergrößerte eigene Reichseinnahmen 
finden muß. Die ſozialen Klaſſen, die Parteien und die Regierungen 
müſſen endlich den übertriebenen Schulſtreit, ob direkte oder indirekte 
Steuern vorzuziehen ſeien, ebenſo den Rechtsſtreit, ob das Reich nur 
indirekte Steuern haben dürfe, in die Ecke ſtellen und unabhängig 
davon die brauchbarſten und einträglichſten Steuern wählen, ein 
Steuerſyſtem von Reichs-, Staats- und Gemeindeſteuern herſtellen, > 
in dem die verſchiedenen Steuerarten ſich ergänzen, eine gerechte Ver⸗ 
teilung herbeiführen. Alle vernünftigen Leute aller Parteien und 1 
Klaſſen ſollten endlich einſehen, daß die indirekten Steuern die unteren 
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Klaſſen ſtark überlaſten, daß aber direkte Steuern allein nicht mög— 
lich ſind. Die indirekte Steuer hat gewiß den Vorzug, nicht ſo 
direkt, jo unmittelbar bemerkt zu werden; fie täuſcht das fteuer- 
zahlende Publikum über die Steuerlaſt hinweg. Aber ſie kann, wie 
in England von 1700-1860, volkswirtſchaftlich fo außerordentlich 
ſchaden, daß ihre Einſchränkung erſtes Erfordernis der Reform iſt. 
Bei uns erträgt ſie gewiß noch erhebliche Ausdehnung; das Volk 
iſt nicht ſo ſteuerlich ausgebildet, daß es nicht für einen großen 
Teil ſeiner Steuerzahlung der Täuſchung bedürfte, die in den indirekten 
Steuern liegt. Aber anderſeits ſind die mittleren und unteren Klaſſen 
heute viel aufgeklärter als 1600 — 1850; fie wiſſen zu gut, daß es ihre 
Wolle iſt, die hauptſächlich mit der indirekten Steuer geſchoren 
werden ſoll. Daher muß eine ſtarke Heranziehung von direkten 
Steuern, die vor allem die Wohlhabenden treffen, auch im Reiche, 
nicht bloß in den Staaten und Gemeinden ſtattfinden. Ohne eine 
recht ausgiebige Erbſchafts- und Nachlaßſteuer müſſen die Liberalen 
ihre Mitwirkung bei der Reichsfinanzreform verſagen. Wenn die 
Konſervativen in ihrer Mehrzahl hier ihre Hülfe verweigern, ſo fällt 
ſie ſicherlich. Freilich auch Pitt mußte, als er 1799 die Erbſchafts— 
ſteuer einführte, die Grundbeſitzer zunächſt freilaſſen, erſt Gladſtone 
konnte 1853 dieſes Unrecht gutmachen. Im übrigen iſt es nicht 
ſchwer, den Landwirten durch verſchiedene Konzeſſionen in der Aus— 
führung entgegenzukommen. 

Unſere konſervativen Parteien, die nur für indirekte, unſere 
liberalen, die überwiegend für direkte Steuern ſchwärmen, möchte 
ich zum Schluß an die klugen Worte Gladſtones von 1861 über die 
Vorzüge der beiden Steuerarten erinnern: „Mir kommen beide vor, 
wie zwei anziehende Schweſtern, die in die Londoner Geſellſchaft 
eingeführt, beide dasſelbe Vermögen und dieſelben Eltern haben, ſich 
nur ſo unterſcheiden, wie zwei Schweſtern zu tun pflegen, durch 
hellere und dunklere Geſichtsfarbe; die eine tritt mehr frei und offen 
auf, die andere etwas ſcheu, ſich verbergend und ſchmeichelnd. Ich 
ſehe nicht ein, warum zwiſchen den Bewunderern der beiden Damen 
eine unfreundliche Rivalität ſein ſollte. Ich geſtehe offen — man 
mag es unmoraliſch finden oder nicht —, daß ich als Schatzkanzler 
und Mitglied dieſes Hauſes es nicht bloß für erlaubt, ſondern 
für pflichtgemäß hielt, meine Aufmerkſamkeit ſtets beiden Damen 
zuzuwenden. Ich bin alſo zwiſchen direkten und indirekten Steuern 
gänzlich unparteiiſch.“ 

20. November 1908. 


Fer Ex 


Verlag von Duncker & Humblot in Leipzig. 


Soeben erſchienen: 


Am Vorabend 


der neuen Reichsfinanzreform. 
Von 
Dr. Hans Köppe, 


— ſſor an der Aniverſität Marburg a. d. Labn. 
teka Glowna UMK Preis 2 M. 


Bibl 
0000 
I i b Grundriß 


der Age Volkswirtſchaftslehre. 


Von 
Guſtav Schmoller. 3 
Erſter Teil: 7.— 10. Tauſend. Ergänzt und vermehrt. 1908. Preis geheftet * . 
13 M., gebunden 14 M. 20 Pf. N 
Zweiter Teil: 16. Tauſend. 1904. Preis geheftet 16 M., gebunden 
17 M. 60 Pf. Y 


Die Entwicklung 
der deutſchen Volkswirtſchaftslehre 


im neunzehnten Jahrhundert. 


Guſtav Schmoller 
zur ſiebenzigſten Wiederkehr ſeines Geburtstages, 24. Juni 1908, 
in Verehrung dargebracht von 


S. P. Altmann, W. J. Aſhley, C. Ballod, L. Bernhard, L. v. Borteewien 

K. Hiehl, Chr. Eckert, F. Eulenburg, P. Fahlbeck, D. W. Farnam, C. J. Sn, 8 

O. Gerlach. C. Gide, E. Gnauck-Kühne, A. Graziani, A. Grotjahn, K. Grünberg 

M. v. Heckel, K. Th. v. Inama⸗Sternegg, R. Keibel, W. Lexis, P. Moldenhauer, er 52 

E. v. Philippovich, K Rathgen, P. Sander, G. Schanz, H. Schumacher, G. Seibt, * 

A. Spiethoff, F. Tönnies, W. Troeltſch, H. Waentig, K Wiedenfeld, L. v. Wieſe, 
N. Wilbrandt, A. Wirminghaus, R. Wuttke, W. Wygodzinski, F. Zahn. 


Zwei Teile. — Nahezu 100 Bogen Großottav. 
Preis geheftet 25 M., gebunden 30 M. 


Piererſche Hofbuchdruckerei Stephan Geibel & Co. in Altenburg. 


